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Linoteumſchnitt oon Comar 


Ein Rind ift uns geboren 
Ein Sohn ift uns geſchenket 


O kr 2. Dezemberheft 1930 


Der Heimatdienft 


Friede auf Erden. 


Don Prälat Ulitzka, M. d. R. 


Im Fluge der Zeit naht wieder Weihnachten. Don Millionen 
von Lippen klingt wieder die Himmelsbotſchaft: „Friede den 
Menſchen auf Erden.“ Friede, der ſchließlich letztes Ziel alles 
menſchlichen Sehnens und Strebens iſt. Friede im Herzen, Friede 
in der engeren und weiteren menſchlichen Gemeinſchaft, Friede 
unter den Völkern der Welt. Je ſtärker aber die Sehnſucht nach 
dieſem Gut iſt, deſto tiefer drückt es uns nieder, daß die Hoffnung 
der Menſchheit auf die faktiſche Einkehr des Friedens ſich nicht 
erfüllt hat. War deshalb die Friedensbotſchaft auf den Fluren von 
Bethlehem eine Täuſchung? Er, der den Frieden verkünden ließ, 
hat das Ziel gezeigt und den Weg zu ihm gewieſen, die Erreichung 
des Sieles aber abhängig fein laſſen von dem guten Willen der 
Menſchen. „Friede den Menſchen auf Erden, die eines guten 
Willens find.“ Hier liegt die Problematik des Weltfriedens. 

Stärker denn je iſt das Verlangen nach Frieden durch den ver⸗ 
floſſenen Weltkrieg erwacht. Die Millionen Toter, das Meer von 
körperlichen und ſeeliſchen Schmerzen, das Übermaß von Greueln, 
mit dem die Völker gegeneinander wüteten, haben die Menſchheit 
den Krieg in ſeiner ganzen Gräßlichkeit ſchauen und in Millionen 
von Herzen den Wunſch leidenſchaftlich fühlen laſſen: „Nie wieder 
Krieg!“ 

Dieſer Wunſch wuchs zu einer Welle, die die ganze Welt er⸗ 
faßte. Von ihr hätten auch die verantwortlichen Staatsmänner 
ſich tragen laſſen müſſen, die den Krieg zu liquidieren hatten. Wohl 
hat man der Kriegsliquidation den Namen Friedensvertrag bei⸗ 
gelegt, aber man hat feinem Werke nicht die Dorausſetzungen 
gegeben, mit denen wirklicher Friede hätte zuſtande kommen können. 
Der Friedensvertrag von Derfailles hat den Namen eines Vertrages, 
iſt in Wirklichkeit aber das einſeitige Diktat der Siegermächte. Die 
innere Zuſtimmung der Beſiegten fehlte. Man verſuchte in Der- 
ſailles durch eiferne Klammern rein äußerer Macht den Krieg zu 
verhindern und den Frieden zu ſichern, überſah aber, daß die 
Dynamik verletzten Ehr⸗ und Nectsgefühls, elementaren Lebens⸗ 
und Geltungswillens der unterdrückten Völker die angeſetzten 
Klammern eher oder ſpäter ſprengen muß. Das Kriegsfeuer iſt 
nicht ausgelöſcht, ſondern nur verſchüttet worden. Das Feuer 
glimmt weiter, und es bedarf nur eines Windſtoßes, um es furcht⸗ 
barer hervorbrechen zu laſſen. Da mag man noch ſo feierlich und 
entſchieden den Krieg verurteilen, wie es im Aelloggpakt geſchehen 
— wenn man nicht die Urſachen des Krieges beſeitigt, jo bleiben 
alle Friedensproklamationen eine wertloſe Geſte, an die kein ernſt⸗ 
hafter Menſch glaubt. 

Zu den Kriegsherden, aus denen jeden Augenblick die Flammen 
emporſchlagen können, gehört die Lage der nationalen Minder⸗ 
heiten, die durch die ungerechten und gewaltmäßigen Grenzziehungen 
von Derfailles entſtanden find. Schon die Beweggründe der Grenz⸗ 
änderungen waren nicht von aufrichtigen Friedensabſichten diktiert. 
Zu deutlich fühlt man dabei das Beſtreben, die beſiegten Völker zu 
ſtrafen und niederzuhalten und den Machtbereich der Sieger zu 
erweitern. Weit vom Friedenswillen lag auch die dabei geübte 
methode. Wider ihren Willen, entgegen ihren ſtärkſten Proteſten 
hat man ohne ſachliche Gründe erhebliche Teile von Nationen 
völkiſch fremden Staaten zugeteilt. Man hat geglaubt, das den 
Betroffenen angetane Unrecht und das von ihnen ſo tief empfundene 
Unglück dadurch paralyfieren zu können, daß man ihnen den Schutz 
ihrer Rechte auf Wahrung ihres Volkstums feierlich verſprach und 
die Aufnahmeſtaaten durch Minderheitenſchutzverträge band. Indes 
die verantwortlichen Mächte hätten wiſſen müſſen, daß für die Er⸗ 
füllung ihrer Verſprechungen und für die Einhaltung der Schutz⸗ 
verträge durch die verpflichtenden Staaten keine ernſtlichen Garantien 
gegeben waren, hätten wiſſen müſſen, daß die Aufnahmeſtaaten gar 
nicht die Reife beſaßen, ihre nationalen Minderheiten gemäß den 
Verträgen Fe behandeln. 

So haben wir es erleben müſſen, daß begründete Klagen und 
Beſchwerden der nationalen Minderheiten bald nach ihrer Zuteilung 


an die fremden Staaten laut wurden und bis zur Stunde nicht 
verſtummten. Ja, ihre Lage verſchlimmert fih von Tag zu Tag. 


Das gilt beſonders von dem Schickſal der deutſchen Minderheit 
in den Polen zugeteilten Gebieten. Geradezu empörende Formen 
hat in jüngſter Zeit die Behandlung der deutſchen Minderheit in 
Oſtoberſchleſien angenommen. Was an Rechtswidrigkeit, Gewalt⸗ 
tätigkeit und Unmenſchlichkeit Polens gegenüber Deutſchen bisher 
bekanntgeworden iſt, bleibt an Maß und Grad weit hinter dem 
zurück, was tatſächlich den Deutſchen jenſeits der deutſch⸗polniſchen 
Grenze angetan worden iſt. Die deutſche Minderheit in Oſtober⸗ 
ſchleſien macht ein wahres Martyrium durch. Bezeichnend dabei 
iſt, daß es ſich hier nicht nur um vereinzelte Exzeſſe ungezügelter 
und entarteter Menſchen handelt, ſondern um ein planmäßiges 
Unterdrückungs⸗ und Vernichtungsſpſtem gegenüber der deutſchen 
Minderheit, hinter dem offenſichtlich und nachweislich polniſche 
Regierungsftellen ſtehen. Die Tendenz iſt unverkennbar. Polen iſt 
ſich, wie wir, deſſen bewußt, daß es zu Unrecht, d. h. unter Beugung 
des Selbſtbeſtimmungsrechts der oberſchleſiſchen Bevölkerung, in den 
Beſitz deutſchen Gebietes gelangt iſt. Alle Welt muß zugeben, daß 
die Oberſchleſien zerſchneidende Grenze wider jede Mine Bee 
Vernunft verſtößt. Polen fühlt ſich daher unſicher in feinem Beſitz, 
zumal deutfcherfeits die Grenze nie innerlich anerkannt worden iſt, 
ein Oſtlocarno entſchieden abgelehnt wird. Um der daraus drohen⸗ 
den Gefahr einer Reviſion vorzubeugen, glaubt Polen möglichſt 
ſchnell das frühere deutſche Gebiet zu entdeutſchen. Daraus find in 
letzter Quelle die Bedrängungs⸗ und Unterdrückungsakte gegen die 
Deutſchen zu erklären. 


Daß ſolche Zuftände und Vorkommniſſe nicht bloß das Zu- 
ſtandekommen friedlicher und gedeihlicher Beziehungen zwiſchen 
den nächſtbeteiligten Völkern und Staaten verhindern, ſondern auch 
den Frieden unter den Völkern und Staaten überhaupt aufs höchſte 
gefährden, liegt auf der Hand. Wenn daher die verantwortlichen 
Mächte, die ſich doch alle nach außen wenigſtens zum Frieden be⸗ 
kennen, den Frieden wirklich wollen, dann müſſen ſie dafür ſorgen 
— und ſie ſind durch ihre Verträge dazu verpflichtet —, daß den 
beklagten Fuſtänden ein Ende gemacht wird. Ihr nächſtes Ziel 
muß fein, die durch Minderheitsſchutzberträge gebundenen Mächte 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen mit allen zu Gebote ſtehenden 
Mitteln anzuhalten. In Genf, wo der Völkerbund im Januar zu⸗ 
ſammentritt und wo die gegen die polniſchen Terrorakte gerichteten 
Beſchwerden der Reichsregierung und der deutſchen Minderheit vor⸗ 
liegen werden, wird es ſich zeigen, ob der Völkerbund den ernſtlichen 
Willen und die Kraft beſitzt, das, wozu er ſich zur Erhaltung des 
Friedens verpflichtet hat, auch durchzuſetzen. Bisher war ſolcher 
Wille leider nicht erkennbar. 


Der den Minderheiten feierlich verſprochene Schutz ihres 
Volkstums und ihrer ſtaatsbürgerlichen Rechte muß wahre wirk⸗ 
ſame Sicherung erfahren. Aber darüber hinaus werden ſich die für 
den Verſailler Friedensvertrag verantwortlichen Mächte erneut die 
Frage vorlegen müſſen, ob die in dieſem Vertragswerk enthaltenen 
Beſtimmungen, namentlich ſoweit fie ſich auf die Neuumgrenzung 
der europäiſchen Staaten beziehen, für die Dauer geeignet ſind, den 
Krieg zu verhüten und den Frieden unter den Dölkern herbei ⸗ 
zuführen. 

Verträge unter Völkern ſind zeitbedingt. Sie ſind nicht 
Selbſtzweck, ſondern nur Mittel zum Zweck. Wenn der Zweck, dem 
fie dienen, Anderungen gebieteriſch verlangt, dann darf man ſich 
ihnen gegenüber nicht verſchließen. Oberſter Zweck aller Völker⸗ 
verträge iſt das Leben und das Glück der Völker und der Friede 
unter ihnen. Will man aber wirklich den Frieden, dann darf man 
ihn nicht nur wünſchen, ſondern man muß auch die Wege zu gehen 
bereit fein, die zum Frieden führen, auch wenn fie Mühen und 
Gpfer auferlegen. Dann iſt man guten Willens und erfüllt man 
die Bedingung für die Erlangung des Friedens. 


Die Verordnung des Reichspräſidenten 


zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930. 


Die Verordnung zerfällt ihrem Weſen nach in drei Haupt- 
gruppen, von denen die erſte Gruppe gewiſſe Abänderungen der Not⸗ 
verordnung vom 26. Juli d. insbeſondere hinſichtlich der 
1 der Arbeitsloſenverſicherung und der Gemeinde» 
finanzen, bringt. Die zweite Gruppe bildet das Kernftüd der Ders 
ordnung und enthält den Wirtfchafts- und Finanzplan der Reichs⸗ 
regierung, insbeſondere die Maßnahmen zur Sicherung des Etats 
und zur Vereinfachung und Dereinheitlihung des Steuerweſens. 
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Die dritte Gruppe enthält u. a. insbeſondere Maßnahmen zur 
Stützung der notleidenden Landwirtſchaft. Die Verordnung ſelbſt 
gliedert ſich in neun Teile (erſtens Anderung der Verordnung des 
Reichspräſidenten vom 26. Juli 1950, zweitens Sicherungen des 
Haushalts, drittens Steuervereinfachung und Steuervereinheitlichung, 
viertens Senkung von Kealſteuern und Verkehrsſteuern, fünftens 
Finanzausgleich, ſechſtens Reichsbank, Golddiskontbank, Rentenbank, 
ſiebentens Wohnungswirtſchaft, achtens Maßnahmen zum Schutze 
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der Landwirtſchaft, neuntens Vereinfachungen und Erſparniſſe auf 
dem Gebiet 5 Wache Nachſtehend eine kurze Überficht über 
die wichtigſten Vorſchriften der Verordnung: 
Erſter Teil: Anderung der Verordnung 
vom 26. Juli 1950. 

Die Verordnung vom 26. Juli hatte u. a. den Gemeinden 
namentlich im Hinblick auf ihre durch das Anwachſen der Krifen- 
unterſtützungs⸗ und Wohlfahrtsempfänger entſtandene Notlage eine 
Reihe neuer Einnahmequellen (Gemeindebierſteuer, Gemeinde⸗ 
getränkeſteuer, Bürgerſteuer) erſchloſſen. Im Hinblick auf die wei⸗ 
tere Verſchärfung der Notlage der Gemeinden werden dieſe Ein⸗ 
nahmequellen zum Teil erweitert; daneben werden Härten, die ſich 
aus der Durchführung der alten Verordnung ergaben, gemildert 
(Kap. I). Eine Erweiterung erfährt die Gemeindebierfteuer. Sie 
ſoll ſchon mit Wirkung vom 1. Januar 1951 ab bis zum Doppelten 
der in der Verordnung vom Juli vorgeſchriebenen Sätze erhoben 
werden können. Eingeſchränkt wird dagegen die Gemeindegetränke⸗ 
ſteuer; fie ſoll nur bis zum Ende des Rechnungsjahres 1951 er- 
hoben werden können. Außerdem kann der Reichsminiſter der 
Finanzen die Herausnahme einzelner Getränke aus der Steuer an⸗ 
ordnen. Bei der Bürgerſteuer iſt der Kreis der Befreiungen er⸗ 
weitert worden, insbeſondere werden befreit alle Sozialrentner 
(Unfall-, Invaliden-, Angeſtellten⸗, Unappſchaftsrentner), wenn ihr 
Einkommen 900 Rut. nicht überſteigt. Die Staffelung der Steuer⸗ 
ſätze iſt etwas weiter auseinandergezogen als in der Verordnung 
vom Juli. Wichtig iſt aber, daß die neue Staffelung erſt für das 
Rechnungsjahr 1951 gilt. 

In der Derordnung vom Juli waren zur Befeitigung von Miß⸗ 
ſtänden gewiſſe Verſchärfungen auf dem Gebiet der Arbeitsloſen ⸗ und 
Krankenverſicherung vorgeſehen. Im Kapitel II werden Härten, die 
ſich aus der Durchführung ergaben, gemildert. So ſollen insbeſon⸗ 
dere Arbeitsloſe, Wohlfahrtsempfänger, Sozialrentner und Tuber⸗ 
kulöſe von den Koſten für den Krankenſchein und von dem Beitrag 
zu den Arzneimittelkoſten befreit ſein. 

Sweiter Teil: Sicherungen des Haushalts. 

Bier werden die Maßnahmen getroffen, die zur Sicherung des 
Etats, insbeſondere für 1951, erforderlich ſind. Der Stat für 1951 
ſelbſt wird nicht durch die Derordnung verabſchiedet. Es handelt 
ſich nur um Maßnahmen, die ſchon jetzt zu ſeiner Sicherung not⸗ 
wendigerweiſe getroffen werden müſſen. Kapitel I fieht eine Aus⸗ 
gabebegrenzung für die Haushaltspläne in den Rechnungs jahren 
1952 und 1955 vor. Dieſe dürfen grundſätzlich nicht höher ſein als 
die im Haushalt für 1931 vorgeſehenen Summen. Entſprechendes 
gilt auch für die Haushaltspläne der Länder. Durch Kapitel II 
werden die Gehälter der Keichsbeamten mit Wirkung vom 1. cFe⸗ 
bruar 1951 ab um 6 v. B. gekürzt. Entſprechendes gilt auch für 
Wartegelder und Penſionen ſowie für die Bezüge von Angeſtellten 
der Keichsverwaltung. Die Bezüge des Reichspräfidenten, Reichs⸗ 
kanzlers und der Miniſter werden um 20 v. H. gekürzt. Durch ent« 
ſprechende Kürzung der Überweiſungsſteuern an Länder und Ge⸗ 
meinden wird erreicht, daß eine entſprechende Gehaltskürzung auch 
bei den Beamten und Angeſtellten der Länder und Gemeinden ein⸗ 
tritt. Die Gehaltskürzung tritt an die Stelle der in der Verordnung 
vom Juli vorgeſehenen Reichsbeihilfe der Beamten von 2% v. N. 
Der in der Verordnung vom Juli vorgefehene Einkommenſteuer⸗ 
ufchlag bei Einkommen über 8000 RM. (5 v. H.) und die Ledigen⸗ 
Beer (grundſätzlich 10 v. H.), die urſprünglich nur für das Nec- 
nungsjahr 1950 gelten ſollten, bleiben auch für das Rechnungsjahr 
1951 beſtehen. Die Aufſichtsratsmitglieder, die nach der Verord- 
nung vom Juli einen Zufchlag von 2% v. H. zu zahlen hatten, ſollen 
für 1951 einen Juſchlag von 10 v. H). entrichten (Kap. IV). Sum 
Schluß iſt die Erhöhung der Tabakſteuer zu erwähnen (Kap. III). 
Bier handelt es ſich im weſentlichen um folgende Maßnahmen: Er⸗ 
höhung des Rohtabafzolls von 80 RM. auf 180 RM. für 1 dz (bei 
gleichzeitiger Herabſetzung der Materialſteuer bei der Zigarette von 
500 auf 450 RM.); Erhöhung der Banderolenſteuer (bei Zigarre 
von 20 auf 25 v. H., beim Rauchtabak von 35 auf 55 v. H., bei der 
Sigarette von 355 auf 58 v. g. des Kleinverkaufspreiſes); Montin⸗ 
gentierung des Tabakbaues zum Schutz der Abſatzverhältniſſe der 
Tabakpflanzer. Endlich ſind noch gewiſſe Entſchädigungen im Falle 
von Betriebsſtillegungen oder Einſchränkungen infolge der Steuer- 
und Sollerhöhungen an die betroffenen Arbeiter, Tabakwarenher⸗ 
ſteller und Gemeinden vorgeſehen. 

Dritter Teil: Steuervereinfachung und 

-vereinheitlichung. 
Die weſentlichen Ziele in dieſer Beziehung find 
1. Steuervereinheitlichung, namentlich auf dem Gebiet der 
Realſteuern, 
2. Steuervereinfachung, insbeſondere Verminderung der Steuer- 


arten, 

5. Herabſetzung des Verwaltungskoſtenaufwands für die Er⸗ 
hebung der Steuern, der zur Zeit bei Reich und Ländern an⸗ 
nähernd 700 Millionen Rm. beträgt. 

Das letzte Fiel ſoll durch zwei Gruppen von Maßnahmen er⸗ 

reicht werden: 


a) Neraufſetzung der Vermögensſteuerfreigrenze von 5000 auf 
20000 RM. Dadurch werden bei einem Ausfall von nur 
16 bis 18 Millionen RM. mehr als die Hälfte aller bis dahin 
Dermögensfteuerpflichtigen vermögensſteuerfrei. 

b) Freilaſſung der Umſätze von nicht mehr als 5000 RM. von 
der Umſatzſteuer. Auch hierdurch werden bei einem Ausfall 
von nur etwa 40 Millionen RM. etwa die Hälfte aller umſatz⸗ 
ſteuerpflichtigen Perſonen umſatzſteuerfrei. 

Dem Siel der Steuervereinheitlichung dient das in die Verord- 
nung aufgenommene Grundſteuerrahmengeſetz, Gewerbeſteuerrahmen⸗ 
geſetz und Steueranpaſſungsgeſetz. Durch die beiden erſten Ge⸗ 
ſetze wird hinfichtlich der Realjteuern eine klare Scheidung der Steuer⸗ 
gegenſtände, die der Grundſteuer und derjenigen die der Gewerbe⸗ 
ſteuer unterliegen, herbeigeführt. Die Grundſteuer wird in Zukunft 
nur noch nach dem Wert erhoben. Maßgebend iſt der nach dem 
Reichsbewertungsgeſetz feſtgeſtellte Einheitswert. Hinſichtlich der Ge⸗ 
werbeſteuer bildet die Beſteuerungsgrundlage der Gewerbeertrag. 
Das Gewerbekapital wird nur noch hilfsweife herangezogen, nämlich 
in den Fällen, in denen der Gewerbeertrag weniger als 6 v. H). des 
Gewerbekapitals beträgt. In dieſen Fällen ſind als Gewerbeertrag 
6 v. H. des Gewerbekapitals zu verſteuern. Auch die Lohnſummen⸗ 
ſteuer wird noch ausnahmsweiſe und nur dann, wenn das Land dies 
ausdrücklich beſtimmt, zugelaſſen. Das Grundſteuerrahmengeſetz und 
das Gewerbeſteuerrahmengeſetz find nur Rahmengeſetze, da fie den 
Tarif ſelbſt nicht beſtimmen. Die Beſtimmung der Steuerſätze ſelbſt 
bleibt ausſchließlich Sache der Länder und Gemeinden. Lediglich 
inſofern tritt noch eine Bindung für die Länder und Gemeinden ein, 
als bei der Grundſteuer eine Staffelung des Tarifs ausgeſchloſſen 
iſt. Bei der Gewerbeſteuer iſt die Staffelung und die Freigrenze 
grundſätzlich reichsrechtlich feſtgelegt. Zu dieſem Zweck ſind für die 
Gewerbeſteuer ſogenannte Steuermeßbeträge beſtimmt worden. 

Durch das Steueranpaſſungsgeſetz werden die Reichsabgabenord- 
nung, das Reichsbewertungsgeſetz, das Finanzausgleichsgeſetz und 
die übrigen Reichsſteuergeſetze der für die Grundſteuer und Ge⸗ 
werbeſteuer getroffenen Regelung angepaßt. Das Geſetz erſtrebt die 
Vereinheitlichung des Steuerrechts, die Dereinheitlichung der Derwal« 
tung, die Dereinheitlichung der bei den Finanzämtern beftehenden 
Ausſchüſſe und der bei den Landesfinanzämtern beſtehenden Finanz⸗ 
gerichte und Oberbewertungsausſchüſſe, die Dereinheitlichung des 
Steuerveranlagungsverfahrens und des Ferlegungsverfahrens und 
endlich die Dereinheitlichung des Bewertungsrechts. 

Eine über dieſe Steuervereinheitlichung hinausgehende Steuer⸗ 
vereinfachung wird dadurch herbeigeführt, daß bei der Landwirt⸗ 
ſchaft durch die Grundſteuer die Einkommenſteuer bis zu 6000 RM. 
des Einkommens abgegolten fein ſoll. Es haben daher alle Land- 
wirte, deren Vermögen unter der Dermögensfteuerfreigrenze von 
20 000 AM. liegt und deren Einkommen 6000 RM. nicht überſteigt, 
in Zukunft neben der Umſatzſteuer nur noch die Grundſteuer als Ein« 
heitsſteuer zu entrichten. Auch ſoweit das Einkommen 6000 RM, 
überſteigt, gelten die erſten 6000 RM, des Einkommens durch die 
Grundſteuer als abgegolten. Um zu verhindern, daß unter dieſem 
Geſichtspunkt die Gründſteuer allgemein erhöht wird, wird das 
Reich in den erſten Jahren den Ländern und Gemeinden den größten 
Teil des ihnen hierdurch entſtehenden Ausfalls an Einkommenſteuer 
erſetzen. Binſichtlich des ſtädtiſchen Grundbeſitzes und des Gewerbes 
iſt der Keichsminiſter der Finanzen ermächtigt, mit Zuftimmung 
des Reichsrats eine entſprechende Regelung wie für die Landwirt⸗ 
ſchaft zu treffen. 

Die neue Regelung für die Grundſteuer und die Gewerbeſteuer 
gilt vom 1. April 1952 ab. Der Meichsfinanzminiſter ift aber er⸗ 
mächtigt, die Abgeltung der Einkommenſteuer für die erſten 
6000 Rift. durch die Grundſteuer bei der Landwirtſchaft ſchon für 
das Rechnungsjahr 1931 in Kraft zu (den 

Su erwähnen iſt noch, daß die Reichsregierung ermächtigt wird, 
mit Fuſtimmung des Reichsrats eine Steueramneftie zu erlaſſen, 
durch die Perſonen, die ſteuerpflichtiges Vermögen und Einkommen 
nicht angegeben haben, von Strafe und Nachzahlungspflicht frei 
werden, wenn fie innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt die bisher 
nicht angegebenen Werte der Steuerbehörde anzeigen. 

Vierter Teil: Senkung von Realſteuern und 

Verkehrsſteuern. 

1. Im Hinblick darauf, daß die Realſteuern zur Zeit die 
drückendſten Steuerlaften find und insbefondere die Produk⸗ 
tion am meiſten hemmen und damit einerſeits der Preis- 
ſenkung hindernd entgegenſtehen, andererſeits die Arbeits⸗ 
loſigkeit fördern, ſieht Kapitel 1 eine Senkung der Realjteuern 
für das Rechnungsjahr 1951 vor, und zwar grundſätzlich um 
10 v. H. bei der Grundſteuer und 20 v. H. bei der Gewerbe⸗ 
fteuer. Die Mittel für die Senkung ſollen aus der bisher für 
den Wohnungsbau verwandten Hälfte der Hauszinsfteuer ent⸗ 
nommen werden. Ganz uneingeſchränkt kann aber die lo- 
bzw. 20proz. Senkung nicht durchgeführt werden, es ſind da⸗ 
her drei wichtige Ausnahmen zugelaſſen: 

a) Känder mit befonders großem Wohnungsbedarf ſollen be⸗ 
rechtigt fein, nicht die Hälfte, ſondern nur ein Drittel des 
Wohnungsbauanteils der Gebäudeentſchuldungsſteuer für 
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die Realſteuern zu verwenden. In dieſen Ländern foll nur 

in den Gemeinden eine Realſteuerſenkung eintreten, in 

denen die Belaſtung über dem Landesdurchſchnitt liegt. 

b) Diejenigen Länder, die bereits 1927 auf Grund des § aa 
des Finanzausgleichsgeſetzes eine Senkung der Realſteuern 
vorgenommen haben, dürfen jetzt entſprechend weniger als 
10 bzw. 20 v. H. ſenken. 

e) In Ländern, in denen ſich die Durchſchnittsbelaſtung der 
Realſteuern ſeit 1926 nicht weſentlich erhöht hat und die 
mit ſchwebenden Schulden in außerordentlichem Umfange 
belaſtet find, kann der aus der Hauszinsſteuer entnommene 
Betrag ſtatt zur Kealſteuerſenkung ganz oder teilweiſe zur 
Abdeckung der ſchwebenden Schulden verwendet werden. 

Wichtig iſt, daß auch inſoweit, als von einer Senkung ab⸗ 

geſehen werden darf, doch auf keinen Fall für das Jahr 1951 

die Kealſteuerſätze über die Sätze hinaus erhöht werden dürfen, 

die am 51. Dezember 1950 beſchloſſen find. 

Senkung von Derfehrsiteuern (Kapitel II). Die dort vor⸗ 
geſehenen Senkungsmaßnahmen treten an die Stelle des am 
50. September 1950 abgelaufenen Steuermilderungsgeſetzes. 
Die Geſellſchaftsſteuer wird allgemein auf 2 v. H. ermäßigt, 
bei Dollfufionen oder Umwandlungen wird nur 1 v. 1). er⸗ 
hoben; werden hierbei Grundſtücke eingebracht, ſo beträgt die 
Grunderwerbſteuer nur 2 v. . Die Wertpapierſteuer wird 
künftig allgemein auf 1 v. 9. feſtgeſetzt und die Grund⸗ 
erwerbsſteuer der Toten Hand wird um drei Jahre, alſo bis 
zum 1. Januar 1954, ausgeſetzt. 

Fünfter Teil: Finanzausgleich. 

Bier werden neben der Übergangsregelung für die Jahre 1950 
bis 1951 Grundſätze für den endgültigen Finanzausgleich, der für die 
Seit vom 1. April 1952 gelten ſoll, aufgeſtellt. Danach ſollen die 
Gemeinden die Befugnis erhalten, Zuſchläge zu einer nach dem 
Einkommen geſtaffelten Steuer zu erheben; der Tarif des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes ſoll entſprechend geſenkt werden. Die Real⸗ 
ſteuern der Gemeinden und die Fuſchläge müſſen in einem be⸗ 
ſtimmten Verhältnis zueinander ſtehen. Auch die Bürgerſteuer und 
die Gemeindebierſteuer müſſen mit beſtimmten Sätzen erhoben werden, 
fobald die Realſteuern oder die Zuſchläge eine beſtimmte Höhe über⸗ 
ſchreiten. In dem zu erlaſſenden Geſetz über den Finanzausgleich 
ſollen dieſe Grundſätze berückſichtigt werden. 

Sechſter Teil: Reichsbank, Golddiskontbank, 

Rentenbank. 

Bier handelt es ſich um drei Maßnahmen. Zunächſt wird die 
Verteilung des Reingewinns der Reichsbank neu geregelt. Sodann 
werden die Rechtsverhältniſſe der Deutſchen Golddiskontbank um⸗ 
geftaltet; fie ſoll den Swed haben, Kreditbedürfniffe der heimiſchen 
Wirtſchaft, insbeſondere auf dem Gebiet der Ausfuhrförderung, zu 
befriedigen. Endlich werden Vorſchriften über die Liquidierung der 
Rentenbankſcheine erlaſſen. 
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Siebenter Teil: Wohnungswirtſchaft. 

Dieſer Teil enthält vier geſetzliche Maßnahmen: 

1. Maßnahmen zur Förderung und Verbilligung des Klein- 

wohnungsbaus. Da ein großer Teil der bisher für den 
Wohnungsbau verwendeten Beträge aus dem Aufkommen 
aus der Hauszinsjteuer für die Realſteuerſenkung verwendet 
werden ſoll, war es erforderlich, die für den Wohnungsbau 
noch übrigbleibenden Beträge von den oberſten Landes- 
behörden zentral verwalten und ſie unabhängig von dem ört⸗ 
lichen Aufkommen auf Grund eines einheitlichen Landes ⸗ 
plans zur Deckung dringend örtlichen Bedarfs verteilen zu laſſen. 

2. Der Neichsarbeitsminifter wird ermächtigt, Bürgſchaften für 
Darlehnsverpflichtungen zur Förderung des Kleinwohnungs- 
baus zu übernehmen, ſoweit dieſe Bürgſchaften nicht allein 
von Ländern und Gemeinden übernommen werden. 

5. Es werden Vorſchriften darüber erlaſſen, unter welchen Vor⸗ 
ausſetzungen Wohnungsunternehmungen als gemeinnützig an⸗ 
zuſehen ſind. 

4. Es werden Dorſchriften zum Abbau und zur Beendigung 
der Wohnungszwangswirtſchaft erlaſſen. Danach ſoll das 
Wohnungsmangelgefe grundſätzlich am 1. April 1954, das 
Reichsmietengeſetz und das Geſetz über Mieterſchutz und Miet⸗ 
einigungsämter grundſätzlich am 1. April 1956 außer Kraft 
treten. 

Achter Teil: Maßnahmen zum Schutz der Land 
wirtſchaft. 

Durch die Anderung des Brotgeſetzes wird zur Hebung des Ab⸗ 
ſatzes an Roggen ein Roggenmehlbeimiſchungszwang eingeführt, für 
Gerſte, Hirſe und Kleie werden die Follſätze erhöht. Ferner werden 
Maßnahmen zur Förderung der Verwendung inländiſcher tieriſcher 
cette und zur Förderung der Verwendung von inländiſchem Hopfen 
getroffen, und endlich werden Dorfchriften zur Verbeſſerung der 
Marktverhältniſſe für deutſche landwirtſchaftliche Erzeugniſſe erlaſſen. 


Neunter Teil: Dereinfahungen und Erſparniſſe 
auf dem Gebiete der Rechtspflege. 

Hier ſind insbeſondere folgende Maßnahmen hervorzuheben: 
Die Wertgrenze für die Fuſtändigkeit der Amtsgerichte wird von 
500 RM. auf 800 RM. heraufgeſetzt. Es wird die Möglichkeit 
vorgeſehen, einen Amtsrichter gleichzeitig mehreren Amtsgerichten 
zuzuweiſen, wodurch namentlich für kleinere Gemeinden eine Er⸗ 
ſparnis an amtsrichterlichen Kräften eintritt. Endlich werden die 
Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen um 10 v. H. gekürzt. 

Die Notverordnung iſt im Reichstag in der Zeit vom 3. bis 
6. Dezember beraten worden. Der Reichstag hat der Notverordnung 
mit 292 gegen 254 Stimmen zugeſtimmt. Damit iſt ein Geſetz⸗ 
gebungswerk von ganz außerordentlicher Tragweite verabſchiedet 
worden, das geeignet iſt, im Inland und im Ausland das Vertrauen 
in die deutſche Wirtſchafts⸗ und Finanzgebarung wiederherzuſtellen. 


Vergrößert ſich der Wert der Reichsmark? 


(Zuſammenhänge zwiſchen Arbeitsloſigkeit, Lohnabban und Preisabbau.) / Von Prof. Dr. Julius Hirſch, Gtaatsfefretär a. D. 


Was immer man als die Haupturſache der Weltwirtſchaftskriſe 
anſehen mag — manche glauben, es ſei hauptſächlich die Ver ⸗ 
knappung der Goldvorräte; nach meiner Auffaſſung iſt 
es vor allem der Zufaın- 
menbruch der oh- 
ſtoffpreiſe —, die Wirt⸗ 
ſchaftskriſe hat diesmal bei⸗ 
nahe jede Schicht des Er⸗ 
werbslebens getroffen. Zu- 
erſt traf ſie, zumal in den 
nicht ſtark zollgeſchützten 
Ländern, die Landwirtſchaft 
und die ihr verwandte Roh⸗ 
ſtoffproduktion; ſie ſenkte 
dort den Entgelt für die 
gleiche Leiſtung etwa ſeit 
dem 1. Januar 1929 bis 
heute um 35 bis 40 v. H. 
Mit der ſtändig ſinkenden 
Kaufkraft der Herſteller von 
Lebensmitteln und Roh⸗ 
ftoffen, zumal in Überfee, 
traf ſie die Abſatzmöglich⸗ 
keit der Induſtrie in immer 
mehr Ländern. Dadurch 
wurden zunächſt viele Mil⸗ 
lionen Arbeitskräfte über⸗ 
flüſſig. Die Ausnutzung der 
Betriebe ſank, die Renta- 
bilität wurde weitgehend 
beeinträchtigt. An ſich ſind 
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billigere Preife der Rohſtoffe ein Glück für die Gefamtheit, aber 
nur, wenn der Abſtieg nicht überſtürzt erfolgt. Solche Preisfen- 
kung zeigt ja an, daß die Leiſtung der überſeeiſchen und teilweiſe 
auch der heimiſchen Land- 
wirtſchaft geſtiegen iſt, vor 
allem auch, daß die produ⸗ 
zierten Mengen zur reich⸗ 
lichen Deckung des Bedarfs 
ausreichen. — Was das 
Problem diesmal ſo außer⸗ 
ordentlich ſchwierig machte, 
das war die Shnellig- 
keit, weltwirtſchaftlich ge⸗ 
fehen, faſt Plötzlich ⸗ 
keit, mit der der Zufam- 
menbruch der Preiſe ein⸗ 
trat, und ferner die Tat⸗ 
ſache, daß ein Teil des 
Preisſpiegels niederging, 
während gewichtige andere 
Teile zunächſt keineswegs 
folgten. So löſte, geraume 
Seit ehe dergleichen in 
Deutſchland begann, der 
Niedergang der Rohſtoff⸗ 
preiſe in vielen Ländern den 
dringlichen Ruf nach dem 
Niedergang der Fertigwa⸗ 
renpreiſe aus. Der ließ aber 
auf ſich warten. Dort, wie 
ſpäter hier, erklärten die 
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Unternehmer, daß zwei ſtarre Elemente ihre Preisbildung weitgehend 
beſtimmen, die einer ſchnellen Minderung ihrer Preife größeren Wider⸗ 
ftand denn je entgegenſetzten. Das eine ſei die Höhe der fixen 
Koſten, derjenigen Unkoſten nämlich, die 
gleich bleiben, ob viel oder wenig produziert 
wird. Bei ſinkendem Beſchäfti ⸗ 
gungsgrade, ſo erklärten ſie, ſteigen 
ſogar, aufs einzelne Stück gerechnet, dieſe 
Koſten. Bei ſinkendem Umſatz könne der 
Preis ſchon deshalb mindeſtens nicht ſchnell fin- 
ken. Das andere ſtarre Element ſeien die 
Löhne. Sie folgten nicht dem Spiel von An⸗ 
gebot und Nachfrage, ſondern ſeien durch Tarif- 
verträge überall gebunden. 

In Deutſchland wurde das Geſamtbild der 
neuen Bewegung an den Märkten von Rohſtoff, 
Fertigware und Arbeitskraft um deswillen in 
ſeiner ganzen Tragweite lange verkannt, weil 
das Sinken der Weltrohſtoffpreiſe in den deut ⸗ 
ſchen Inlandrohſtoff⸗ und den meiſten Lebens⸗ 
mittelpreiſen nur ſehr langſam merkbar wurde. 
Seitweilig wurde unſer Export durch die nie ⸗ 
drigen Auslandsrohſtoffpreiſe ſogar um des⸗ 
willen etwas gegenüber manchen ausländiſchen 
wettbewerbern begünſtigt, weil wir relativ 
kleine Rohſtofflager hatten und alsbald die 
„billig gewordenen“ fe heelieie verar- 
beiten konnten, während die rohſtofferzeugenden 
Länder zum Teil noch hohe Selbſtkoſten auf ihre 
Vorräte rechnen zu müſſen glaubten. Im übri⸗ 

en vermochten wir durch Agrarzölle, wie wir 
te in ſolcher Höhe wohl faſt ſeit einem Jahr- 
hundert, jedenfalls ſeit Gründung des Deutſchen Follvereins, nie 
mehr gehabt haben, die Wirkung der Krife von der Landwirtſchaft 
weitgehend fernzuhalten. 


Auf Deutſchland griff die Kriſe vor allem da⸗ 
durch über, daß die bisherigen Geldgeberländer 
den Überfhuß nicht mehr abzugeben hatten, der 
von 1924 bis 1928 unſere ganze Wirtſchaft weitgehend belebt und 
befruchtet hatte. 5 bis 4 Milliarden RM. jährlichhatten 
wir zuſätzlich in allen möglichen Geſtalten vom Ausland her⸗ 
einbekommen, hatten davon neben Zahlung von Repara⸗ 
tionen und Zins unſere Induſtrie ausgebaut, und all das hatte eine 
zuſätzliche Arbeits möglichkeit geſchaffen, die nur 
teilweiſe durch wachſende Reparationslaſten wieder etwas ein⸗ 
geſchränkt wurde. Nun ſollten wir aus Eigenem all das leiſten. 
Das war zuviel. Für jede jetzt fehlende Milliarde an Auslands- 
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Marktlage, in Geld geſehen, nicht die alte Höhe halten, 
wenn gleichſam das Geldſtück ſich vergrößert. Dergleichen wäre 
dann eher erträglich, wenn für denſelden Dollar mehr gekauft 
werden kann. In dem Lande des Dollars, 
wo der Wille zu hohen Löhnen weit über das 
Arbeitnehmertum hinaus eine Art Bekennt⸗ 
nis iſt, iſt dennoch das Lohnniveau nicht zu 
halten geweſen. der Index der Lebenshal⸗ 
tungskoſten ſcheint in USA. ungefähr um 8 
bis 10 v. 5. ſeit Jahresfriſt geſunken zu 
fein. Das Ausmaß der Lohnminderung iſt 
freilich ſchwer zu beſtimmen. Der Prozentſatz 
der Arbeitsloſen ſcheint drüben den deutſchen 
augenblicklich zu erreichen. 

In Deutſchland trat das Problem ſofort 
mit der Forderung des Lohnabbaus 
auf. Ihm ſtellte das Arbeitnehmertum die 
Forderung des vorherigen Preis ⸗ 
abbaus gegenüber. In Deutſchland ſollte 
aber nach dem Willen zum mindeſten aller 
parlamentariſchen Schichten, vielleicht mit 
Ausnahme der Kommuniften, das landwirt- 
ſchaftliche Preisniveau nicht dieſen Einbruch 
erleiden, den weite Gebiete des Weltmarktes 
erlitten hatten. So blieb die Produktion 
der Ernährung von dem Fuſammenbruch der 
Preiſe durch Staatseingriffe anfangs weit⸗ 
gehend unberührt. 

Die Lohnſumme des deutſchen Unterneh- 
mertums verringerte ſich zunächſt gleichſam 
von ſelber. Millionen von Arbeitsloſen ſanken 
auf die Grenze der Lebenshaltung, welche die 
Arbeitsloſenunterſtützung allein möglich macht, die nach oben gerich⸗ 
tete Lohnbewegung kam ins Stocken. Eine Abwärtsbewegung des 
Lohnniveaus ſetzte dann erſt im Herbſt des laufenden Jahres ein, zu⸗ 
nächſt jo eingeleitet, daß die Beamtengehälter um 2% v. J. verkürzt 
wurden, bis durch die bekannten Schiedsſprüche Lohnſenkungen um 
etwa 8 v. H. und neuerdings die weiteren Kürzungen der Beamten ⸗ 
gehälter eintraten. 

Das Preisniveau zeigt ebenfalls ſolche Einbrüche. Die amtliche 
Feſtſtellung der Lebenshaltungskoſten zeigt dieſes Bild: Es betrug 
die Veränderung 


eim Arbeiterhaus- 
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kapital, die früher sufäglich hereintam, mußten, fo ſcheint es, vor- Geſamtlebenshaltung 
erſt über eine halbe Million Menſchen feiern. darunter: 

Sinkender Kaufkraft, ſo lehrt es die ae Wohnung ＋ 14.5 
wiſſenſchaft aller Zeiten, kann man entgegenwirken Ernährung insgefamt. . . . . » — 24 
durd niedrige Preife. Damit meinen wir abſolut nie- Bekleidung insgefamt. . .... — 54 
drige Preiſe, nicht etwa fintende Danach iſt es ſehr fraglich, wieweit der Ein⸗ 

reife. Denn die Dorausfage, daß brachten bruch des Preisniveaus bisher die Lohnſenkung 
ie Preiſe ſinken werden, läßt ‘ 1 rechtfertigt. So energiſch ein Teil der Maß⸗ 
die Kauflu f noch tiefer unter die demArbeiterhaushalt eine nahmen vorgenommen wurde, die diefes Ziel 


Kaufkraft jinten die Annahme, daß 
der Boden der Bewegung erreicht ſei, ja, daß 
2 vielleicht bald umſchlage, lockt die Kaufkraft 
ervor. Jede Wirtſchaft hat nämlich auch ftille 
Kaufkraftreſerven. In der Bochkon⸗ 
junktur wird die Kaufkraft hoch über das 
Sweckmäßige hinaus angeſpannt; Abzahlungs⸗ 
geſchäft des letzten Käufers, Anleihe des großen 
Herſtellerwerks verlegen künftig zu erwartende 
Kaufkraft ſchon in den Gebrauch und Verbrauch 
der Gegenwart. In der Tiefkonjunktur wer⸗ 
den die Reſerven der Kaufkraft zum Teil bis 
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erreichen ſollten, jo bleibt es letztlich doch eine 
Frage der allgemeinen Konjunkturbewegung, 
wieweit ein ſolches Fiel zu erreichen ift. aß 
nahmen zur Verringerung der Swiſchenkoſten 
in der Wirtſchaft ſind ſtets zu begrüßen; nur, 
wie eine lange Erfahrung lehrt, erſt aumählich 
durchſetzbar. Über den Fragen Preisabbau 
und Fohnabbau fteht aber, allzu ſelten klar⸗ 
geſtellt, offenbar dieſe größere Kernfrage: 
Soll die deutſche Reichsmark 
vergrößert werdend Soll der 
Kaufwert dieſer Reichsmark plan ⸗ 
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zum Unwirtſchaftlichen zurückgehalten. Nie ⸗ mäßig auf ein höheres Niveau, 
driger Preis lockt den Käufer und kehrt die |förnerpfiege ⸗ 9 etwa 1 der vorkriegs⸗ 
Kurve der Depreſſion wieder um. nden e zeit, geſteigert werdend 


Das Bild wird aber dann außerordentlich 
kompliziert, wenn das ganze Preis- 
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Die Frage wird ſelten in der ganzen Größe 
durchdacht. Zeigen wir einige der Folgen, e 


gebäude ſich verſchiebt. die Frage, 
die vor zwei Jahren auf dem Weltmarkt auf ⸗ 
trat, lautete: Dergrößert ſich der Kaufwert 
des Goldſtücks? Das bedeutete: Nachdem man 
mit demſelben Dollar ungefähr anderthalb 
mal ſoviel Rohſtoff kaufen konnte wie in 
der Zeit vor dem Fuſammenbruch, entſtand 
die Frage, ob es gelingen werde, auch die . 
Preiſe der Fabrikate fo zu ſenken, daß auch hier der Dollar 
das Anderthalbfache kaufen könne wie vorher. Welche Folgen 
das hat, liegt auf der Hand; der Lohn wird bei ſchlechter 


dann eintreten, wenn dieſes Fiel wirklich er⸗ 
an wird: 

5 er gute Kapitalforderungen beſitzt, ge- 
winnt bei dieſem Prozeß; da der e 
Sins- und Geldbetrag der gleiche bleibt, die 
Kaufkraft ſich hebt, ſo gewinnt hierbei der 
Beſitzer von Bargeld und Kapitalforderungen. 
Se Der Etat wird bei ſolcher Umwertung 
zeitweilig in Schwierigkeiten kommen. Sinken die Preiſe, in Geld 
geſehen, ſo ſinkt ein wichtiger Teil der Steuern, von der Umſatz⸗ 
ſteuer über faſt alle nach dem Wert berechneten Steuern, auf die 
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Dauer auch die Grundfteuer 
ufw. Die Lohnſteuerein⸗ 
gänge ſinken, inſoweit als 
der Lohnabbau erfolgt. Ein 
großer Teil der Staatslaſten 
ſinkt aber nicht mit, ſo 
insbeſondere die Derzinjung 
der Staatsſchulden, die Til⸗ 
gung des Staatseigen⸗ 
tums uſw. Die Um⸗ 
wertung des Mark ⸗ 
wertes kann zu⸗ 
nächſt gewiſſe 

Schwierigkeiten für 
den Ausgleich des 
Etats bedeuten. 

Es verlieren die Be⸗ 
ſitzer von Aktien inſofern, 
als die Nennwertbeträge 
vorerſt gleich bleiben, die 
Umſätze und die Erträge 
der Aktiengeſellſchaften zum 
mindeſten zunächſt auf eine 
gewiſſe Zeitſpanne um den 
Betrag ſinken, den die 
Geldaufwertung zur Folge 
hat. — die Ausfuhrkraft wird durch ſolche Geldwertſteige⸗ 
rung erhöht, die Einfuhrkraft vermindert — all das aber 
nur fo lange, als nicht die wichtigſten Konkurrenzländer 
den gleichen Weg gehen. Das ganze Problem bei allen 
ſolchen Maßnahmen liegt aber darin, ob man erreichen 
kann, ein beſtimmtes Verhältnis der umzuwandelnden Werte 
in ſolcher Umwandlung aufrechtzuerhalten. Trotz allem ſcheint 
es vorerſt fo, als ob einige Nahrungsmittelpreiſe auch im 
Inlande ſtark ſinken (3. B. die Kartoffel), während die Produkte 
der Gewerbe mit hohen fixen Koften nicht recht mit heruntergehen. 
Gewiß dürfen fire Koften nicht zur fixen Idee 
werden. Aber in dieſen Gewerben wird nur langdauernde Auf- 
wertung der Geldwerte zur völligen Herunterrechnung derjenigen 
Anlagewerte führen, die mit höherem Goldwerte im letzten Jahr⸗ 
fünft gekauft wurden. 


in Ham- Dres. Brec- Front Han- König 
Berlin barg Köln chen den lau furt nover be 


Man fieht: Preisab- 
bau und Lohnabbau find 
nur Teilſtücke eines weit 
größeren Fragenkreiſes: 


Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten 
Höherwertung der Reichs ⸗ 


in einem Arbeiterhaushalt 


mark. Die Arbeitsloſigkeit Jahreseinkommen 399g Rt! (durchschnitil Kopfzahl 4,2) 
rock dergleichen infor | Ersparnis durch Preissenkung (Monat) 
ange, als die Nauptkon⸗ Ende Jepfenber 19,30 gegenüber Ende September 1929 


kurrenzländer nicht die 
gleichen Schritte im gleichen 
Ausmaß tun; im Inlande 
bedeutet die Geldaufwer⸗ 
tung nur dann eine Beſſe⸗ 
rung am Arbeitsmarkte, 
wenn man ſie als beendet 
anfieht und damit die ſtillen 
Kauffraftreferven wieder 
lebendig und wirkſam wer⸗ 
den, die durch Ankündigun⸗ 
gen kommender Preis- 
ſenkungen vorerſt zurück⸗ 
geſcheucht ſind. 

Letzten Endes bleibt 
die anſcheinend wichtige 
Frageſtellung an alle dieſe: 

ie kann man 
einer künftigen Wiederkehr ſolcher kataſtro⸗ 
phalen Wertverſchiebungen, folder rudartigen 
„Umwertung der Geldwerte“ vorbeugend Schon 
einmal haben wir an dieſer Stelle darauf hinweiſen dürfen, 
daß dies nicht Aufgabe eines Landes allein ſein kann. 
Dazu reichen beim heutigen Umfang der arbeitsteiligen Weltwirt⸗ 
ſchaft die Kräfte eines einzelnen nicht mehr aus. Wir glauben, daß 
danach im Intereſſe des menſchlichen Fortſchrittes die große Frage⸗ 
ſtellung von den Berufenſten — zunächſt und vor allem vielleicht von 
den Notenbankleitern der wichtigſten Staaten — in Angriff ge⸗ 
nommen werden ſollte, die gerade angeſichts der Weltwirtſchafts⸗ 
kataſtrophe lauten muß: Stabilhaltung des Geldwertes 
durch ſchnelle Anpaſſung der Preiſe der übrigen 
Waren an den unaufhaltfam weitergehenden 
techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritt. 


11,48 RM 
Nahrungsmittel 


ırch Preisruckgang, 
jehrausgabe 
N) 


Weiteres Fallen der Haushaltungskosten 
vom 24 September 1950 bis y November 1950 


in 
Nahrungsm. ach Dreier 


Be 
kan Ersparnis-Überschuß 


[Also Einsparung seit Beginn der Wirtschaftskrise 1929 


Die Lage in Oberſchleſien jenfeits und diesſeits der Grenze. 


Don Gberbürgermeiſter Julius Franz, M. d. L., Hindenburg (Gberſchleſien). 


Seit dem Friedensdiktat von Derfailles iſt Oberſchleſien ein 
Gegenſtand der Erörterung in der internationalen Politik geworden. 
Beſonders in Genf vergeht kaum eine Tagung des Dölferbundrates 
oder auch des Plenums, bei der nicht von Oberſchleſien die Rede iſt. Auch 
die kommende Ratstagung im Januar muß ſich 
wiederum, wie ſchon ſo oft, mit einer Be⸗ 
ſchwerde der deutſchen Minderheit wie auch 
der Note Deutſchlands über die 


jüngſten b . im .pol- 
niſchen Teil von berſchleſien 
beſchäftigen. Die Reichsregierung 


mußte die kaum glaublichen Vorfälle in 
Oſt⸗Gberſchleſten vor den Völkerbund brin⸗ 
gen. Die Note, in der dies geſchah, iſt auf 
einen ſachlichen Ton geſtimmt, enthält aber 
derart ſchwerwiegende und leider nur zu 
berechtigte Vorwürfe gegen Polen, daß vor 
dem Forum der Welt an den Tag gelegt 
wird, wie weit nationale Derhegung und 
Machtgier eines eben erſt frei gewordenen 
Volkes feine Glieder hinreißen können. Wie 
es ſcheint, hat das Verſailler Diktat nicht nur 
die Grenzen Deutſchlands, ſondern auch 
Aſiens weit nach Weſten verrückt. Es muß 
aber auf alle gegenteiligen Behauptungen von 
polniſcher Seite mit allem Nachdruck geſagt 
werden, daß das der deutſchen Note zu⸗ 
grunde liegende Material. auf eingehenden 
Unterſuchungen des Sachverhalts beruht, 
daher in jeder Hinficht einwandfrei iſt und 
jeder Nachprüfung ſtandhalten kann. 

Die beſonderen politiſchen Verhältniſſe 
in Polen, wo der verkappten Militär⸗ 
diktatur Pilſudskis die demokratiſchen 
Parteien entgegenwirken, haben in Polen 
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verſchiedene Wahlen erfordert, und die Woiwodſchaft Oberfchlefien 
hat als beſonderer Brennpunkt politiſcher Leidenſchaften für den 
eigenen Landtag allein in diefem Jahre zweimal zur Wahlurne gehen 
müſſen. In beiden Wahlſchlachten hat der Gewalthaber des Landes der 
Woiwode Grazynski, der Statthalter Pilſudskis, 
n egen feinen Gegner, den alten Dolfsführer Kor · 
anty, keinen Sieg errungen, auf der Wal⸗ 
1 ſtatt blieben jedoch — die Deutſchen. Und 
leider nicht nur bildlich! 
Man kann von Korfanty nicht be⸗ 
haupten, daß er den Deutſchen gegenüber 
früher ein vorbildliches Verhalten an den 
Tag gelegt hat. Dieſer Volkstribun, der es 
vermocht hat, entgegen den Ergebniſſen der 
Abſtimmung durch die Hervorrufung von 
drei blutigen Aufſtänden den wichtigſten Teil 
von Gberſchleſien für Polen zu erringen, hat 
manche Schuld den Deutſchen und der all⸗ 
gemeinen Menſchlichkeit gegenüber auf dem 
Gewiſſen, und doch muß man trotz allem 
ſagen, daß er im Vergleich zu dem feit 
fünf Jahren in Oſt⸗Oberſchleſien herrſchen⸗ 
den Woiwoden Grazynski als der reinſte 
waiſenknabe erſcheint. Seit Grazynski, ein 
perſönlicher Todfeind Korfantys, die Ge⸗ 
ſchicke des Landes leitet, wird das Deutſch⸗ 
tum Schritt um Schritt zielbewußt und leider 
erfolgreich zurückgedrängt. Es gibt kein Ge⸗ 
biet des öffentlichen Lebens, auf dem die 
Deutſchen in den letzten fünf Jahren nicht 
roße Einbußen erleiden mußten. Das 
inderheitsfchulwefen wird von Jahr zu 
Jahr verringert, die Zahl der deutſchen Be⸗ 
amten, Angeſtellten und Arbeiter in den 
werken und Zechen geht dauernd zurück, der 
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deutfche Beſitzſtand in Handel und Wirtſchaft wird von Jahr zu Jahr 
geſchmälert, die deutſchen Stimmen werden bei jeder Wahl weniger. 
Die Urſache dieſes allgemeinen Kückganges ift die rückſichts loſe 
Entdeutſchungspolitik, die von Grazynski geführt wird. 


Man darf natürlich die Quelle dieſer Entdeutſchungspolitik 
nicht verkennen. Deutſchland hat bisher immer wieder betont, das es 
die Grenzziehung im Oſten als ungerecht empfindet. Dieſe Grenz⸗ 
ziehung iſt ſchließlich auch ſchon ſo oft von maßgebenden Politikern 
auch der ehemals feindlichen Mächte als ungerecht und den 
deutſchen Intereſſen widerſprechend bezeichnet worden. Deutſchland 
hat auch wiederholt dargelegt, daß es eine Keviſion der Grenzen, 
wenn auch nur mit friedlichen Mitteln, anſtrebt. Und Deutſchland 
rechnet damit, daß einmal der Tag kommen wird, wo es feine An⸗ 
ſprüche auf eine Keviſion der Grenzen glaubt anmelden zu können. 
Diefe Anſprüche werden heute noch damit begründet, daß in Ober⸗ 
ſchleſien und Pomerellen die Mehrheit der Bevölkerung der an Polen 
gefallenen Gebiete ſich zum Deutſchtum bekennt. Aber die Jahre 
vergehen, und hier im Gſten wirkt die Zeit nicht für Deutſchland. 
Denn die Polen wollen den deutſchen Anſprüchen im gegebenen 
Augenblick mit den Tatſachen begegnen, daß das Deutſchtum in den 
umſtrittenen Gebieten ausgerottet iſt. Ausrotten! iſt daher die 
Politik, die den Deutſchen gegenüber zur Anwendung gebracht wird. 
Es iſt die Politik der 
rohen Gewalt, die aber 
durch nichts gerecht⸗ 
fertigt werden kann. 
Polniſcherſeits nennt 
man dieſes Vorgehen: 
Entdeutſchung des 
polniſchen Landes. Un⸗ 
ter völliger Nichtbeach⸗ 
tung der geſchichtlichen 
Vergangenheit und der 
politiſchen und wirt ⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung 
des Landes wird be⸗ 
hauptet, die Deutſchen 
OGberſchleſiens ſeien ent⸗ 
weder in den letzten 
Jahrzehnten zugewan⸗ 
derte Elemente, und 
dieſe müßten aus dem 
Lande hinaus, oder aber 
ſie ſeien germaniſierte 
Polen, die entgermani⸗ 
fiert werden müßten. 
Tatſache aber iſt, daß 
das, was von den Deut⸗ 
ſchen in Gberſchleſien 
nicht bodenſtändig war, 
ja längſt wieder über 
die Grenze gegangen iſt. 
Daß in Oberſchleſien 
ſelbſt zur Zeit der ſogenannten „ſchärfſten Germaniſierungspolitik 
unter der Berrſchaft des Oſtmarkenvereins“ nichtnur germani⸗ 
ſiert, ſondern auch poloniſiert wurde, beweiſen wohl am 
beſten die vielen deutſchen Namen bei den jetzigen polniſchen Füh⸗ 


rern, ja ſelbſt das Oberhaupt des Verbandes der „Aufſtändiſchen“ 


trägt einen deutſchen Namen: Kornde, 

Der Entdeutſchungsprozeß beginnt mit dem Kampf um die 
Seele des Kindes. Die Anmeldungen zur Minderheitsjchule 
gehen alljährlich zurück. Man muß dieſes Ringen um jedes Schul⸗ 
kind ſelbſt erlebt haben, um es zu verſtehen, warum die Fahl der 
deutſchen Schulkinder mit jedem Schuljahr geringer wird. Mit 
Zuckerbrot und Peitſche werden die Eltern bearbeitet. Man kann es 
keinem Arbeiter, keinem Beamten und Angeſtellten beſonders übel⸗ 
nehmen, ſo bedauerlich es auch ſonſt iſt, wenn er, um Arbeit und 
Stellung zu erhalten, ſein Kind in die polniſche Schule ſchickt. Die 
Wirtſchaftsnot iſt auch in Polen vorhanden, die Zahl der Arbeits ⸗ 
loſen ſteigt auch dort in unverhältnismäßiger Weiſe, und auf Arbeit 
und Verdienſtmöglichkeit auf deutſcher Seite zu hoffen, wagt wohl 
niemand ernſtlich. Wer aber trotzdem darauf beharrt, daß ſein 


Mind in die deutſche Schule geht, der wird entſprechend „behandelt“. 
Dieſe Behandlungsweiſe hat eine ziemlich weitreichende Skala. Von 


Lockungen und Verſprechungen über Denunziationen zu Drohungen 
und Tätlichfeiten, 

Die zweite Kampflinie iſt der Arbeitsplatz. 
In Büros, Hütten, Werkſtätten und Gruben wird zielbewußt darauf 
hingearbeitet, den deutſchen Arbeiter zu verdrängen. Wenn ein 
Abbau vorgenommen wird, ſo ſind es in erſter Linie Deutſche, die 
davon betroffen werden. Selbſt in den Betrieben und Werken, die 
man nach den Eigentumsbegriffen als „deutſche“ anzuſprechen 
geneigt 155 werden die Deutſchen vom Abbau zuerſt erfaßt, Einer⸗ 
ſeits verlangen es mit „ſanftem Druck“ die Behörden — und wer 


So wurden Häufer und Wohnungen der Oeutſchen in Oftoberfhlefien verwülſtet. 


möchte ſich z. B. mit der Steuerbehörde ſchlecht ſtellen —, anderer⸗ 
ſeits gibt der Demobilmachungskommiſſar die entſprechenden Winke, 
nicht zuletzt aber deshalb, weil die Polen es verſtanden haben, in 
den großen Werken viele ihrer früheren Miniſter als Direktoren 
und Generaldirektoren unterzubringen. Da dieſe vom Betriebe “er 
nicht viel verſtehen dürften, And fie faſt ausnahmslos als „Perſonal⸗ 
referenten“ tätig. Und dieſe Tätigkeit beruht eben darauf, jeden 
Deutſchen oder ſelbſt jeden des Deutſchtums Verdächtigen abzubauen. 
Wir hier in den Grenzſtädten können dies ſehr genau ermeſſen, 
denn die Abgebauten ſuchen hier Brot und Obdach, und da ſie es 
auch nicht finden können, fallen ſie der öffentlichen Fürſorge zur 
Laſt. Gerade in den letzten Wochen ſteigt der Fuſtrom ſolcher 
„Reimkehrer“, insbeſondere auch durch die politiſche Verfolgung. 


Die dritte Kampflinie ſind die geſetzgebenden und 
ſelbſtverwaltenden Körperfchaften. Hier iſt der Kampf ſchon auf 
breiter Front möglich. Die Wahlen in den letzten drei Jahren zum 
warſchauer und Schleſiſchen Sejm und zu den Gemeindevertretungen 
haben es uns gezeigt, in welcher Weiſe der deutſche Beſitzſtand 
geſchmälert werden kann. Die Ereigniſſe der letzten Wochen haben 
die ganze welt aufhorchen laſſen. Was hier an Wahlmißbräuchen 
und Terror vorgekommen iſt, kann kaum in den in dieſer Hinficht 
verrufenen Balkanländern ein Gegenbeiſpiel finden. 

Es würde hier zu 
weit führen, die Ein⸗ 
zelheiten des Wahl- 
kampfes anzuführen. Mit 
der Streichung der Wahl⸗ 
berechtigten aus den 
Wählerliften fing es an. 
Sehntaufende von Wäh⸗ 
lern, von denen man 
wußte, daß ſie ſich zur 
deutſchen Minderheit be ⸗ 
kennen, wurden ihres 
Wahlrechts beraubt. Ent⸗ 
gegen den geſetzlichen 
Beſtimmungen wurde in 
den Anträgen auf Strei« 
chung aus der Wähler ⸗ 
liſte kein beſtimmter 
Grund angeführt, ſon⸗ 
dern einfach behauptet: 
„iſt nicht polniſcher 
Staatsbürger“, manch- 
mal wurde ſogar in ſehr 
naiver Weiſe nur ge⸗ 
agt: „arbeitet in 
Deutſch - Oberſchleſien.“ 
Es kam vor, daß Män« 
ner, die ſeit Jahren im 
Schleſiſchen Sejm oder 
in den Gemeindevertre⸗ 
tungen mitarbeiten, zur 
Streichung beantragt wurden. Die polniſchen Behörden geben zu, daß an 
5000 Streichungen vorgenommen wurden. Wenn man aber bedenkt, daß 
mindeſtens ebenſo viele von vornherein nicht in die Liſten auf⸗ 
genommen wurden, fo find ſchon 10 000 deutſche Stimmen ver- 
loren. Irgendeine Wahlpropaganda zu entfalten war den deutſchen 
Parteien gar nicht möglich. Weder die deutſche Wahlgemeinſchaft 
noch aber die deutſche ſozialiſtiſche Partei konnten daran denken, 
Wahlplakate herauszubringen, denn andere als die der Regierungs- 
partei wurden ſofort entfernt. Noch viel weniger durfte man 
wagen, Wahlverſammlungen abzuhalten. Ein einziger ſolcher Der- 
ſuch endigte ſofort mit einem Überfall und einer Sprengung der Ver⸗ 
ſammlung durch die Aufſtändiſchen. 


Kurz vor den Wahlen fand die großartig inſzenierte „anti⸗ 
deutſche Woche“ ſtatt, und während der Wahlwochen wurde eine 
„Mobiliſierung und Offenfive der Aufſtändiſchen“ anbefohlen. Wie 
ſich dieſe Mobilifierung und OGffenſive auswirkte, iſt aus den 
Seitungsnachrichten hinreichend bekannt, und die Brutalitäten von 
Hohenbirken, Oberwilcza und von Golaſſowitz find nur Höhepunkte 
in einer unendlichen Reihe von Terrorakten. Machte ſich auch dieſer 
Terror in den Städten Kattowitz und Königshütte nicht befonders 
bemerkbar, jo um fo mehr auf dem Lande und in den Induſtrie⸗ 
gemeinden. Bezeichnend iſt, daß an den zwei Tagen, an reichen 
ausländiſche Preſſevertreter in Kattowitz weilten, der Terror ſofort 
aufhörte, nach deren Abreiſe aber um fo ſchärfer einſetzte. Auf⸗ 
ſtändiſche in Uniform durchzogen Tag und Nacht die Straßen, um 


- — wie es in dem Mobilmachungsbefehl hieß — „ihre Macht zu 


zeigen und den Feinden zu imponſeren“. Daß man dieſe Macht auf 
die Weife zeigte, daß man dutzende von Wohnungen friedlicher 
Bürger 4 5 und die Einrichtungen zerſtörte, Hunderte von 
Deutſchen teils in den Wohnungen, teils auf der Straße, teils 
in öffentlichen Lokalen in brutaler Weiſe mißhandelte, verſteht ſich 
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bei der Mentalität und der SZweckbeſtimmung der Aufſtändiſchen 
von ſelbſt. Seit den Tagen des dritten Aufſtandes war nicht 
ſolcher Schrecken durch das Land gezogen, wie in den letzten 
Wochen. Und das will viel jagen in dieſem Lande, in dem der 
Gummiknüppel und Ochſenziemer der Aufſtändiſchen ſeit Jahren 
ihre Herrſchaft ausüben. Und auch heute noch, nach den Wahlen, 
wird Gewalt gegen Deutſche angewendet. Tagtäglich kommen 
Flüchtlinge über die Grenze, weil ſie ihres Lebens ſich nicht ſicher 
fühlen, weil fie in ſtändiger Gefahr ſchweben. 

Die deutſche Preſſe wurde mundtot gemacht. Faſt täg⸗ 
lich wurden die Blätter, bürgerliche wie ſozialiſtiſche, beſchlagnahmt, 
ſelbſt die aus Deutſchland kommenden Zeitungen wurden auf den 
Bahnhöfen beſchlagnahmt. Aber neben dem ſtaatsanwaltlichen 
Jenſor übten auch noch die Aufſtändiſchen die Zenſurgewalt aus. 
Was der Staatsanwalt nicht beſchlagnahmte, fiel den Aüfſtändiſchen 
zum 22 er. Die Zeitungsausträgerinnen wurden überfallen, ihnen 
die Feitungspakete entriſſen und die Zeitungen vernichtet, dieſe 
Armen um den letzten kärglichen Derdienjt gebracht. Selbſt bei den 
Seitungsverkaufsſtänden in Kattowitz wurden ſolche „Beſchlag⸗ 
nahmen“ durchgeführt. Die Regierungspreſſe, die vermöge der ihr 
zu Gebote ſtehenden Mittel überallhin verteilt wurde, überbot 
ſich täglich in deutſchfeindlichen Auslaſſungen, und die polniſche 
Oppoſitionspreſſe nahm indirekten Anteil an dieſem Kampfe, denn 
auch die um Korfanty geſcharten Chriſtlichſozialen, National» 
demokraten und die Nationale Arbeiterpartei hofften auf Koſten der 
Deutſchen auf Stimmengewinn. 

Der Woiwode, der Ehrenvorſitzender des Aufſtändiſchen⸗Ver⸗ 
bandes iſt, und der die Aufſtändiſchen ſtets „als die Edelſten der 
Nation“ zu bezeichnen pflegt, hat in den Wahlkampf in einer Form 
eingegriffen, wie ſie wohl einzig in der Welt daſteht. Von der 
Regierungspartei wurde die Toſung ausgegeben, daß wer ein 
guter Staatsbürger iſt, bei der Wahl offen den Stimmzettel 
der Regierungspartei abgibt. die Beamten und An« 
geſtellten aller öffentlichen Verwaltungen, einſchließlich der Bahn 
und Poſt, mußten fe durch Gelöbnis verpflichten, offen ab- 
zuſtimmen, und die Aufftändifchen übernahmen es, in den Wahl⸗ 
lokalen die Wähler daraufhin zu prüfen, ob ſie auch den richtigen 
Stimmzettel haben und offen abſtimmen. Ein ſolches Vorgehen 
bedeutete natürlich einen glatten Bruch des durch das Geſetz 
gewährleiſteten Wahlgeheimniſſes. Auf eine beſondere Anfrage beim 
Hauptwahlkommiſſar in Warſchau erklärte dieſer, es liege im 
Willen des einzelnen Wählers, offen oder geheim abzuſtimmen. ust 
Außerung ließ der Woiwode amtlich mit ſeiner Unterſchrift 
bekanntmachen. Gleichzeitig erhielten alle Wähler, namentlich die 
Deutſchen, eine ſchriftliche Aufforderung, die vielfach von der Poſt 
ohne Marken unentgeltlich zugeſtellt wurde, die Stimme offen ab- 
zugeben, da man jeden, der nicht offen wähle, als 
Staatsfeind anſehen müſſe. Aus den Wahlkommiſſionen waren 
die Deutſchen ausgeſchloſſen worden, und die Dertrauensmänner 
wurden am Wahltage in unerhörter Weiſe ſchikaniert und nach 
Schluß der Wahlhandlung vielfach aus dem Wahllokal gewieſen, jo 
daß man dann beim Stimmenzählen ganz unter ſich blieb. Welche 
Folgen dies gehabt hat, kann man leicht daran ermeſſen, daß in 
ſehr vielen Fällen zahlreiche deutſche Stimmzettel unter den Tiſchen 
der Wahlkommiſſion gefunden wurden. Man hat, „um dieſe tat⸗ 
ſächlich ungültigen Stimmen nicht verlorengehen zu laſſen“, an deren 
Stelle Stimmzettel der Regierungslifte in die Urne getan. 

Die angeſagte und vom Aufſtändiſchenverband anbefohlene 
Kontrolle in den Wahllokalen wurde von den Aufſtändiſchen genau 
durchgeführt, und für diejenigen, die trotz allem gewagt hatten, ihre 
Stimme nicht offen abzugeben, werden ſich die Folgen noch ein ⸗ 
ſtellen, denn fie wurden genau regiſtriert. Daß viele Wähler nur 
dem Swange ſich beugend für die Kegierungsliſte geſtimmt haben, 
beweiſen wohl am beſten die vielen ungültigen Stimmzettel, auf 
denen oft nicht gerade fchmeichelhafte Bemerkungen über die 
Regierungspartei enthalten waren. deutſche Stimmzettelverteiler 
durften ſich gar nicht in die Nähe der Wahllokale wagen, da ſie 
entweder verprügelt und verjagt wurden oder ihnen ſämtliche 
Stimmzettel weggenommen und dann vernichtet wurden. 

Nicht wenig zum „Erfolg“ für die Regierungspartei hat die 
Taktik der hier maßgebenden Behörden beigetragen, der Regierungs- 
partei für alle drei Wahlen (Warſchauer Sejm und Senat und 
Schleſiſcher Sejm) die Liſten Nr. 1 zu geben, den deutſchen Parteien 
jedoch in jedem Wahlkreis eine andere Nummer. Was nicht nur 
die Werbung ſehr erſchwerte, ſondern ſelbſtredend dazu führte, daß 
viele Tauſende deutſcher Stimmen ungültig wurden, weil nicht die 
richtige Nummer abgegeben wurde. 

Ein raffiniert ausgeklügeltes rn verbunden mit einem 
wirkungsvollen Terror, follte die Deutſchen ſchon in dieſem Wahl⸗ 
gange aus dem öffentlichen Leben Oſt⸗Gberſchleſiens verſchwinden 
machen. Und trotz allem gelang es nicht. Trotz des unzweifelhaften 
Stimmenrückganges haben die Deutſchen Oſt⸗ berſchleſtens gezeigt, 
daß fie ſich unentwegt zum Deutſchtum bekennen. Heute hat die 
Redensart, daß in Gberſchleſien die nationale Frage eine ſoziale 
Frage ſei, nicht mehr Geltung. Sum Deutfhtum bekennt 
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ſich heute jeder, ob hoch oder niedrig geſtellt, wer ſich mit dem 
Deutſchtum verbunden fühlt. Und gerade die Stimmen, 


die jetzt unter ſtärkſtem Druck aus der Arbeiterſchaft für die deut- 


ſchen Liſten abgegeben wurden, und die Stimmen, die im Wahl- 
kreiſe Pleß⸗Rybnik⸗Bielitz für die deutſche ſozialiſtiſche Liſte ab- 
gegeben wurden, weil man die Liſte der deutſchen Wahlgemeinſchaft 
für ungültig erklärt hatte, beweiſen es aufs neue, daß in O ſt⸗ 
Oberſchleſien das Deutſchtum ein bodenftändi- 
ges, mit ihm feſt verwachſenes und nicht etwas Aufgepfropftes 
iſt, wie von polniſcher Seite gerne behauptet wird. 

Wenn man die fortgeſetzten verletzungen der Genfer Konvention, 
die der deutſchen Minderheit in Polniſch⸗Gberſchleſien ihr wirtſchaft⸗ 
liches, kulturelles und politiſches Leben ſichern ſollte, durch die 
polniſchen Behörden beobachtet, wenn man den ſteten Kampf der 
deutſchen Minderheit um ihr gutes Recht vor der Gemiſchten Kom- 
miſſion und vor dem Dölferbund betrachtet, und die Lage der 
polniſchen Minderheit in deutſch⸗Oberſchleſien zum Vergleich 
heranzieht, jo muß man ſelbſt bei Anlegung größter Maßſtäbe zu⸗ 
geſtehen, daß die polniſche Minderheit ſich der 
größten Freiheit und völliger Gleichberechti⸗ 
gung erfreut. Dies wird von polnifcher Seite natürlich nicht 
zugegeben. Das Fiel der polniſchen politik iſt nicht 
nur die Entdeutſchung Oſt⸗Gberſchleſiens, ſondern darüber hinaus 
die Gewinnung Weſt⸗OGberſchleſiens, mit dem vorläufigen letzten 
Siele, die Oder als Grenzfluß zu erreichen. Darüber hin- 
aus geht der Appetit natürlich auch auf den Beſitz des Odervorlandes 
mit Breslau. 

Die Polen behaupten, ganz Oberſchleſien und ein Teil von 
Niederſchleſien ſeien von Polen bewohnt. Die Tatſache, daß hie 
und da verſchiedene Bevölkerungskreiſe noch immer das ſogenannte 
Waſſerpolniſche als Umgangsſprache pflegen, gibt ihnen Anlaß, von 
den noch „unerlöſten Brüdern unter dem deutſchen Joche“ in aller 
Öffentlichkeit zu ſprechen. Wie gering aber die Zahl der Polen 
wirklich iſt, verſchweigen fie gern, führen aber oft die nicht einwand⸗ 
freien Zahlen von dor dem Kriege an. Den Grundſatz, daß 
„Minderheit iſt, wer ſich zur Minderheit be ⸗ 
kannt“, wollen fie nicht gelten laſſen. Die Deutſchen jenſeits dee 
Grenze find für fie germaniſierte Polen und die diesfeits ſich zum 
deutſchen Kulturkreis rechnenden zweiſprachigen Perſonen werden 
eben als „unterdrückte Polen“ bezeichnet. Dieſe vom „deutſchen 
Joche“ zu befreien iſt nach ihren eigenen Außerungen ihre nächſte 
Aufgabe. Die Tatſache allein, daß die deutſchen Behörden in einer 
manchmal geradezu übertriebenen Objektivität allen denen, die ſich 
als Polen bekennen, die ihnen nach den geltenden Geſetzen und nach 
den Beſtimungen der Genfer Konvention zustehenden Freiheiten 
und Rechte gewährleiſten, zeugt davon, daß von einer „Bedrückung“ 
der polniſchen Minderheit keine Rede fein kann. Minderheits⸗ 
ſchulen werden ſelbſt dort erhalten, wo die Zahl der Schulkinder 
ſchon längſt unter die Zahl, die geſetzlich feſtgelegt iſt, geſunken iſt. 
Polniſche Vereine und Grganiſationen können ſich unter dem Schutze 
der Geſetze ſtändig entwickeln. Die polnifhen Banken und 
Genoſſenſchaften verfügen über reichliche, aus Polen fließende Mittel, 
und ihr Beſitzſtand an Grund und Boden ſteigt von Jahr zu Jahr, 
iur in den Städten wird ſtetig mit Hilfe dieſer Geldquellen an 

oden gewonnen. Die polniſche Preſſe erfreut fi einer Freiheit, 
die ſie leider nur allzuoft mißbraucht, indem ſie gegen die Deutſchen 
und gegen Deutſchland in geradezu unglaublicher Weiſe hetzt. Die 
Wahlen wurden hier in einer Form durchgeführt, die es jeder Partei 
ermöglichten, alle nur erreichbaren Stimmen Fe fih zu gewinnen. 
Es genügt darauf hinzuweiſen, daß die Polniſche Partei völlig un⸗ 
geſtört und unbehindert im letzten Wahlkampf 88 Wahlverſamm⸗ 
lungen abhalten und eine Propaganda durch Plakate, Werbeſchriften 
und Flugblätter betreiben konnte, wie es ſich nicht einmal die 
größten deutſchen Parteien leiſten konnten. Die letzten Reichstags- 
wahlen haben der Polniſchen Partei, die mit einem unglaublich 
großen Apparat und mit ſchier unerſchöpflich ſcheinenden Mitteln 
in den Wahlkampf gezogen iſt, einen Stimmenzuwachs von 8000 
Stimmen gebracht. Und doch haben fie kaum 38 000 Stimmen 
erhalten, und das Prozentverhältnis iſt gegen früher 
geſunken. Es gelang ihnen daher weder zum Landtag, 
geſchweige denn zum Reichstag ein Mandat zu erringen. Der Kampf 
wird auch hier um die Jugend geführt. Die ſtaatlichen Minder⸗ 
heitsſchulen haben für die Polen vom „Polenbund“ wenig Wert, 
weil dort wohl polniſch unterrichtet wird, aber nicht „der richtige 
Geiſt“ herrfcht. Deshalb werden dieſe Schulen leer gelaſſen, und 
man bemüht ſich, die Beſtimmungen der preußiſchen Minderheits⸗ 
ſchulgeſetze ausnützend, private Schulen einzurichten, in denen aus 
Polen eingeführte Lehrer den richtigen „polniſchen Geiſt“ den 
Kindern einimpfen ſollen. Die fo vorbereiteten Kinder werden dann 
nach Polen auf die höheren Schulen gebracht, um als Führer für 
die „bedrückten Brüder“ herangebildet zu werden, in Wirklichkeit 
aber um auf die Eroberung des heute deutſchen Gebietes hinzu- 
arbeiten. Polen mag noch fo ſehr die Taktik „Haltet den Dieb“ 


befolgen, es wird ihm niemals gelingen, ſtichhaltig zu beweifen, daß 
die polniſche Minderheit in Weſt⸗Gberſchleſien irgendwie benach⸗ 
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teiligt oder unterdrückt wird. Allein im letzten Jahre haben große 
polniſche Tagungen ſtattgefunden, die mit großen Umzügen mit 
Muſik und Fahnen durch die Straßen von Beuthen und Hindenburg 
endeten. Würde die zahlenmäßig mehr als ein Drittel der Bevölke⸗ 
rung in Oſt-Gberſchleſien ausmachende deutſche Minderheit ſo 
etwas wagen, es würde nicht nur von den Behörden verboten, 
ſondern von den Aufſtändiſchen „liquidiert“ werden. 


man darf vor dieſen Tatſachen die Augen nicht verſchließen, 
wie auch nicht etwa nun dem Terror und der Ausrottungspolitik 
der Polen ein gleiches Vorgehen auf deutſcher Seite entgegenſetzen 
ſollte. Bier iſt man beſonnen genug, etwas Derartiges nicht zu 
wollen, aber ſelbſt wenn unverantwortliche Elemente ähnliches 
planen ſollten, würden im Gegenſatz zu Polen die Sicherheits⸗ 
behörden der polniſchen Minderheit jeden Schutz angedeihen laſſen, 
während in Oſt⸗Gberſchleſien jeder Terror gegen Deutſche von 
den Behörden toleriert wird. 


Die Zeit eilt. Man hofft, daß fie für Deutſchland arbeitet. 
Deutſchland muß aber auch für die Zeit arbeiten. Und dieſe Arbeit 
iſt vor allem, die Grenzgebiete im Gſten gegen die polniſche Sturm⸗ 
flut, wenn ſie einmal heranbrauſen ſollte, widerſtandsfähig zu 
machen. „Nicht Roß und Reiſige“ allein können die Oſtgrenzen 
beſchirmen, jetzt und in den nächſten Jahren ſchon gar nicht. Ein 
feſter Wall deutſcher Herzen muß es ſein. Dieſen Wall aufzurichten 
gilt es durch kulturelle und wirtſchaftliche Förde. 
rung Weſt⸗Oberſchleſiens. Die wirtſchaftlichen und 
kulturellen Derhältniffe Weſt⸗Gberſchleſiens müſſen fo geſtaltet wer ⸗ 
den, daß der deutſche Einfluß weit nach Oſten ſtrahlt, daß von 
ihm auch die bedrängten Brüder jenſeits der Grenze Schutz erlangen. 
Das iſt mit eine der wichtigſten Aufgaben. Wenn die Aufrollung 
der Frage der Oſtgrenzen die Folge hat, daß nunmehr nach Jahren 
der Vernachläſſigung auch OGberſchleſien die Förderung erfahren 
wird, die es auch im Hinblick auf das Geſamtreich nötig hat, ſo iſt 
trotz aller Not das erreicht, was im Augenblick zu erreichen iſt. 


Am 24. November ſprach der preußiſche Miniſterpräſident Dr. Otto Braun bei der Grundſteinlegung zum Neubau 


der Königsberger Handelshochſchule: 

„Die Neugeſtaltung der ſtaatlichen Derhältniffe im Oſten 
hat den Königsberger Handel ſeines wirtſchaftlichen Hinter⸗ 
landes zum Teil beraubt, alte wirtſchaftliche Verbindungen 
zerriſſen, deren Wiederanknüpfung und Ausgeſtaltung durch 
eigenwirtſchaftlichen Expanſionsdrang jenſeits der Grenzen 
und durch politiſche Gegenſätze erſchwert wird. Niemand 
wird dem polniſchen Volke ſein Recht auf ſtaatliches Eigen ⸗ 
leben beſtreiten. Aber ſo wenig ich das an der polniſchen 
Nation verübte Unrecht früherer Seit gebilligt habe, ebenſo 
wenig kann ich es billigen, daß dieſes Volk fein ſtaatliches 
Daſein auf ein Unrecht gegen ein anderes, das deutſche Volk, 
aufbaut. Ich beſtreite nicht das Intereſſe Polens an einem 
Ausgang zum Meere. Aber wie er dem neuen Tichechifchen 
Staate durch Elbe und Hamburg geſichert wurde, konnte er 
Polen auch durch Weichſel und Danzig eröffnet werden, ohne 


Der Keichsrat. 


Der Reichsrat iſt in letzter Zeit ſtark in den Vordergrund des 
politiſchen Intereſſes getreten. Stand der Reichsrat früher an Gel⸗ 
tung hinter dem Parlament, dem Reichstag, zurück, ſo iſt ſeine Be⸗ 
deutung in dem Maße geſtiegen, in dem es ſich als unmöglich er⸗ 
wies, im Reichstag einen poſitiven politiſchen Willen herauszuſtellen 
und mit ihm die Grundlage für ein auf eine ſichere Parlaments- 
mehrheit geſtütztes Kabinett zu bilden. 

Tragen Reichspräſident und Reichstag unitariſchen Charakter, 
weil bei ihrer Entſtehung und Wirkſamkeit reichsſtaatliche Faktoren 
eine Rolle ſpielen, fo iſt der Reichsrat das föderaliſtiſche 
Organ im Aufbau des deutſchen Perfaſſungslebens. Der Reichs- 
rat ijt die Vertretung der deutſchen Länder bei der Geſetzgebung und 
Verwaltung des Reichs. Er iſt ein aus Vertretern der Länder 
gebildetes Reichsorgan zu Reichszweden. 

Der Reichsrat unterſcheidet ſich materiell weſentlich vom 
Bundesrat des deutſchen Kaiferreichs. Der frühere Bundesrat 
verkörperte die Souveränität des Reichs. Er war neben dem Reichs ⸗ 
tag gleichberechtigter Faktor der Geſetzgebung. Zum FJuſtande⸗ 
kommen eines Reichsgeſetzes waren übereinſtimmende Mehrheits⸗ 
beſchlüſſe von Bundesrat und Reichstag erforderlich. Der Reichsrat 
dagegen iſt an der Reichsſouveränität unbeteiligt. Sein Mit⸗ 
wirkungsrecht an der Geſetzgebung iſt begrenzt; gegenüber einem ab⸗ 
weichenden Willen des Reichsrats vermag ſich der Reichstag durch⸗ 
zuſetzen. Die frühere Hegemonie Preußens, die nicht nur 
im Kaifertum, ſondern vornehmlich im Bundesrat ihren Ausdruck und ihren 
ſtaats rechtlichen und politiſchen Stützpunkt hatte, iſt verſchwunden. 

Im Reichsrat ſind die deutſchen Länder nach dem Verhältnis 
ihrer Einwohnerzahl vertreten. Jedes Land hat mindeſtens 
eine Stimme. Bei größeren Ländern entfällt auf 700 000 Ein- 
wohner eine Stimme. Ein Überſchuß von mindeſtens 580 000 Ein- 
wohnern wird 700 000 gleichgerechnet. Nach jeder allgemeinen Dolfs« 
zählung wird die Stimmenzahl durch den Reichsrat neu feſtgeſtellt. 

Die Länder werden im Reichsrat durch Mitglieder ihrer Regie- 
rungen, alſo durch die den parlamentariſchen Körperſchaften der 
Länder verantwortlichen Miniſter, vertreten. Da dieſe nicht 
ſtändig an den Reichsratsſitzungen teilnehmen können, laſſen fie ſich 
durch beſondere, dauernd oder für einzelne Aufgaben beſtellte Be⸗ 
amte, die meift ihren Sitz in der Keichshauptſtadt haben, vertreten, die 
ſogenannten ftellvertretenden Bevollmächtigten zum Reichsrat. 


daß Oſtpreußen vom Mutterlande losgeriſſen, hunderttauſende 
deutſcher Volksgenoſſen ohne Befragung unter fremde Staats- 
hoheit gepreßt, wo fie jetzt ſchlimmſtem Terror ausgeſetzt find, 
oder gar aus ihrer Heimat verdrängt wurden. Gegen dieſes 
Unrecht werden wir immer proteſtieren, die gewaltſam durch⸗ 
geführte, willkürliche, ungerechte neue Grenzziehung werden 
wir niemals als berechtigt anerkennen. Sie wird immer 
einen Stachel im deutſchen Volkskörper bilden und einer 
wahren Befriedung Europas hindernd im Wege ſtehen. Gleich⸗ 
wohl dürfen wir uns nicht in Proteſten erſchöpfen, ſondern 
müſſen mit dem durch die Siegerlaune geſchaffenen Zuftande 
als Tatſache rechnen. Das gilt insbeſondere für die öſtlichen 
Wirtſchaftsführer in Handel und Induſtrie, die hier vor die 
überaus ſchwierige Aufgabe geſtellt find, neue Wege für die 
beiderſeitige, befruchtende, wirtſchaftliche Fuſammenarbeit zu 
ſuchen und zu finden.“ 


Zur Zeitgeſchichte — 


e Vertretung und fein Stimmgewicht im 
Reichsrat find erheblich beſchränkt. Preußen würde nach feiner Ein⸗ 
wohnerzahl mehr als die Hälfte aller Reichsratsſtimmen auf ſich ver⸗ 
einigen und dadurch in der Lage fein, alle anderen Länder zu über⸗ 
ſtimmen. Sur Verhinderung dieſes zahlenmäßigen Übergewichts 
darf kein Land durch mehr als zwei Fünftel aller Stimmen im 


Vorsffzender 
Reichsminister des Innern oder Ressortminister 


Keichsrat vertreten fein. Außerdem wird aber die Hälfte der preuki- 
5 mn aloe eines preußiſchen ir 828 5 
ußi rovinzialverwaltu ial⸗ 
ane Bene. ngen, den Provinzial 
uf Grund der letzten Volkszählung haben die Känd: i 

66 Stimmen im Reichsrat, davon find 20 preußiſche 5 00 
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preußiſche Stimmen. Don den preußiſchen Stimmen entfallen 15 
auf die Provinzen und die Stadt Berlin. Bayern hat 11, Sachſen 7, 
Württemberg 4, Baden 5, Thüringen, Hefien und Hamburg je 
2 Stimmen, die übrigen Länder (Mecklenburg⸗Schwerin, Oldenburg, 
Braunſchweig, Anhalt, Bremen, Lippe, Lübeck, Mecklenburg⸗Strelitz, 
Schaumburg-Lippe) führen je eine Stimme. 

Die Länder find berechtigt, ſoviel Hauptbevollmächtigte 
in den Reichsrat zu entſenden, wie ſie Stimmen führen. In der 
Sahl der ſtell vertretenden Bevollmächtigten ſind fie 
nicht beſchränkt. Abgeſehen von den preußiſchen Provinzialſtimmen 
werden die Stimmen einheitlich abgegeben. Die Bevollmächtig⸗ 
ten ſtimmen nicht nach freier Überzeugung, ſondern nach Inſtruk⸗ 
tionen, erteilt von ihren Landesregierungen. Die preußiſchen 
Provinzialbevollmächtigten dagegen haben freies Stimmrecht; fie 
können untereinander verſchieden und anders als die Vertreter der 
preußiſchen Staatsregierung ſtimmen. 

Der Geſchäftsgang des Neichsrats iſt durch eine Ge⸗ 
ſchäftsordnung geregelt, die der Reichsrat ſelbſt erlaſſen hat. Es 
find I ſtändige Ausſchüſſe gebildet: für auswärtige An⸗ 
gelegenheiten, für Volkswirtſchaft, für innere Verwaltung, für Der- 


kehrsweſen, für Haushalt und Rechnungsweſen, für Steuer ⸗ und 
Follweſen, für Rechtspflege, für Verfaſſung und Geſchäftsordnung, 
für Reichswehrangelegenheiten, für Seeweſen und für Durchführung 
des Friedensvertrags. 

Den Dorfit im Reichsrat und in feinen Ausſchüſſen führt 
ein Mitglied der Reichsregierung. In der Vollſitzung führt regel⸗ 
mäßig der Reichsmintfter des Innern, ſonſt ein anderer Miniſter den 
Vorſitz. Der Dorſitzende hat kein Stimmrecht. Die Voll⸗ und Aus⸗ 
ſchußſitzungen werden vom Reichsminiſterium des Innern an- 
beraumt, in dem auch die Bürogeſchäfte des Neichsrats beſorgt 
werden. Auf Verlangen von einem drittel ſeiner Mitglieder muß der 
Reichsrat einberufen werden. Die Vollſitzungen des Reichsrats 
ſind öffentlich, doch kann die Gffentlichkeit für einzelne Gegenſtände 
ausgeſchloſſen werden. Die Reihenfolge der Abſtimmung richtet ſich 
nach der Reihenfolge der Länder. 

Die Juſtändigkeit des Neichsrats erſtreckt ſich vor allem 
auf die Mitwirkung bei der Reichsgeſetzgebung. Zur Ein- 
bringung von Geſetzesvorlagen der Reichsregierung beim Reichstag 
iſt die Zuftimmung des Reichsrats erforderlich. Kommt eine Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen Reichsregierung und Reichsrat nicht zuſtande, 
ſo kann die Reichsregierung die Vorlage gleichwohl einbringen, hat 
aber hierbei die abweichende Auffaſſung des Reichsrats darzulegen. 
Beſchließt der Reichsrat eine Geſetzesvorlage, der die Keichs⸗ 
regierung nicht zuſtimmt, ſo hat dieſe die Vorlage unter Darlegung 
ihres Standpunkts beim Reichstag einzubringen. 

Gegen die vom Reichstag beſchloſſenen Geſetze ſteht dem Reichs⸗ 
rat der Einfpruc zu. Wird Einſpruch eingelegt, jo wird das 
Geſetz dem Reichstag zur nochmaligen Beſchlußfaſſung vorgelegt. 
Kommt hierbei keine Übereinſtimmung zwiſchen Reichstag und 
Reichsrat zuſtande, fo kann der Reichspräſident über den Gegenſtand 
der Meinungsverſchiedenheit einen Volksentſcheid anordnen. Tut er 
dies nicht, fo gilt das Geſetz als nicht zuſtandegekommen. Bat der 
Reichstag mit Sweidrittelmehrheit entgegen dem Einſpruch des 
Reichsrats beſchloſſen, jo hat der Reichspräfident das Geſetz in der 
Faſſung des Reichstagsbeſchluſſes zu verkünden oder einen Volks- 
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entſcheid anzuordnen. Hat der Reichstag entgegen dem Einſpruch des 
Reichsrats eine Verfaſſungsänderung beſchloſſen, jo kann der Reichs ⸗ 
rat den Volksentſcheid verlangen. Das gleiche gilt, wenn der 
Reichstag ohne Zuftimmung des Reichsrats im Entwurf des Haus- 
haltsplans Ausgaben erhöht oder neu eingeſetzt hat. 

Der Reichsrat wirkt auch in weitem Umfange bei der Der- 
waltung des Reichs mit. Er iſt von den Reichsminifterien 
über die Führung der Reichsgefchäfte auf dem laufenden zu halten. 
Su Beratungen über wichtige Gegenſtände ſollen von den Reichs⸗ 
miniſterien die zuſtändigen Ausſchüſſe des Reichsrats zugezogen 
werden. Dem Reichsrat iſt vom Reichsminiſter der Finanzen all« 
jährlich über die Verwendung aller Reichseinnahmen Rechnung zu 
legen. Die allgemeinen Verwaltungsvorſchriften der 
Reichsregierung zur Ausführung der Reichsgeſetze bedürfen der 
Suſtimmung des Reichsrats, wenn die Ausführung der Reichs⸗ 
geſetze den Landesbehörden zuſteht. Gleiches gilt für die Verord- 
nungen, die den Bau, den Betrieb und den Verkehr der Eifenbahnen 
regeln. In den Keichsgeſetzen, die die Reichsregierung zum Erlaß 
von Rechts- oder Verwaltungsverordnungen ermächtigen, wird viel⸗ 
fach eine Fuſtimmung des Reichsrats für den Erlaß dieſer Verord⸗ 
nungen vorgeſehen. Der Reichsrat wirkt bei der Amterbeſetzung mit, 
indem er für die Ernennung der Mitglieder des Reichsgerichts und 
anderer Reichsſpruchbehörden durch den Reichspräſidenten ein Vor ⸗ 
ſchlagsrecht hat. Der Reichsrat wählt Beiſitzer zum Staatsgerichtshof 
für das Deutſche Reich, Mitglieder zum Reichswirtfchaftsrat und zu 
zahlreichen Beiräten, Ausſchüſſen und Derwaltungsräten. 

Die Staatspraxis hat fi} nicht ohne Erfolg bemüht, die Mängel 
der Reichsratskonſtruktion gegenüber dem früheren Bundesrat teils 
zu verbeſſern, teils in ihrer Wirkung zu mildern. So konnte ſich 
der Reichsrat dank der relativ konſtanten fachmänniſchen Kräfte, 
über die er verfügt, als ſachkundiger und einflußreicher Berater der 
Reichsregierung bewähren. Der von dem früheren Reichskanzler und 
jetzigen Keichsbankpräſidenten Dr. Hans Luther begründete Bund 
zur Erneuerung des Reichs hat neuerdings dem Problem 
des Reichsrats feine Aufmerkſamkeit gewidmet. Der Bund hat 
unterſuchen laſſen, ob und inwieweit es angebracht erſcheint, die der 
Reichsverfaffung bei der Einrichtung des Reichsrats zugrunde lie⸗ 
genden Gedanken weiter auszubauen und zu vervollkommnen. 


Miniſterialrat Dr. Georg Kaiſenberg. 


Artikel 48 der Reichsverfaſſung. 


Artikel 48 der Reichsverfaſſung regelt zwei inhaltlich ſcharf 
voneinander zu ſcheidende Gegenſtände: die Keichsexekution gegen 
ein ſeine reichsgeſetzlichen Pflichten verletzendes Land und die dikta⸗ 
toriſchen Notſtandsmaßnahmen des Reichspräfidenten. 

Die im Abſ. 1 normierte Reichserefution, wonach der Reichs ⸗ 
präfident ein Land, das die ihm nach der Keichsverfaſſung oder den 
Keichsgeſetzen obliegenden Pflichten nicht erfüllt, mit Hilfe der be⸗ 
waffneten Macht dazu anhalten kann, hat einen Vorgang in Art. 19 
der Mee en von 1871, der gegen Bundesglieder, die ihre 
verfaſſungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllten, die Exekution 
für zuläſſig erklärte. 

Nach Abſ. 2 kann außerdem der Keichspräſident, wenn im Deut⸗ 
ſchen Reiche die öffentliche Sicherheit und Ordnung erheblich geſtört 
oder gefährdet wird, die zur Wiederherſtellung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und Ordnung nötigen Maßnahmen treffen, erforderlichenfalls 
mit Hilfe der bewaffneten Macht einſchreiten. Ob dieſe verfaſſungs⸗ 
rechtlich feſtgelegte Vorausſetzung der erheblichen Störung der Ge⸗ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung gegeben iſt, dar⸗ 
über hat in jedem Einzelfalle der Reichspräfident das auf fein pflicht⸗ 
gemäßes Ermeſſen zu gründende alleinige Entſcheidungsrecht, ebenſo 
über Inhalt und Art der von ihm innerhalb der verfaſſungsrechtlich 
gezogenen Grenzen zu treffenden Maßnahmen, die zur Wiederher⸗ 
ſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung geboten ſind. Die 
Reichsverfaſſung unterläßt eine Umſchreibung dieſer diktatoriſchen 
Maßnahmen des Reichspräfidenten. Nur eine beſonders wichtige 
und einſchneidende Diktaturbefugnis wird im Artikel 48 Abſ. 2 durch 
die Beſtimmung herausgegriffen, daß der Neichspräfident vorüber⸗ 
gehend die in den Artikeln 114, 115, 117, 118, 125, 124 und 155 
feſtgeſetzten fieben Grundrechte ganz oder zum Teil außer Kraft 
ſetzen kann. 

Das in Abf. 5 vorgefehene Keichsgeſetz, das die näheren Be⸗ 
ſtimmungen regeln ſoll, ſteht noch aus. Die Beratungen des Rechts⸗ 
ausſchuſſes über eine bezügliche Vorlage wurden damals durch die 
Auflöſung des Reichstags unterbrochen. 

Swei weitere Vorſchriften des Art. 48 regeln die Rechte der 
Länder und des Reichstags, Keine dieſer beiden Beſtimmungen war 
in der früheren Reichsverfaſſung von 1871 in irgendwelcher Form 
enthalten. Nach Abſ. 4 kann die Landesregierung für ihr Gebiet 
einſtweilige Maßnahmen der im Abſ. 2 bezeichneten Art treffen. 
Gegenüber dieſer Befugnis der Landesregierungen wird aber das 
Reichsintereffe durch die ſich unmittelbar daran anſchließende Dor« 
ſchrift gewahrt, daß ſowohl der Reichspräfident als auch der Reichs⸗ 
tag die Maßnahmen außer Kraft ſetzen dürfen. 
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Die Rechte des das ſouveräne deutſche Volk vertretenden Reichs · 
tags werden durch Abſ. s in zweifacher Binſicht geſchützt: einmal 
durch die dem Keichspräſidenten auferlegte Verpflichtung, von allen 
nach Abſ. 1 oder 2 getroffenen Maßnahmen unverzüglich dem 
Reichstag Kenntnis zu geben, weiter durch das Recht des Reichstags 
auf Außerkraftſetzung der Maßnahmen. ; ; 

Das Anwendungsgebiet des Art. 48, vor allem die geſetzlichen 
Dorausfegungen des Abſ. 2, aber auch die Befugnis des Reichstags 
aus Abf. 3, ſind bis in die jüngſte Zeit lebhaft umſtritten geblieben. 
Während die amtliche Begründung des Verfaſſungsentwurfs und 
die Verhandlungen des Verfaſſungsausſchuſſes und des Plenums der 
Weimarer Nationalverfammlung für die Entſcheidung dieſer Streit⸗ 
fragen faſt gar nicht herangezogen werden können, hat ſich in ſpä⸗ 
terer Zeit ſowohl die umfangreiche Literatur wie auch die Parla- 
mentspraxis recht fruchtbringend geſtaltet. 

Selbſtverſtändlich muß, wie jede Geſetzesvorſchrift, ſo auch 
Art. 48 aus feinem Geiſte, feinem Inhalte und feiner Zweckbeſtim⸗ 
mung ſinngemäß ausgelegt werden. Die Auslegung und Anwen⸗ 
dung einer in die oberſten und wichtigſten Rechte der Volksvertre⸗ 
tung fo tief eingreifenden Ausnahmevorſchrift darf nicht zur Recht ⸗ 
fertigung einer die Bedeutung und Sweckbeſtimmung umgehen⸗ 
den Diktatur führen. Darum läßt ſich auch nicht etwa in allen 
‚Fällen, in denen der Reichstagsapparat verſagt, die Klinke der Dik⸗ 
tatur aus Art. 48 in Bewegung ſetzen. Vorausſetzung iſt, daß ſich 
im gegebenen Falle mit dieſem Verſagen der Volksvertretung die 
erhebliche Störung oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung verbindet. Gewiß iſt dieſer Begriff flüſſig und die Aus- 
legung und Anwendbarkeit des entſcheidenden Kriteriums bleibt 
dehnbar. Durchgeſetzt hat ſich aber die in den jüngſten Notverord⸗ 
nungen des Reichspräſidenten v. Hindenburg, wie auch in den zahl⸗ 
reichen wirtſchaftlichen und finanziellen Notverordnungen feines 
Vorgängers Ebert zum Ausdruck gebrachte Auffaſſung, daß die all⸗ 
gemein vorausgeſetzte und geregelte „erhebliche Störung oder Ge⸗ 
fährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ auch dann nicht 
als ausgeſchloſſen zu erachten ſei, wenn es ſich um Störungen oder 
Gefährdungen auf wirtſchaftlichem oder finanziellem Gebiete und 
um entſprechende Maßnahmen zur Wiederherſtellung handle. Die 
Erfahrung lehrt, daß gerade auf wirtſchaftlichem und finanziellem 
Gebiet durchgreifende Rettungsaktionen ſich als notwendig erweiſen 
können, um die aus ihrer Unterlaſſung ſich ergebende erhebliche 
Störung oder Gefährdung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
zu verhüten. In ſolchen Fällen wird alſo, wenn die Dolfsvertre- 
tung in Erfüllung ihrer verantwortungsſchweren Aufgaben ver⸗ 
ſagen ſollte, das diskreditionäre Recht des Reichspräſidenten zur 
unabweisbaren Reichspflicht, die erforderliche Rettungsaktion 
unter Anwendung des Art. 48 durch Notverordnung durchzuführen. 
Natürlich kann der Neichspräfident nachträglich die Notverordnung 
ändern, ergänzen oder einſchränken. Dabei bleiben aber die ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Reichstags gewahrt. 

Nach richtiger Auslegung und auch nach herrſchender Praxis 
gelten die im Art. as der Volksvertretung gewährleiſteten Rechte 


nur für die Vollverſammlung des Reichstags, dagegen nicht für den 


auf Grund des Art. 35 zu bildenden ſtändigen Ausſchuß zur Wah⸗ 
rung der Rechte der Volksvertretung gegenüber der Reichsregierung 
für die Zeit außerhalb der Tagung und nach Beendigung einer 
Wahlperiode oder der Auflöſung des Reichstags. Denn dieſer 
„Überwachungsausſchuß“ iſt nur zur Wahrung der Rechte der 
Volksvertretung gegenüber der Reichsregierung, nicht aber 
gegenüber dem Reichs präſidenten eingeſetzt, und er kann daher 
zwar über die Notverordnungen beraten, nicht aber deren Außer⸗ 
kraftſetzung beſchließen. Reichsminiſter a. D. Dr. Bell, m. d. R. 


Abrüſtung. 


he. — Seit dem 6. November tagte faſt fünf Wochen in Genf 
der „Ausſchuß des Völkerbundes zur Vorbereitung der Abrüſtungs⸗ 
konferenz“, und zwar in Fortſetzung der am 9. Mai 1929 unter⸗ 
brochenen ſechſten Tagung. Urſprünglich aus Vertretern von nur 
19 Staaten bejtehend, iſt die Kommiſſion durch das Hinzukommen von 
Sowjetrußland und der Türkei ſowie der ſeit 1926 neu in den Völker- 
bundsrat gewählten Staaten allmählich auf nicht weniger als 
52 Delegationen angewachſen. 

In ſeiner Eröffnungsrede ſkizzierte der langjährige Vorſitzende 
des Ausſchuſſes, der holländiſche Geſandte in Paris, Loudon, noch 
einmal deſſen Aufgabe, nämlich die Formulierung der Methoden 
für eine Begrenzung und Herabſetzung der Küſtungen. Wenn auch 
das Ideal einer vollſtändigen Abſchaffung aller Küſtungen im Augen⸗ 
blick noch nicht erreichbar ſei, ſo müſſe die Tagung aber unbedingt 
zu einem endgültigen Abſchluß ihrer Arbeiten für die Aufſtellung 
eines Konventionsentwurfes kommen. . 

Und jedenfalls in dieſem einen Punkt war man ſich diesmal 
einig: Es ſoll mit der vorbereitenden Arbeit Schluß gemacht 
werden. Soweit man die beſtehenden Differenzen nicht beheben 
kann — und es find eine ganze Reihe —, überweiſt man fie der 
einzuberufenden Abrüſtungskonferenz zur Löſung. Aber ſelbſt über 
den Feitpunkt dieſer Konferenz gingen die Meinungen ausein⸗ 


Verpflichtungen ver⸗ 


ander. Graf Bernſtorff, der Führer der deutſchen Delegation, 
machte den Vorſchlag, dem Völkerbundsrat als Datum für die all⸗ 
gemeine Abrüſtungskonferenz den 2. November 1951 zu empfehlen. 
Dem wurde entgegengehalten, daß der Ausſchuß mit der Feſtſetzung 


des Datums der Entſcheidung des Dölferbundsrates nicht vor⸗ 
greifen dürfe, jo daß ſchließlich der Antrag des engliſchen Der- 
treters, Lord Cecils, angenommen wurde, der Dölferbundsrat möge 
auf feiner Januartagung das Datum der Konferenz feſtſetzen. 
Sweifellos haben mit England und Frankreich auch andere Staaten 
Intereſſe daran, die Entſcheidung über die Küſtungsbeſchränkung 
noch möglichſt lange hinauszuſchieben. 
Kam die Kommiffion ſchon in dieſer rein zeitlichen Frage zu 

3 wa rg Ergebnis, jo verſtärkte ſich dieſe Seite der 

agung immer mehr. 

Zu ihrem Der- Aaats haushalt 

ſtändnis ſeien noch ein- — - 2 und Wehretat 
mal kurz die Phaſen |Die Vehrausgaben im Verhältnis zum Gesamthaushalt 1929 
ihrer Vorgeſchichte in n —— — 
ſkizziert. Bekanntlich NMeutschla A 
beruht die Verpflich- 
tung zur Abrüſtung 
auf dem Artikel 8 des 
Verſailler Vertrages, 
wonach die Mitglieder 
des Völkerbundes an⸗ 
erkennen, „daß die 
Aufrechterhaltung des 
Friedens es nötig 
macht, die nationalen 
Rüftungen auf das 
Mindeſtmaß herabzu- 
ſetzen, das mit der na; 
tionalenSicherheit und 
mit der Durchführung 
der durch ein gemein 
ſames Handeln aufer · 
legten internationalen 


einbar iſt“. Demgemäß 
war die Abrüſtungs⸗ 
frage die weſentlichſte, 
aber auch die ſchwie⸗ 
rigſte Aufgabe desDöl- 
kerbundes ſeit ſeinem 
Beſtehen. Seit Mai 
1926 haben ſechs Tagungen der von der Dölferbundsver- 
ſammlung eingeſetzten Abrüſtungskommiſſion ſtattgefunden, und 
ſchon auf der erſten Tagung wurde von den Franzoſen der 
Sicherheitsfaktor in den Vordergrund gerückt mit der be⸗ 
kannten Theſe „erſt Sicherheit, dann Abrüſtung“. Nach dem Ab⸗ 
ſchluß der Verträge von Locarno, die die europäiſche Sicher ⸗ 
heitsfrage im weitem Umfange löſten, wurden auf der dritten Tagung 
des vorbereitenden Abrüſtungsausſchuſſes im Frühjahr 1927 die von 
England und Frankreich gemachten Vorſchläge zu einem gemein⸗ 
ſamen Abrüſtungs⸗Aonventionsentwurf zuſammen⸗ 
gefaßt, in dem jedoch die Vorbehalte und die verſchiedenen Auf⸗ 
faſſungen der einzelnen Regierungen mit aufgenommen ſind. In der 
Sicherheitsfrage brachte außerhalb Genfs der Kellogg ⸗Pakt, 
von 54 Staaten unterzeichnet, im Jahre 1928 einen bedeutenden 
Fortſchritt. Er verpflichtete feine Signatare, auf den Krieg als 
Mittel, politiſche Ziele zu erreichen, künftig zu verzichten. Die Kom⸗ 
miſſionsſitzung im Frühjahr 1929 wurde vertagt, um zunächſt eine 
Einigung in der Seeabrüſtungsfrage herbeizuführen, die durch das 
inzwiſchen auf der Londoner Flottenkonferenz zuſtande 
gekommene Abkommen vom April 1950 erleichtert fein dürfte. 

Es iſt hier nicht der Ort, die diesjährigen Verhandlungen in 
ihrem Einzelergebnis zu würdigen. Jedenfalls ſteht das eine ſchon 
jetzt feſt, daß man über alle Mittel, eine wirkliche Herabſetzung 
oder auch nur eine wirkſame Kontrolle der Heeresaufwendungen zu 
erreichen, hinweggegangen iſt, ſo über die Einbeziehung der 
Reſerven in die Heeresſtärken, über die Be⸗ 
ſchränkung des Uriegs materials, über die Kon⸗ 
trolle der Budgets. 

Klar und eindeutig ſchieden ſich die Geiſter, als Lord Cecil 
den ſchon im Jahre 1927 auf Deranlafjung Frankreichs beſchloſſenen, 
inzwiſchen zum Artikel Ea erhobenen Antrag aufs neue befürwortete, 
wonach der Ausſchuß beſchließen ſollte, daß die bereits beſtehenden 
Abrüſtungsverpflichtungen, alſo die Entwaffnung Deutfchlands und 
ſeiner früheren Bundesgenoſſen, durch die etwaigen Beſchlüſſe der 
künftigen Abrüſtungskonferenz nicht berührt werden können. Der 
franzöſiſche Vertreter verſchärfte ihn dahin, daß die Aufrecht⸗ 
erhaltung der beſtehenden Verträge die Vorbedingung für das In⸗ 
krafttreten eines Abrüſtungsabkommens bilden müſſe. Ein deutſcher 
Antrag auf Streichung des Artikels wurde gegen die Stimmen 
Deutſchlands, Sowjetrußlands, Italiens, Bulgariens und der 
Türkei abgelehnt, worauf Graf Bernſtorff erklärte, daß er 
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keinen Entwurf mit dieſem Artikel unterzeichnen, ſondern bei 
deſſen Einfügung den ganzen Entwurf ablehnen werde. Die weitere 
Erklärung, die er abgab, war äußerſt wirkungsvoll, wobei er feſt⸗ 
ſtellte, daß der gegenwärtige Konventionsentwurf mit Abrüſtung, 
ſoweit es ſich um die Landſtreitkräfte handele, nichts mehr gemein- 
ſam habe als die Überfcrift. 8 

„Vielleicht gibt es Delegierte in unſerer Kommiſſion, die in 
dem Glauben leben, man könne meiner Regierung einen Vertrag 
ur Mitzeichnung anbieten, der, ſtatt eine wirkliche Abrüſtung zu 
ee den Rüſtungsſtand der Welt zu Lande verſchleiert oder gar 
feine Erhöhung geſtättet und der für mich gleichzeitig eine Er- 
neuerung der deutſchen Unterſchrift unter die 
Abrüſtungsbeſtimmungen des Derjailler Ver ⸗ 
trags bedeuten würde. 

Ich muß Sie bitten, einer ſolchen Illuſion 
endgültig zu entſagen 

Unſer Standpunkt iſt, daß Deutſchland einen Abrüſtungsvertrag 
nur dann als ſolchen anerkennen kann, wenn er eine gerechte, 
der Sicherheit aller Staaten Rechnung tragende 
Löſung bringt. Diefe Auffaſſung hat erſt vor wenigen Wochen 
der Reichsaußenmi ; 


dio moo ernon Kampſwafſon Hr In ef wien 
0 el abe 
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mich ſtets im gleichen 
Kampfwagen-Ischwere-Batt.| = 1000 | Sinne ausgesprochen 
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Deutfchland wird 
dieAbrüftungsfonven- 
tion danach beurteilen, 
ob fie als Gegenlei⸗ 
ſtung für die deutſche 
Abrüſtung endlich den 

Grundſatz paritä⸗ 
tiſcher Sicherheit 
verwirklicht. Der Ent · 
wurf, den Sie in den 
letzten fünf Jahren 
ausgearbeitet haben, 
tut das nicht.“ 

Dieſer Feſtſtel 
lung ſekundierte ſehr 
geſchickt Reichswehr ⸗ 
miniſter Gröner ei⸗ 
nige Tage ſpäter in 
Berlin in einem Inter; 
view, in dem er die 
deutſche Wehrloſigkeit 
den gigantiſchen Rü · 
ie Rn 
; ; und feiner Dafallen ge⸗ 
keine Keine Seniberfeife" ſich 95 
; gen die Behauptungen 
über angebliche deutſche Geheimrüftungen wendet, die lediglich 
der Aufrechterhaltung der Thefe von der bedrohten Sicher⸗ 
heit Frankreichs dienen ſollten, um dann ſchließlich eindringlich 
hervorzuheben, daß man die Abrüſtung verkündet habe, um den 
Frieden zu ſichern. „Man gefährdet aber den Frieden, 
folange die Abrüſt ung auf ein Land beſchränkt 
und es jedem feindlichen Einfall wehrlos aus⸗ 
geliefert bleibt.“ Gröner ſchließt ſeine Ausführungen, die 
im Ausland große Beachtung gefunden haben, mit den Worten: 
„Das Bedürfnis nach nationaler Sicherheit iſt 
berechtigt und in der Völkerbundsſatzung ver⸗ 
ankert. Dem unerträglichen Miß verhältnis der 
Rü ſtungen innerhalb Europas muß ein Ende ger 
macht werden.“ 

IJ. A. Spender ſchreibt in „News Chronicle“, daß 
dieſe Erklärung des deutſchen Keichswehrminiſters das zum Aus⸗ 
druck bringe, was „nahezu alle Deutſchen empfinden, daß nämlich 
Deutſchland, wenn die andern Nationen nicht abrüſten, ſich mit 
ſeiner eigenen Abrüſtung auf die Dauer nicht abfinden kann, da dies 
ein Zeichen der Ungleichheit und Unterlegenheit wäre“. Damit hat 
Spender auf die Möglichkeit einer Entwicklung hingewieſen, auf 
die der Auswärtige Ausſchuß kürzlich in Anträgen bereits 
reagiert hat. Deutſchland kann nur eine Abrüſtung gelten laſſen, die 
einen Rüſtungsausgleich zwiſchen ihm und den Siegerſtaaten her⸗ 
beiführt und damit die notwendigſte Vorausſetzung zu einer Sicher⸗ 
heit erfüllt, die jetzt durch die militäriſche übermacht feiner Nach⸗ 
barn aufs ſchwerſte gefährdet iſt. Wir haben aus der Mantelnote 
zum Derjailler Vertrag, aus der Einleitung zu dem Entwaffnungs- 
kapitel und aus dem Artikel 8 der Völkerbundsſatzung die logiſche 
Folgerung gezogen, daß unſere Abrüſtung nur der Vorläufer einer 
allgemeinen Abrüſtung ſein ſolle, die allein einen wirklichen 
Friedenszuſtand ermöglichen würde. Genau fo haben viele Staats» 
männer gefolgert, von denen Lloyd George erſt kürzlich be⸗ 
ſtätigt hat, daß die Mantelnote Clemenceaus „in klaren Worten das 
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Verſprechen enthalte, die Bewaffnung der Verbündeten auf das 
Maß der Bewaffnung Deutſchlands herabzuſetzen“. Anders Lord 
Cecil und Tardieu, der in ſeiner letzten Rede noch die Be⸗ 
hauptung aufſtellte, daß die Verträge nur Deutſchland, aber nicht 
den Siegerſtaaten die Verpflichtung zur Abrüſtung auferlegten. 
Dr. Curtius hat Tardieu geantwortet, daß ſeine Abrüſtungs⸗ 
theorie den Beſtand des Völkerbundes und alle andern Friedens⸗ 
ſicherungen aufs ſchwerſte gefährden würde, da dieſe alle auf Gleich ⸗ 
berechtigung der Völker und Vertragspartner beruhten. Und was 
von der Theorie Tardieus gilt, gilt auch von dem in Genf ein⸗ 
gefügten und von Deutſchland abgelehnten Artikel. Das dürfte auf 
der Januartagung des Dölkerbundsrats von deutſcher Seite mit 
eindeutiger Schärfe feſtgeſtellt werden. 5 

In der Sitzung am 9. Dezember, die eine 5%jährige Tätigkeit 
des Dorbereitenden Abrüſtungsausſchuſſes abſchloß, legte der deutſche 
Vertreter noch einmal dar, warum die deutſche Regierung den Ent⸗ 
wurf ablehne, da er nach ihrer Anſicht die ſchwerſten grundſätzlichen 
Mängel und Unterlaſſungen aufweiſe und die Völker in dem kom⸗ 
plizierten Vertragswerk den ſtarken Willen zur Abrüſtung vermiſſen 
würden. Der kommenden Wenge konferenz ſeien die letzten 
Chancen gegeben. „Mögen die Völker“, ſo ſchloß Graf Bernſtorff 
ſeine eindrucksvolle Anſprache, 
fahren am Horizont erſcheinen könnten, wenn die Aufgabe der Ab⸗ 
rüſtung nicht erfüllt wird.“ 


Regierung Ender in Gſterreich. a 


Die nach den Wahlen in fterreich gebildete Regierung iſt 
nicht eine Regierung von neuen Männern, aber die Regierung eines 
neuen Mannes. Man ſtand in Öfterreich nach dem Wahlausgang 
vor demſelben Problem wie im Reich: ob man die in der Wahl⸗ 
bewegung hervorgetretenen antiparlamentariſchen Kräfte im Sinne 
einer Erziehung zur politiſchen Verantwortlichkeit zur Teilnahme 
an der Mact berufen ſolle oder nicht. Die Entwicklung ging den 
gleichen Weg, der in Berlin eingeſchlagen wurde. Trotz ſtärkſter 
Beſtrebungen, eine Regierung zuſtande zu bringen, die unter dem 
Motto des Kampfes gegen den Sozialismus aus allen „anti⸗ 
marxiſtiſchen“ Parteien hätte gebildet werden ſollen, iſt dieſes Ziel 
nicht erreicht worden, und die nach manchen ſcheinbar unlösbaren 
Schwierigkeiten und den üblichen perſonellen Fährniſſen ſchließlich 
zuſtande gekommene Regierung Ender ſtützt ſich nur auf die Chriſt⸗ 
lichſoziale Partei und den ſogenannten Schoberblock. Die Gruppe 
der Heimwehrvertreter konnte in die Regierung nicht einbezogen 
werden, weil der zur Regierungsbildung unbedingt nötige bürger⸗ 
liche Mittelblod unter der Führung Schobers gegen ihre Beteiligung 
den ſtärkſten Widerſtand leiſtete. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß dadurch die parlamentariſche 
Baſis des neuen Kabinetts ziemlich ſchmal iſt, denn es verfügt im 
Nationalrat nur über die Stimmen von 85 Abgeordneten, während 
72 ſozialiſtiſche und 8 Heimwehrabgeordnete wenigſtens formell in 
der Gppoſition bleiben. Es muß jedoch bei der Betrachtung dieſes 
Stimmverhältniſſes berückſichtigt werden, daß praktiſch kaum ein 
Fall gedacht werden kann, in dem ein Suſammengehen der ſozial⸗ 
demokratiſchen Mandatare mit den Vertretern der Heimwehr⸗ 
bewegung in Frage kommt. Noch wichtiger iſt jedoch der Umſtand, 
daß nach der Regierungserflärung des neuen Bundeskanzlers keine 
Partei eine ausgeſprochene Oppoſitionsſtellung bezog. Sowohl der 
Sprecher der Sozialdemokraten wie jener der HZeimwehr erklärten 
ihre Haltung von den Maßnahmen der Regierung abhängig machen 
zu müſſen und ſprachen der Regierung wenigſtens ein beſchränktes 
Vertrauen aus. Aus dieſem Umſtand reſultiert, daß das politiſche 
Fundament des neuen Kabinetts in Oſterreich ſtärker iſt als es 
dem Stimmverhältnis der eigentlichen Regierungsparteien entſpricht. 

Schon die Verhandlungen, die der Kabinettsbildung voraus- 
gingen, hatten gezeigt, daß es das Ziel der neuen Regierung fein 
werde, den politiſchen Kurs fortzuſetzen, den die Regierung Schober 
zuletzt vertreten hatte. Das Kabinett Daugoin, in dem der Keim- 
wehrführer Starhemberg das Innenminiſterium verwaltete, wurde 
als ein parlamentariſches Zwiſchenſpiel betrachtet, das mit der Ab⸗ 
wicklung der Wahlen ſein natürliches Ende gefunden und ſchließlich 
auch zur Demiſſion der Regierung geführt hat. Aus dieſer Auf- 
faſſung heraus unterblieb ſchließlich die Beteiligung der Heimwehr⸗ 
bewegung am neuen Kabinett, trotzdem ein jo maßgebender Führer 
der Chriſtlichſozialen Partei, wie der bisherige Außenminiſter 
Dr. Seipel, ſeinen ganzen Einfluß dahin geltend gemacht hatte, 
eine Arbeitsgemeinſchaft aller bürgerlichen Gruppen herbeizuführen, 
um mit Hilfe eines von ihm entworfenen eigenen parlamentariſchen 
Reformſtatuts eine ſolche politiſche Struftue für die Dauer der 
ganzen Seſſionsperiode des neuen Nationalrats zu ſtabiliſteren. Daß 
dieſes neue Projekt nicht jene Beachtung gefunden hatte, die ſein 
Schöpfer erwarten konnte, dürfte ohne Zweifel einer der Hauptgründe 
geweſen ſein, die Dr. Seipel veranlaßten, den Eintritt in das neue 
Kabinett abzulehnen und ſich zunächſt der Wiederherſtellung ſeiner 
tatſächlich ſchwer in Mitleidenſchaft gezogenen Geſundheit zu widmen. 

Der neue Bundeskanzler Dr. Ender bildete ſeit langem eine 
der wertvolliten politiſchen Reſerven, auf die man ſchon in zahl⸗ 


„nicht vergeſſen, welch ſchwere Ge⸗ 
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reichen ſchwierigen Situationen zurückgreifen wollte. Unter den 
ungünſtigſten Verhältniſſen iſt es ihm gelungen, ſein Heimatland 
Vorarlberg ſeit den Tagen des Umſturzes bis zur Gegenwart 
politiſch und wirtſchaftlich in ſo muſtergültiger Weiſe zu regieren, 
daß man ſchon ſeit langem zur Überzeugung gekommen war, er 
werde auch imſtande ſein, die größeren Probleme der Wiener 
Sentralpolitif zu meiſtern. Dr. Ender gilt als echter Demokrat, für 
den ſtrenge Verfaſſungsmäßigkeit aller politiſchen Maßnahmen und 
demokratiſche Fuverläſſigkeit die Richtſchnur alles politiſchen 
Wollens und Handelns bilden. Wie er in feinem politiſchen Wir⸗ 
kungskreis gegen monarchiſtiſche Tendenzen aufgetreten war, ſo 
bekämpfte er auch alle illegalen Strömungen in der Heimwehr, die 
er in ſeinem eigenen Lande zu einer Art Miliz der Landesregierung 
unter feinem eigenen Oberbefehl umgeſtaltete und damit von der 
Verfolgung abenteuerlicher Pläne für immer abgebracht hatte. Das 
moraliſche Kapital unbegrenzten Vertrauens, das er durch die Aber⸗ 
nahme der Regierungsgeſchäfte der neuen Regierung zur Verfügung 
geftellt, ift fo groß, daß ſeine Berufung im ganzen Lande keinen 
einzigen Gegner gefunden hat. Spricht ſchon dieſe Tatſache für die 
Dauerhaftigkeit des neuen Regimes, ſo tragen auch die übrigen Mit- 
glieder des Kabinetts weſenklich dazu bei, das Vertrauen in die 
neue politiſche Führung Öfterreichs zu verankern. Der neue 
Vizekanzler Dr. Schober hat die Genugtuung, daß es ihm innerhalb 
kurzer Zeit feit feiner Demiffion möglich ift, wieder die öfter- 
reichiſche Außenpolitik zu leiten, deren große Erfolgsreihe feiner 
einjährigen Regierungszeit ihr beſonderes Gepräge gegeben hatte. 
Seine außerordentlichen internationalen Beziehungen werden die 
wichtigen innerpolitiſchen Arbeiten des Kanzlers ſelbſt nach der 
außenpolitiſchen Seite hin auf das wertvollſte ergänzen, und durch 
die Tatſache, daß er ſelbſt zum offiziellen Stellvertreter des Kanzlers 
berufen worden iſt, iſt die Gewähr gegeben, daß auch die inner⸗ 
politiſche Linie eingehalten werden dürfte, die feine eigene Kanzler⸗ 
ſchaft gekennzeichnet hat. Auch das jetzige Kabinett hat den bis⸗ 
herigen Finanzminiſter Juch mit der Verwaltung der Staatsfinanzen 
betraut. Es konnte hierfür keine geeignetere Perſönlichkeit ge⸗ 
wonnen werden, denn mit ſeinem Namen iſt die Beſchaffung der 
neuen öſterreichiſchen Anleihe, die unter den ſchwierigſten Verhält- 
niſſen erfolgen mußte, verbunden. Die Führung des Innen- 
miniſteriums hat der erfolgreiche Spitzenkandidat des Landbundes, 
Nationalrat Winkler, übernommen, während das Unterrichts- 
reſſort der bisherige Miniſter Dr. Czermak, das Hecresminiſterium 
der bisherige Bundeskanzler und Heeresminiſter Daugoin, das 
Ackerbauminiſterium der bisherige Landwirtſchaftsminiſter Thaler 
und das Handelsminiſterium der bisherige Bandelsminiſter Heinl 
übernahm. Außer in den oben erwähnten Miniſterien vollzog ſich 
nur noch in den Miniſterien für ſoziale Verwaltung und Juſtiz 
ein Wechſel; für erſteres wurde der ausgezeichnete Fachmann und 
frühere Sozialminiſter Dr. Reſch gewonnen, das Juſtizreſſort über⸗ 
nahm der frühere Handelsminifter Dr. Schürff, ein Führer der 
Großdeutſchen Partei, der ſich ſchon in feiner Antrittsrede nach ⸗ 
drücklichſt für die weitere Angleichung der Kechtsverhältniſſe zwiſchen 
Reich und Oſterreich eingeſetzt hat. 

Damit ſtellt ſich die neue Regierung als eine Konzentration 
bewährter Kräfte da, die allen Experimenten abhold iſt und in der 
Löſung der dringendſten politiſchen und wirtſchaftlichen Tages ⸗ 
fragen auf dem Boden ſtrengſter Derfafjungstreue ihre Aufgabe er⸗ 
blickt. daß das neue öſterreichiſche Miniſterium Perſönlichkeiten 
aufweiſt, die ſchon zahlloſe ſchwere Aufgaben gelöft haben, ſpricht 
ſicherlich dafür, daß es nichts von dem verſäumen wird, was es 
zur Beſſerung der wirtſchaftlichen Lage von ſich aus leiſten kann 
und in dem es nicht von der Weltwirtſchaftskriſe und ähnlichen 
unbeeinflußbaren Momenten behindert iſt. hnlich wie im Reich 
hat auch in Öfterreich die Wirtſchaftskriſe einen Höhepunkt erreicht, 
der kaum noch überboten werden kann. Nur eine 7 Folge 
ſcheint dieſer bedauerliche Zuftand zu haben. Es find Anzeichen 
dafür vorhanden, daß auch bisher nur auf Gppoſition bedachte 
Geiſter ſich zur Mitarbeit an den Maßnahmen zur Beſſerung der 
Geſamtlage bereithalten, und man kann zuverſichtlich hoffen, daß 
die gegenwärtige ernſte Situation dazu führt, daß von keiner Seite 
un verantwortliche Schwierigkeiten gemacht werden. Vieles kann 
ſchon geſchehen, wenn die innerpolitiſche Ruhepauſe gründlich aus⸗ 
genützt wird, welche die öſterreichiſche Bevölkerung bis zur Neu⸗ 
wahl ihres Bundespräſidenten zur Verfügung hat, die dann zu 
neuen Entſcheidungen aufruft. Dr. Erwin Wafferbäd. 


Der Befreier Bolivar und fein werk. 


Zum Sentenartodestag des Helden. 

Der große Südamerikaner Simon Bolivar ift in Europa leider 
weniger bekannt als George Wafhington, obwohl beide Männer 
eine ähnliche Lebensaufgabe hatten, nämlich die Losreißung der 
Kolonien vom Mutterland, d.h. Nordamerikas von England und 
Südamerikas von Spanien. 

Bolivar wurde am 24. Juli 1785 zu Caracas im Staate Dene- 
zuela geboren und ſtammte aus einer vornehmen und begüterten 
Familie. Er genoß eine ſorgfältige Erziehung zum größten Teil 


in Europa. Obwohl er in den Hofkreifen Spaniens verkehrte, 
fühlte er von Jugend auf republikaniſches Blut in ſeinen Adern. 
Sum Jüngling herangewachſen, verletzte es ihn, daß man in Europa 
vielfach mit Geringſchätzung von Lateinamerika ſprach, und unter 
dem Einfluß der politiſchen Literatur über die franzöſiſche Revo⸗ 
lution und der freiheitlichen Denker jener Zeit, Voltaire und 
Roufjeau, verdichteten ſich feine eigenen demokratiſchen Wünſche zu 
der Idee, ſein Land und das ganze Südamerika von der Herrſchaft 
Spaniens zu befreien. Dazu kam, daß 1804 Bolivar die Bekannt- 
ſchaft Alexander von Humboldts, des großen deutſchen Gelehrten, 
machte, der eben erſt von ſeiner Forſchungsreiſe aus Südamerika 
zurückgekehrt war und dieſen Kontinent nicht genug loben konnte, 
wodurch Bolivar ganz für den 
deutſchen Gelehrten eingenommen 
wurde. Im Jahre 1805 kam es auf 
einer Italienreiſe Bolivars da- 
hin, daß er vor ſeinem Lehrer 
und treuen Freunde und Ber 
gleiter, Simon Rodrigue, einem 
Landsmanne, auf dem Heiligen 
Berge bei Rom einen feierlichen 
Schwur leiſtete, die ſüdamerika⸗ 
niſchen Länder von der ſpaniſchen 
Herrſchaft frei zu machen. Er kehrte 
bald darauf nach Venezuela zu⸗ 
rück. Wunderbar kam ihm das 
Geſchick durch ſeltſame Fügung 
der Ereigniſſe in ſeiner Heimat 
Venezuela entgegen. Als er die 
heimatliche Küfte betrat, loderte 
8 die längere Zeit ſchon ſchwelende 
Flamme der Empörung im Aufftande des Generals Miranda hoch 
empor. Bolivar ſchloß ſich dieſer Bewegung ſogleich an und ſtand 
bald an der Spitze derſelben; 15 lange Jahre dauerten die auf beiden 
Seiten hartnäckig, aber mit wechſelndem Erfolge geführten Kämpfe 
an, bis endlich bei Junin am 6. Auguſt 1824 und bei Apacucho in 
Peru am 9. Dezember desſelben Jahres die große Entſcheidung fiel, 
die Spaniens Bevormundung für immer abſchüttelte. 

Bolivar gründete die ſogenannten fünf bolivarſchen Länder: 
Denezuela, Kolumbien, Ekuador, Peru und Bolivien und gab ihnen 
die wiſſenſchaftlichen Grundlagen zu ihrer Verfaſſung. 

In ſeinem Wirken zeigte ſich Bolivar nicht nur als der große 
Schlachtenlenker, geniale Grganiſator und weiſe Politiker, ſondern 
auch als kluger Diplomat. Überhaupt hat ſich Bolivar immer als 
großer Denker erwieſen: es fehlte ihm in ſeinem an Ereigniſſen 
reichen und ſtets bewegten Leben nie an Ideen, die ihn und ſeine 
Sache förderten. In international-politiſcher Hinſicht war er der 
Verkünder des internationalen Schiedsgerichtes und dadurch gleich⸗ 
ſam der Vorläufer der modernen pazifiſtiſchen Bewegung; mit der 
Schaffung des Kongreffes von ze im Jahre 1826 ftellte er 
das Urbild des heutigen Völkerbundes dar. In diefer Erkenntnis 
hat der Völkerbund am 2. Oktober d. J. in feiner Sitzung feierlich 
folgende Duldigung ausgeſprochen: „Ab heute hört Simon Bolivar 
auf, eine amerikanſſche Perſönlichkeit zu fein, um in das gemeinſame 
Erbe der Menſchheit einzutreten. Wir alle beanſpruchen mit tolz 
als unſer rm die Tradition der Freiheit, des Friedens und 
der Gerechtigkeit, die uns ſo großzügig Bolivar vermachte, und ich 
wende mich an unſere lateinamerikaniſchen Freunde, um ihnen im 
Namen der Derfammlung unfere Dankbarkeit für den herrlichen 
Träger der Menſchlichkeit und des Ideals, das die Vergangenheit 
der Weltgeſchichte darreicht, K e 

Im Jahre 1850 zog ſich Bolivar in das Privatleben zurück; 
er hatte die Abſicht, Europa noch einmal zu beſuchen, wo er glück⸗ 
liche Jugendjahre verlebt hatte und nach feinem Schaffen allgemein 
geſchatzt und bewundert wurde; aber eine ſchwere Krankheit und 
gewiſſe politiſche Enttäuſchungen hinderten ihn daran. Das Keiden 
verſchlimmerte ſich mehr und mehr, und er ſtarb am 17. Dezember 
1850 in einem einſamen Landhauſe am Meere im Alter von 
47 Jahren. 

„Am 17. d. M. begehen die fünf bolivarſchen Länder unter 
Teilnahme des geſamten Lateinamerikas, ja der ganzen Welt, die 
Hentenarfeier des Todes ihres Helden und Befreiers. — Bolivar 
bleibt für alle Feiten der inſpirierende Geiſt der fünf latein ⸗ 
amerikaniſchen Länder. 

In feierlicher Weiſe wird auch in Berlin an dieſem Tage 
unter Beteiligung der Reichsregierung von ſeiten der diplomati⸗ 
ſchen Vertreter der bolivarſchen Länder ein Feſtakt vor ſich gehen. 
In der Krolloper werden Exzellenz Dagnino, der Geſandte von 
Venezuela, der Reichs außenminiſter Dr. Curtius, Staatsminiſter 
a. D. und Leiter des Ibero⸗-amerikaniſchen Inſtituts zu Berlin 
Dr. O. Boelitz und zum Schluß Exzellenz Gomez, der Geſandte von 
ee 1 . re ehe muſikaliſche Vorträge. 

ie er mit der National! 
beſchloſſen mit dem Deutſchlandlied. ee > 


G. Nielfen-Reyes, 1. Sekretär an der Bolivianifchen 
Gefandtfchaft zu Berlin. Me 
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— Blick in die Bücher 


Weltblid durch weltpolitiſches Wiſſen. 


Die vor knapp zwei Jahren im Sentralverlag begründete Welt- 
politiſche Bücherei hat vor kurzem bereits ihren zwanzigſten Band 
herausgebracht. Man wird in der heutigen Seit, wo ſich ſonſt der 
Derlagsbuchhandel außerordentliche Beſchränkungen auferlegt, dieſe 
Tatſache beſonders unterſtreichen müſſen; ſie iſt ein Zeichen reger 
Verlagstätigkeit, aber allerdings auch ein Beweis, daß die neue 
Bücherei einen vollen Erfolg errungen hat. In der Tat, dieſe 
handlichen braunen und blauen Bändchen — braun für die grund⸗ 
legende Reihe, blau für die länderkundliche Reihe — haben ſich über⸗ 
all eingeführt, wo weltpolitifches Intereſſe vorhanden ift: in den 
Hochſchulen und Schulen, bei den Politikern und Journaliſten, beim 
Seitungsleſer, der tiefer in die Probleme eindringen will, beim Aus⸗ 
landsdeutſchen, der gerade in den Fragen der großen Politik eine 
Verbindung mit der Heimat ſucht. In einer Zeit, da Deutſchland all- 
mählich wieder anſteigt zu aktiver Handlungsfähigkeit in der großen 
Politik, iſt dieſe Bibliothek allgemein als das beſte Hilfsmittel zur 
Erweiterung des Geſichtskreiſes empfunden worden. Nicht nur der 
Text, auch die Fülle ihrer Karten und Diagramme haben ein Wiſſen 
verbreitet, wie es vordem nur aus teuren Werken, noch dazu ſehr 
lückenhaft, geſchöpft werden konnte. 

Ja, das iſt ein nicht genug zu rühmender Vorzug der Welt⸗ 
politiſchen Bücherei, daß fie jo billig iſt. Für höchſtens 3 RM, — 
viele Bände koſten ſogar nur 2,40 R., viele nur 1,80 RM. — 
erhält man ein vorzüglich ausgeſtattetes, dauerhaft gebundenes Werk 
mit Zeichnungen, die in ihrer Technik geradezu vorbildlich find. 
Man darf ruhig ſagen, daß die Weltpolitiſche Bücherei die Technik 
der ſogenannten expreſſioniſtiſchen Karte, der Karte, die nicht mehr 
Ausführlichkeit erſtrebt, ſondern das Weſentliche, auf eine Höhe ge⸗ 
führt hat, die ſie vordem in Deutſchland nicht hatte. Gewiß, es wird 
auch ſonſt manches in dieſer modernen Karten- und Diagrammkunſt 
geleiftet, wir erinnern nur an die Bildtafeln des Wiener Geſell⸗ 
ſchafts- und Wirtſchaftsmuſeums, aber nirgend anderswo iſt jo 
ſyſtematiſch und mit jo viel pädagogiſchem Derftändnis dieſe neue 
Technik eingeſetzt worden. Die Preſſe aller Richtungen hat das 
auch gebührend anerkannt, wie denn überhaupt die Weltpolitiſche 
Bücherei es verſtanden hat, ſich weit über den Parteienſtreit empor⸗ 
zugeben. Sie gehört zu den wenigen politiſchen Unternehmen in 
Deutſchland, die der Parteipolitik völlig entrückt ſind. 

Vor allem aber die lange Reihe beſter Autoren. Unter der 
Leitung von Adolf Grabowsky haben ſich die hervorragendſten 
Männer, die auf weltpolitiſchem Gebiet tätig find, vereint, um dies 
bedeutende erzieheriſche Werk zu ſchaffen. Das zeigen nicht nur die 
Verfaſſernamen der erſchienenen Bände, das zeigt auch die Liſte der 
Nummern, die noch erſcheinen werden. Es iſt ſchwer, aus dem 
Reichtum eine Auswahl zu treffen. Wir nennen hier nur den Er⸗ 
öffnungsband von Adolf Grabowsky „Staat und Raum“, eine be⸗ 
ſonders gelungene, auf kürzeſtem Umfang zuſammengedrängte Be⸗ 
trachtung des Derhältniffes der Staaten zu ihren räumlichen Grund⸗ 
lagen; nennen weiter eine Unterſuchung des Königsberger Wirt⸗ 
ſchaftsgeograpghen Erwin Scheu „Deutſchlands Wirtſchaftsprovinzen 
und Wirtſchaftsbezirke“, an der niemand vorbeigehen ſollte, der ſich 
mit der territorialen Neueinteilung Deutſchlands beſchäftigt; eine 
Studie des Grazer Geographen Otto Maull „Politiſche Grenzen“, 
mit ganz neuen Einblicken in die heute ſo wichtige Materie, eine 
Unterſuchung von Dr. Walther Pahl „Der Kampf um die Rohſtoffe“, 
die in unerreichter Präziſion den Beziehungen von Weltwirtſchaft 
und Weltpolitik nachgeht. Nicht zu vergeſſen iſt auch der ausgezeich⸗ 
nete Band des bekannten Berliner Hiſtorikers Prof. Walther Dogel 
„Die Entſtehung des modernen Weltſtaatenſyſtems“, eine Einführung 
in die moderne Weltreichsbildung, die von Kritik und Publikum 
mit beſonderer Wärme begrüßt worden iſt. Bisher faſt unbemerkte 
Geſchichtszuſammenhänge erſchließt Dr. Richard Uhden in feinem 
Buch „Völkertore“, das die hauptſächlichen Pfortenlandſchaften der 
Erde und ihre Bedeutung für das geſchichtliche Werden behandelt 
ſowie Prof. Friedrich Metz in ſeinem kartenreichen Werk „Die 
Bauptſtädte“. Sehr wichtig find auch die Unterſuchung des 
Aachener Wirtſchaftsgeographen Max Edert „Meer und Weltwirt⸗ 
ſchaft“, das an überraſchenden Perſpektiven reiche Werk von 
Dr. Joſef März „Landmächte und Seemächte“ und die ſoeben als 
Band 20 erſchienene Studie von Prof. Richard Hennig „Weltluft⸗ 
verkehr und Weltluftpolitik“. Prof. Theodor Arldt erörtert in ſeiner 
Arbeit, „Weltpolitik im Unterricht“, unter Heranziehung der deut⸗ 
ſchen Lehrpläne, in welchen Fächern und in welcher Weiſe der Schul⸗ 
unterricht ſich am beſten dieſer Probleme bemächtigen kann. Don 
den länderkundlichen e ſeien nur erwähnt das Werk 
des berühmten Amſterdamer Soziologen Prof. Steinmetz „Die 
Niederlande“, ein Buch, das ſelbſt in holländiſcher Sprache nicht 
ſeinesgleichen hat, ein für die Erkenntnis der indiſchen Probleme 
beinahe unentbehrliches Werk von Prof. Helmuth v. Glaſenapp über 
Indien und die kürzlich herausgefommene Darſtellung der ABC. 
Staaten, Argentiniens, Braſiliens und Chiles, durch Prof. Ru⸗ 
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dolf Lütgens, das auch einen Schlüſſel bietet zum Verſtändnis der 
ſüdamerikaniſchen Revolutionen der letzten Zeit. 

Man ſollte nicht nur den einen oder den anderen Band der 
Weltpolitifchen Bücherei ſich anſchaffen, man ſollte fie alle er⸗ 
werben, ſchon weil die Sammlung nicht eine zuſammengeſtoppelte 
Schriftenreige bildet, ſondern aus einem großen einheitlichen Plan 
entſtanden iſt. Abenteurerbücher oder Reiſebücher mögen die Phan⸗ 
taſie für den Augenblick anregen, hier aber iſt der Flug in die Weite 
verbunden mit der Vermittlung eines Wiſſens und einer An⸗ 
ſchauung, die uns der engen Felle entreißen, um uns weltpolitiſche 
Perſpektiven zu eröffnen. 


Dr. Alphons Nobel. weltgeſchichte. 520 S. verlag „Deut- 
ſche Arbeit“. Berlin. Preis 10 AM. 


Der Verfaſſer iſt der Chefredakteur der Berliner Tageszeitung 
„Der Deutſche“, die den chriſtlichen Gewerkſchaften naheſteht. Er 
iſt weiterhin bekannt durch die Herausgabe von einer Reihe von 
Büchern, darunter mehrere ſtatiſtiſche Werke, wie das „Handbuch 
des Staatsmannes“. 

Man hat den Eindruck, daß die Berufstätigkeit des Autors in 
dieſer zweifachen Art, als politiſcher Journaliſt und als ſtatiſtiſcher 
Schriftſteller, dem vorliegenden Werke zugute kommt. Ein aus⸗ 
geprägter Sinn für das Tatſächliche und ſeine anſchauliche und wir⸗ 
kungsvolle Gruppierung wird verbunden mit einer ungewöhnlich 
intereſſanten, lebhaften und feſſelnden Darſtellungsweiſe. 

So iſt es dem Verfaſſer tatſächlich gelungen, auf etwa 500 Seiten 
einen Überblick über die Weltgeſchichte von den vorgeſchichtlichen 
Urſprüngen des Menſchengeſchlechtes bis zu den Septemberwahlen 
des Jahres 1950 zu geben. Dabei iſt es nicht etwa eine Geſchichte 
des Abendlandes, ſondern es iſt eine Weltgeſchichte in des Wortes 
vollſter Bedeutung, die ſogar gerade durch die klare Aufzeigung der 
zeitlichen Parallelität der verſchiedenen Weltereigniſſe beſonders auf⸗ 
ſchlußreich wirkt. „In namenloſer Vorzeit beginnend, durch die 
vorchriſtlichen Jahrtauſende eilend, bedächtiger das Jahrtauſend 
n. Chr. prüfend, immer eingehender und ausführlicher die letzten 
Jahrhunderte nacherzählend, bemühten wir uns, dem Leſer den Lauf 
der Weltgeſchichte in etwa zu entwirren.“ So kennzeichnet der Ver⸗ 
faſſer am Schluſſe ſelbſt die Abſicht, die er mit der Schaffung dieſes 
Buches verfolgt hat. Und der Leſer muß beſtätigen, daß er dieſe 
Abſicht vollauf erreicht hat. Nicht zuletzt iſt es die ausführliche und 
beſonders klare Behandlung der Ereigniſſe, die zum Weltkrieg ge⸗ 
führt haben, und der Wirkungen dieſer Weltkataſtrophe, die dem 
Buche auch ſtarken aktuellen Wert gibt. 

Der Derfafjer verleugnet feine Weltanſchauung nicht. Aber 
auch da, wo er Werturteile über andere Richtungen fällt, tritt 
ſtets fein Streben nach Objektivität und Gerechtigkeit in Er⸗ 
ſcheinung. Getragen von tiefer chriſtlicher Religioſität, kommt er im 
Endergebnis zu dem ſtarken optimiſtiſchen Bekenntnis zu einem 
fortſchreitenden kulturellen Aufſtiege der Menſchheit. St, 


„Sur Keichsreform.“ Don OGberregierunsgrat Dr. Dr. Conrad. 
Syſtematiſches und kritiſches Material. 2. Sonderheft der Feit⸗ 
ſchrift „Reich und Länder“. J. Heß ⸗Derlag. Stuttgart 
Berlin. 1928. 

„Wege zur Reichsreform.“ Don OGberregierungsrat Dr. Dr. Con- 
rad. Zentral-Derlag G. m. b. B. Berlin W 38. 1929. 

Die beiden Broſchüren vermehren nicht die Zahl der Dorfchläge 
zur Reform des Reichs und feiner Verwaltung, fie entwickeln kein 
neues Programm, ſondern beſchränken ſich darauf, über die bishe ; 
rigen Erörterungen und Reformpläne in zuſammenfaſſender Form 
zu berichten. Und in dieſer Berichterſtattung liegt der große prak⸗ 
tiſche Wert beider Veröffentlichungen. 

In dem Sonderheft der Feitſchrift „Reich und Länder“ N der 
Verfaſſer, geſtützt auf eine ſeltene Beherrſchung des weitſchichtigen 
und überaus ſchwierigen Stoffgebiets, Einblick in die großen Fragen 
der Reichsreform, berichtet, ſyſtematiſch und kritiſch zugleich, über 
die Fülle des Materials, das bisher durch literariſche Arbeiten und 
eine lebhafte öffentliche Diskuſſion über dieſes Thema herangetragen 
worden iſt. 

Richtet ſich dieſe Schrift vornehmlich an den geſchulten und be⸗ 


ſonders intereſſierten Leſer, fo iſt die Aufgabe der zweiten Bro⸗ 


chüre „Wege zur Reichsreform“ eine weſentlich andere. 

uf 55 Seiten gibt hier der Verfaſſer unter Beſchränkung auf das 
Notwendigſte eine allgemeinverſtändliche Einführung in Weſen und 
Bedeutung der Reichsreform, betrachtet die Hauptprobleme, die bei 
dem Reformwerk ihrer Löſung harren, und ſchließt mit einem knapp 
gefaßten Leitfaden der wichtigſten Dorfchläge, die bisher zur Reichs ⸗ 
reform bekanntgeworden ſind. Dieſe Schrift kommt daher einem 
praktiſchen Bedürfnis nach Unterrichtung über diefes wichtige Stoff ⸗ 
gebiet entgegen und iſt geeignet, in breiteſten Volksſchichten Ver ⸗ 
ſtändnis für dieſe ſchicfelsſchwere Gegenwartsfrage im deutſchen 


Staatsleben zu erwecken. Sc. 
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Der neue Plan, ſyſtematiſche Darftellung und kriti ⸗ 
ſche Würdigung der nach Ingangſetzung des 
neuen Planes geltenden Regelung der deut ⸗ 
ſchen Reparationsverpflihtungen, von Dr. Friedr. 
Ra aß, verlag Reimar Hobbing, Berlin, 415 S. Preis: broſch. 
10 M., gebd. 12 M. 

Die bisherigen Schriften von Prof. Raab zum Dawes-Plan und 
zum Noung-Plan find hier fo eingehend gewürdigt worden, daß 
eine genauere Beſprechung dieſes zuſammenfaſſenden Werkes ſich er⸗ 
übrigt. Es genügt, feſtzuſtellen, daß dieſes Buch das wirkliche 
Handbuch über den Voung⸗Plan ift, in dem alles Weſentliche über 
dieſen und die mit ihm zuſammenhängenden politiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Fragen enthalten iſt. Es enthält ſowohl eine ſyſtema⸗ 
tiſche Darſtellung wie eine kritiſche Würdigung des Noung-Plans 
und ſchließlich alle auf ihn bezüglichen diplomatiſchen Dokumente, 
insbeſondere den amtlichen Text der Haager Vereinbarungen vom 
Januar 1930. Gerade jetzt, da die Frage der Reviſion des Voung⸗ 
Planes raſcher als erwartet Geſtalt annimmt, iſt das Buch unent⸗ 
behrlich. 3 


Reichsverfaffung und Reichsperwaltung in Frage und Antwort. 
Don Dr. HB. £ammers. Kameradfchaft Derlagsgef, m. b. U. 
Berlin 1929 (351 S.). 

Das Werk iſt in der Reihe der von der „Freien Vereinigung für 
Rechts- und Verwaltungskunde“ herausgegebenen Bücher erſchienen 
und für Unterrichtszwecke geſchrieben. Der Verfaſſer hat den ES 
in 251 durchnumerierte Abſchnitte mit Frage und Antwort auf- 
gelöſt. Dieſe Art der Bearbeitung der ſpröden Materie bringt dem 
Nichtfachmann auf dem Gebiet des modernen deutſchen Staats- und 
öffentlichen Rechts große Dorteile, da fie die Gründlichkeit des 
Kommentars mit der lehrhaften Klarheit des Unterrichtswerkes ver⸗ 
bindet. Das Buch umfaßt mehr, als der Titel erwarten läßt. Es 
gibt in Kürze ein allgemeinverſtändliches Syſtem des Staatsrechts 
und öffentlichen Rechts, ſoweit es als Rechtsgrundlage für Reichs⸗ 
politik und Reichsverwaltung der Gegenwart in Frage kommt. 
Neben der ausführlichen Behandlung der Reichsverfaſſung find auch 
alle grundſätzlich wichtigen Reichsgeſetze (Reichsbankgeſetz, Reichs ⸗ 
bahngeſetz, Keichspoſtfinanzgeſetz, Reichsabgabenordnung, Reichs⸗ 
geſetz über den Staatsgerichtshof, Reichsvereinsgeſetz u. a. m.) ſowie 
die wichtigſten Verordnungen und höchſtinſtanzlichen Gerichtsent⸗ 
ſcheidungen berückſichtigt. Gleichzeitig wird ein klares Bild des 
Aufbaues und des Umfanges der Reichsverwaltung gegeben. Dem 
Werk find die Erfahrungen feines Verfaſſers aus langjähriger Tätig- 
keit im Derfaffungsreferat des Reichsminifteriums des Innern ſehr 
zugute gekommen. Dies zeigt ſich insbeſondere bei der Behandlung 
mancher umſtrittener Derfafjungsfragen, wie 3. B. der Fragen der 
Titelverleihungen und des Geſandtſchaftsrechts der Länder. Der 
Stoff iſt überſichtlich gegliedert; das Inhaltsverzeichnis gibt die 
Möglichkeit, ſich mühelos zurechtzufinden. Trotzdem bleibt es 
gerade im Hinblick auf die Gründlichkeit und Gemeinverſtändlichkeit 
des Buches bedauerlich, daß es kein Schlagwörterverzeichnis enthält. 
Mit einem ſolchen würde es über den Unterrichtszweck hinaus zu 
einem ſehr erwünſchten politiſchen und ſtaatsrechtlichen Nachſchlage · 
werk werden. 


Syftem des deutſchen Derfaffungsrechts, in Tafeln und Überfichten, 
— Profeſſor Hermann Jahrreiß, Verlag J. C. B. Mohr, 
Tübingen, 144 S. Preis: broſch. 11 M., gebd. 14 M. 

Dieſes Buch iſt nach Form und Inhalt, wie der Derfaffer ſelbſt 
bemerkt, etwas Neues. In der Form dadurch, daß es keine Abhand- 
lung mit fortlaufender Darſtellung iſt, ſondern ein Kompendium 
mit ſcharf disponierten Abſchnitten, ſcharf gegliederten Überſichten, 
die meiſt noch durch graphiſche und typographiſche Tafeln erläutert 
und ergänzt werden. Auch im Inhalt iſt das Buch etwas Neues. 
Denn es erfaßt unter dem Begriff „Verfaſſungsrecht“ mehr als die 
übliche Terminologie. Insbeſondere das Berfaſſungsrecht nach 
außen wird eingehend berückſichtigt, z. B. in Verbindung mit dem 
Völkerbund. Es wäre beſchönigt, wenn man behaupten wollte, die 
komprimierte Darſtellungstechnik erleichtere die Lektüre des Buches. 
Man muß ſich erſt hineinleſen, ſich an den äußeren und inneren 
Stil gewöhnen. Aber dann merkt man, daß es eine Fundgrube von 
Anregungen und Wegweiſungen iſt. Vor allem aber, daß eine ganz 
ſeltene Stoffülle auf einen ſelten knappen Raum hier zuſammen⸗ 
gepreßt iſt. Ob man ſich z. B. über die Derfafjung von 1849, die 
Auslegung des Art. 48 der Keichsverfaſſung, die Gerichtsverfaſſung 
im Reich und in den Ländern, die verſchiedenen Arten der 
Gemeindeverfaſſung, die Locarno-Verträge oder den Kellogg-Pakt und 
den Aufbau des Völkerbundes unterrichten will, in all dieſen weit⸗ 
auseinander liegenden Fällen erhält man ſofort klare und grund- 
legende Orientierung. Es gibt kaum ein beſſeres Handbuch über 
das Verfaſſungsrecht im weiteſten Sinne als dieſes moderne, ratio⸗ 
nell gedachte und angelegte Handbuch. Es iſt erfreulich, daß moderne 
Darſtellungsmethoden kier von der offiziellen Wiſſenſchaft zum 
allgemeinen Nutzen übernommen werden. 8. 


Staatsbürgerkunde. Ein Lehr- und Lernbuch von Profeſſor 

. Ehringhaus. 8. verbeſſerte Auflage. Verlag Vandenhoek 

und Ruprecht, Göttingen. 151 S. Preis kart. 3 AM. 

Dieſe Staatsbürgerkunde beweiſt durch die raſche Aufeinander⸗ 
folge ihrer Neuauflagen, daß ſie ſich eingebürgert hat. Man be⸗ 
greift es beim näheren Studium. Denn fie enthält in ſelten enapper 
und überſichtlicher Wiedergabe und Anordnung alles Weſentliche, 
was zu einem modernen ſtaatsbürgerlichen Unterricht gehört. Sie 
berichtet über allgemeine Staatslehre, Verfaſſung und Verwaltung 
des Reiches, Finanzweſen und Kechtsweſen, Wohlfahrtspflege, 
Kirche und Schule, die politiſchen Parteien, den Dawes⸗ und 
Noung⸗Plan, die Derfafjung und Derwaltung des größten deutſchen 
Landes, Preußen, und bringt zum Schluß noch ein Verzeichnis der 
wichtigſten Schriften. Wo man Stichproben macht, wird man 
immer zuverläſſig unterrichtet. Erfreulich iſt zu beobachten, daß 
auch dieſe Staatsbürgerkunde — wie die meiſten Unterrichtsbücher 
auf dieſem oder ähnlichem Gebiet — ſowohl in der Stoffauswahl 
und Gruppierung, wie in einzelnen graphiſchen Darſtellungen die 
Benutzung der Pionierarbeit der Reichszentrale für Heimatdienft 
auf dieſem Gebiet erkennen läßt. Es wäre überhaupt intereſſant, 
einmal zuſammenfaſſend feſtzuſtellen, wieweit und wie tief ſich 
die Aufklärungsmethode der Keichszentrale für Heimatdienſt in der 
pädagogiſchen Literatur auf dem Gebiete der Staatskunde im 
weiteſten Sinne ausgewirkt hat. 

Ein ſachliches Referat erübrigt ſich, denn der komprimierte In⸗ 
halt bedingt ſchon eine perſönliche Lektüre. Im ganzen wird man 
dem Verfaſſer aber bezeugen können und müſſen, daß er klaren 
Blick für das Weſentliche, pädagogiſche Schulung, . Stoff⸗ 
beherrſchung und ruhige Objektivität in dieſer Schrift miteinander 
verbindet. Böchſtens wäre der Wunſch auszuſprechen, daß das 
Referat über die politiſchen Parteien und insbeſondere das 
Schema über die Ziele einiger Parteien einer nochmaligen Durch⸗ 
ſicht unterzogen würde. In der jetzigen Form erſcheint es uns 
nicht geglückt. Davon abgeſehen, kann man dem Buch nur weiter 
rege Verbreitung wünſchen. S. 


Der Weg zum Volksſtaat, eine Sammlung von Urkunden und Be⸗ 
richten für den Geſchichtsunterricht, herg. von Karl Teicher 
und Willibald Kühn, verlag der Dürrſchen Buchhandlung, 
Leipzig, 160 S. Preis: geh. 4,50 M., gebd. 5,70 m. 

Dieſes Buch enthält eine Sammlung der wichtigſten hiſtoriſchen 
Dokumente von der Reichsgründung 1871 bis zur Rheinland- 
räumung 1950, die die Entſtehung des Volksſtaates begleiten. Man 
hat in dieſem Buch tatſächlich die wichtigſten Quellen zuſammen für 
den Wandel der Seiten zwiſchen 1871 und 1930. Für alle wichtigen 
Stationen ſind in knappem Auszug die entſcheidenden hiſtoriſchen 
Dokumente zuſammengeſtellt, mag es ſich nun z. B. um wichtige 
Reden Wilhelms II., um die Haager Friedenskonferenzen, die 
Friedensreſolution von 1917, Wilfons 14 Punkte, die Abdankungs⸗ 
urkunde Wilhelms II., die November-Revolution, die Unterzeichnung 
des Friedensdiktats, den Kapp⸗Putſch, den Eintritt in den völker⸗ 
bund oder den Voung⸗Plan handeln. Namentlich dem Geſchichts⸗ 
lehrer dürfte das Buch zu empfehlen ſein, da es mit Stoffreichtum 
Preiswürdigkeit verbindet. S. 


„Kampf der Arbeitsnot!“ Richtlinie Nr. 205, herausgegeben von 
der Reichszentrale für Heimatdienft, November 1950, 12 Seiten, 
zu beziehen vom Sentral-Derlag G. m. b. H., Berlin W 55, Pots- 
damer Str. 41, Preis 20 Pfg. 

Dieſe Kichtlinie bietet einen zuſammenfaſſenden Bericht über die 
bereits eingeſchlagenen Wege aus der Arbeitskriſe ſowie über die 
gegenwärtig zur Erörterung ſtehenden Pläne für eine Milderung 
der Arbeitsnot. Die Urſachen der Maſſenarbeitsloſigkeit werden 
knapp ſkizziert, die Möglichkeiten ihrer Bekämpfung durch allgemeine 
wirtſchaftspolitiſche Maßnahmen erörtert. Ein zweites Kapitel ſtellt 
den weitſchichtigen Fragenkomplex der Arbeitsbeſchaffung und 
Arbeitsmarktpolitik in ſyſtematiſcher Aufgliederung dar. Schließlich 
wird in einem weiteren Kapitel über zwei Vorſchläge zur Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes berichtet, die neuerdings im Vordergrund der 
öffentlichen Diskuſſion ſtehen: über Arbeitsſtreckung und Einfuhr- 
minderung. 


Klaus Groth. Eine Auswahl feiner Dichtungen von Geert 
Seelig. Alfter-Derlag, Hamburg. Preis geb. 5 RM. 

Unſer größter plattdeutſcher Lyriker, Klaus Groth, kommt Ietfe 
in Dergeffenheit. Es iſt daher ein verdienſtvolles Werk des Alfter- 
Verlages und des Herausgebers Geert Seelig, daß fie jetzt in einem 
ſtattlichen Bande von 450 Seiten zu einem ſehr mäßigen Preiſe das 
werk des Dichters der niederdeutſchen Leſergemeinde neu unter⸗ 
breiten. Die Pflege der plattdeutſchen Mundart hat im letzten 
Jahrzehnt erfreulicherweiſe ſtark an Ausdehnung gewonnen. Die 
vorliegende vortreffliche Auswahl der Perlen Klaus Grothſcher 
Poeſie wird dieſer Arbeit gute Dienſte leiſten. Dieſes Buch gehört 
in jedes niederdeutſche Haus. D. 
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Die Grundrechte und Grundpflichten der Keichsverfaffung. Heraus- 
gegeben von Prof. Dr. Hans Nipperdep. Verlag Reimar Hobbing, 
Berlin. Dritter Band. 640 S. Preis 55 RM. 


Der große Nipperdeyſche Kommentar zum zweiten Teil der 
Reichsverfaſſung findet mit dem kürzlich erſchienenen 5. Bande 
ſeinen Abſchluß. Dieſer Band umfaßt die Bearbeitung der 
Artikel 145 bis 165 und ſchließt mit einer Abhandlung über die 
Ideengeſchichte der Grundrechte. 

Wieder iſt es dem Herausgeber gelungen, Männer der Wiſſen⸗ 
ſchaft und der 1 Vertreter von Verwaltung und Recht- 
ſprechung aus iniſterien, Gerichtsſälen und Univerſitäten in 
buntem Gemiſch heranzuziehen, ohne daß darunter die Einheitlich⸗ 
keit der Darſtellung gelitten hätte. Es ſind in dieſem letzten Bande 
— um nur einige zu nennen — die wichtigen grundrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen über Bildung und Schule, die Grdnung des Wirt⸗ 
ichaftslebens, die Rechte und Pflichten aus dem Eigentum, ſpeziell 
das Erbrecht, das Bodenrecht, das geiſtige Eigentum, die Sozialiſie⸗ 
rung, weiter über den Schutz der Arbeitskraft, das Arbeitsrecht, 
das Koalitionsrecht, die Sozialverſicherung, die Betätigungspflicht 
und Arbeitslofenhilfe, die Wirtſchaftsdemokratie u. a. m., die zur 
Erörterung gelangen. Beſonders wichtig iſt dabei, daß durch die 
eingehende Unterſuchung überall Klarheit in der für die Praxis 
vielfach entſcheidenden Frage geſchaffen wird, inwieweit dieſe Dor- 
ſchriften der Verfaſſung je nachdem „den Bürger nur moraliſch, den 
Richter als Auslegungsregel, den Geſetzgeber als direktiver Rechts⸗ 
ſatz binden“. Auch die unmittelbare rechtliche Auswirkung dieſer 
Verfaſſungsbeſtimmungen wird durch weitgehende Hinweiſe auf die 
Rechtſprechung erläutert und namentlich in ſehr ausgiebiger Weiſe 
die Verbindung zwiſchen dieſen Verfaſſungsvorſchriften und der 
anderen Geſetzgebung aufgezeigt, in der gleiche und ähnliche Materien 
im ſpeziellen geregelt ſind. rſchöpfende Literaturangaben machen 
das Werk zu einem wiſſenſchaftlichen Hilfsmittel erſten Ranges. 
Aber auch der praktiſche Politiker wird manche wichtige Anregung 
gewinnen, hauptſächlich durch die vielen intereſſanten Ausführungen 
über die politiſche Entſtehungsgeſchichte der einzelnen Beſtimmungen, 
die eine wertvolle Ergänzung finden in dem zufammenfaſſenden aus⸗ 
gezeichneten Schlußaufſatz von Planitz „Zur Ideengeſchichte der 
Grundrechte“. 2 

So kann das abgeſchloſſene Werk als ein Standardwerk über 
dieſen bedeutungsvollen Teil der Reichsverfaſſung in des Wortes 
beſtem Sinne bezeichnet werden. 


(Vergleiche auch die Besprechungen über Band 1 und 2 in 
Nr. 15 Jahrgang IX und Nr. 22 Jahrgang X des „Heimatdienſtes“.) 


Die Einordnung der Verfaſſungskunde in den Lehrplan. Don Schul⸗ 
rat Geldner, Lüchow. 


Der Derfaffer hat ſich der verdienſtvollen Arbeit unterzogen, 
den Lehrern an preußiſchen Volksſchulen, die nach den Lehrplänen 
im Rahmen des Geſchichtsunterrichts den Schülern die Grundlagen 
ſtaatsbürgerlichen und verfaſſungskundlichen Wiſſens zu übermitteln 
haben, für die Einordnung dieſer Elemente in den geſchichtlichen 
Lehrſtoff der verſchiedenen Unterrichtsſtufen praktiſche Anregungen 
und Hinweiſe zu geben. Er hat zu dieſem Zweck eine genaue tabel- 
lariſche Nachweiſung aufgeſtellt, wie die einzelnen Themen der 
Staatsbürgerkunde mit dem jeweiligen lehrplanmäßigen geſchicht⸗ 
lichen und heimatkundlichen Lehrſtoff verbunden werden können. 
Er verweiſt dabei auf die im Fuſammenhang mit dem Geſchichts⸗ 
unterricht zu behandelnden Beſtimmungen der Reichs- und Landes⸗ 
Erlaſſts ſowie des geltenden bürgerlichen Rechts und Strafrechts. 
Er gibt endlich eine genaue Anweiſung, zu welchen Geſchichtsſtoffen 
das Druckſchriften⸗ und Lichtbildmaterial der Keichszentrale für 
Heimatdienſt bzw. des Deutſchen Lichtbilddienſtes zur Vertiefung 
und Belebung des Unterrichts herangezogen werden kann. Die vor⸗ 
züglich durchgearbeitete und überſichtliche Anleitung wird allen 
Lehrern, die Geſchichtsunterricht zu erteilen haben, auch denen der 
höheren Lehranſtalten, wichtige Anregungen geben und von größtem 
praktiſchen Nutzen ſein. 


Dr. Joſeph Wenzler: Leitfaden der politiſchen Geographie, 
mit 22 Abbildungen. Volksvereins⸗Verlag, München⸗Gladbach. 
129 Seiten. Preis 1,80 RM. 


In der Sammlung der Staatsbürger⸗Bibliothek als Band 172/74 
erſchienen, ſucht dieſe Broſchüre die Bedeutung der politiſchen Geo⸗ 
graphie für das öffentliche und rechtliche Denken einem größeren 
Feſerkreis zugänglich zu machen. Der Autor ſtützt ſich dabei auf die 
Ausführungen Fieglers in feinem Buch „Einführung in die 
Politik“. Don Profeſſor Jädh übernimmt er den Begriff von 
Deutſchlands Herzlage in Europa. Im allgemeinen iſt die Haltung 
Wenzlers auf friedliche Politik eingeſtellt. Er fordert Deutſchlands 
Neutralität bis zum letzten und rät dringend davon ab, ſich in eng⸗ 
liſch⸗amerikaniſchen Vorſpann nehmen zu laſſen. Rohrbachs kolo⸗ 
nialpolitiſchen Ideen ſtellt er Naumanns Anſichten von einem ſtarken 
und einheitlichen mitteleuropäiſchen Staate gegenüber, in dem der 
Anſchluß feſte Formen angenommen hat. > 
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Das Genoſſenſchaftsweſen in Deutſchland, von W. Wygodzinski, 
neubearbeitet von Prof. Dr. Auguſt Müller, Verlag B. G. 
Teubner, Leipzig⸗Berlin, 288 S. Preis: gebd. 12 RM. 

Auguſt Müller hat ſich ein Derdienft damit erworben, daß er 
dieſes Standardwerk über das Genoſſenſchaftsweſen aus der Feder 
des zu früh verſtorbenen Wygodzinski neu bearbeitet hat. Das Buch 
war vor dem Krieg erſchienen, bald vergriffen, konnte aber erſt 
jetzt wieder neu erſcheinen. Wer ſich über das Genoſſenſchaftsweſen, 
ſeine Geſchichte, das Weſen der Genoſſenſchaft, ihre verſchiedenen 
Arten (Kredit⸗Genoſſenſchaft, Verbraucher⸗Genoſſenſchaft, Produ⸗ 
zenten⸗Genoſſenſchaft) unterrichten will, der wird immer auf dieſes 
Buch angewieſen ſein. Es iſt erfreulich, daß es auf dem letzten 
Stand der Entwicklung fußt. Denn die durch den Krieg, die Infla⸗ 
tion und die Kriſe der Landwirtſchaft verurſachten Strukturver⸗ 
änderungen im Genoſſenſchaftsweſen ſind ſo einſchneidend, daß eine 
wirklich erſchöpfende Darſtellung der Genoſſenſchaftsprobleme nicht 
friſch genug fein kann. Das Buch vereinigt hiſtoriſche Tiefe, wirt⸗ 
ſchaftliches Denken, Klarheit des Aufbaues und politiſche Objek⸗ 
tivität miteinander. Wer ſich theoretiſch oder praktiſch mit der 
Arbeit des Genoſſenſchaftsweſens befaßt, wird dieſes Buch nicht 
entbehren können. S. 


Kulturelle Deutſchtumspflege auf der Iberiſchen Halbinſel. Ein 
Beitrag zur Seelſorge der Auslandsdeutſchen von Georg Schreiber. 
Heft 25 der Reihe Deutſchtum und Ausland, Studien zum Aus⸗ 
landsdeutſchtum und zur Auslandkultur. Münſter i. W., Aſchen⸗ 
dorffſche Derlagsbuchhandlung 1950, 48 S. 

Die Schrift des bekannten Profeſſors an der Univerfität Münſter 
und führenden Zentrumspolitifers breitet die von ihm ſelbſt und 
anderen in der Serie „Deutſchtum und Ausland“ betriebenen 
FForſchungen über das Auslandsdeutſchtum auf ein bisher im Zu- 
ſammenhange noch nicht behandeltes Thema aus. Wenn die Er⸗ 
haltung und Ausbreitung deutſcher Kultur in der Welt mit in erſter 
Linie auf dem Dorhandenfein vieler Millionen Auslandsdeutſcher 
beruht, fo liegt es auf der Hand, daß die Pflege der kulturellen 
Güter derſelben eine der Hauptaufgaben deutſcher Auslandkultur⸗ 
politik darſtellt. Dabei werden die durch Kirche und Schule ver⸗ 
mittelten Kulturinhalte immer mit an erſter Stelle ſtehen. Prälat 
Schreiber ſtellt in der vorliegenden Schrift dieſe Seite kultureller 
Deutſchtumspflege auf einem abgegrenzten geographiſchen Raum, der 
Iberiſchen Halbinſel, dar. Er gibt nach einigen einleitenden Bemer⸗ 
kungen über die Beziehungen zwiſchen Glaube und Volkstum einige 
Mitteilungen über die religidſe Betreuung der Auslandsdeutſchen 
auf der Iberiſchen Halbinſel in früheren Jahrhunderten und in der 
Vorkriegszeit, um dann die Entwicklung dieſer Bemühungen in der 
Nachkriegszeit und die heutige Situation in Spanien und Portugal 
im einzelnen darzulegen. Es iſt ein anziehendes Bild religiöfer 
deutſcher Auslandskulturpflege, das der Verfaſſer zeichnet, der die 
erſtaunlich zahlreiche Literatur, Mitteilungen von Beteiligten und 
auf mehrfachen Reifen in Spanien geſammelte Beobachtungen ver⸗ 
wenden kann. Man wird im einzelnen hineingeführt in die 
Gründung und das Leben katholiſcher und evangeliſcher Gemeinden, 
die im nationalen Sinne Sammelpunkte und Erhaltungszellen für 
deutſches im Ausland zerſtreutes Menſchentum ſind, und erfährt von 
den oft entſagungsvollen Bemühungen deutſcher Geiſtlicher beider 
Konfeſſionen, um das heimiſche kirchliche Leben unter den in der 
Fremde zerſtreuten Glaubensbrüdern wachzuhalten. Ganz natürlich 
werden dabei deutſche Sprache und deutſches Weſen erhalten und 
gefördert. Es iſt erfreulich, daß auf dieſe Seite deutſcher Auslands⸗ 
kulturpflege einmal von ſo berufener Seite der Finger gelegt wird. 
Hoffentlich werden ähnliche Studien über andere Länder bald folgen. 

9, 


Gothaiſches Jahrbuch für Diplomatie, Verwaltung und Wirtſchaft. 
167. Jahrgang. 1950. Juſtus Perthes, Gotha. 785 S. Preis: 
geb. 24 RM. 

Dieſes Jahrbuch bedarf nachgerade keiner Empfehlung mehr. 
Wir haben es Jahr für Jahr hier beſprochen und ehrlich gelobt. 
Es erſetzt eine ganze Bibliothek politiſcher, verfaſſungskundlicher, 
diplomatiſcher, wirtſchaftlicher und geographiſcher Literatur. Denn 
es enthält alle Angaben über ſämtliche Staaten der Erde, die irgend ⸗ 
wie lexikaliſch oder ſtatiſtiſch greifbar und für die Kenntnis des 
Landes Dorausfegung find. Die Gruppierung erfolgt nach einem 
beſtimmten Schema: Staatsgebiete, Fläche und Bevölkerung, Der- 
faſſung, Regierung und Verwaltungsbehörden, diplomatiſche Ver⸗ 
tretungen, Verteilung der Bevölkerung und der Bekenntniſſe, wich⸗ 
tigſte Orte, Staatshaushalt, wirtſchaftliche Erzeugung, Außen- 
handel und Verkehr, Heer und Flotte, wichtigſte Zeitungen, ſonſtige 
Beſitzungen. Die Angaben ſelbſt find jo meiſterhaft ausgeſiebt und 
zuſammengedrängt und auch typographiſch ſo klar und überſichtlich 
angeordnet, daß die deutſche wiſſenſchaftliche Literatur auf dieſes 
faſt einzigartige Werk ſtolz ſein kann. Wir können nur immer 


wieder dieſes Handbuch empfehlen, für jeden Politiker, jedes wirt ⸗ 
ſchaftliche Büro, jede Redaktion. Denn es iſt unentbehrlich. Aber 
auch für die Seminarien und die Univerſitäten können wir uns 
keine beſſere und praktiſchere Einführung in die heutige Weltpolitik 
und Weltwirtſchaft denken, als das Studium dieſes Buches. B 
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Kalender für das Jahr 1931. 


Das Jahr 1951 beſchert uns eine Reihe wertvoller Kalender 
und Jahrbücher, unter denen Adele Schreibers Jahreskalender 
„Mutter und Kind“ (Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 58, 


Potsdamer Str. 41, Preis 5 RM.) den weit- 
aus erſten Platz einnimmt. Aus dem im 
vierten Jahrgang erſcheinenden Kalender ift 
in dem neuen Verlag ein kleines Kunſtwerk 
geworden. Bilder und Cextſtellen find ſorg⸗ 
fältig ausgewählt. Unter den ſochs farbigen 
Wiedergaben finden wir Gemälde von Cor« 
regio, Stephan Lochner, Albrecht Dürer und 
anderen. Der Grundgedanke des Kalenders 
iſt beibehalten worden, ein Führer zu ſein 
durch das Land der Kinder und Mütter. Die 
verſchiedenartigſten Probleme der Kinder- 
erziehung werden behandelt: Hygiene und 
Körperkultur, Ernährung und Kleidung, 
Jugendbewegung und Seelenkunde, Ver⸗ 
erbung und Mutterſchaft. Beſonders lehrreich 
find die Beiträge über die Fürſorge für Säug⸗ 
linge, tuberkulöſe und rachitiſche Kinder und 


die Jugendpflege. Am Schluß finden wir ein Stichwortverzeichnis, 
das das Auffinden jeder Tertitelle ermöglicht. Auch in dieſem Jahr 
iſt dem Kalender ein Preisdusſchreiben beigegeben, das ſich diesmal 


'hot.: Marga Steinmann, Bern 
Aus dem Kalender „Mutter und Kind“ 


Prenzlau“ 


lag Reichsverband für deutſche Jugendherbergen Hilchenbach in 
Weſtfalen, Preis 2 RM.). 
den deutſchen Jugendherbergen gewidmet. Das Auge des Photo- 


Ein beſonderer Abſchnitt darin iſt 


graphen iſt nicht mehr nur auf die gigantiſchen 
Natureindrücke eingeſtellt — auch den Winzig⸗ 
keiten, einem alten Hausgiebel, einem ſchön 
gewachſenen Baum, einem ruhenden Gewäſſer 
gewinnt man jetzt Schönheit ab. Im ſelben 
Verlag iſt ein kleines Jahrbuch erſchienen, 
„Freudenborn 1951“ (Preis 20 Pfennig), 
das unter den Jugendlichen Heimatliebe, für 
Tier- und Pflanzenſchutz und die reine Freude 
am Wandern werben will. Der kleine Führer 
verbindet in liebenswürdiger Form Unter⸗ 
haltung mit Belehrung. Beſondere Tabellen- 
angaben unterrichten über die wichtigſten Ent⸗ 
deckungen und Erfindungen und über die 
Maſſe der Erde und Geſtirne. 

In der Reihe der Volks- und Heimat- 
kalender muß auch in dieſem Jahr der 
„Heimatkalender für den Kreis 


(herausgegeben vom Kreisausſchuß des Kreifes 
Prenzlau) erwähnt werden. In ſchöner Schrift, mit reichem Bilder⸗ 
ſchmuck bringt er eine Fülle von anregenden, literariſchen und volks⸗ 


nicht nur an die Erwachſenen, ſondern auch an die Kinder wendet. 


Phot. H. Fischer, Braunschweig 
Aus: Naturſchutztalender 


Das Deutſche Aus- 
landsinſtitut bringt, wie 
gewohnt, feinen „Kalen- 
der des Ausland- 
deutſchtums“ (Aus- 
land und Heimat Verlags- 
A.-G. Stuttgart, Preis 
2 RM.) in muſtergültiger 
Reichhaltigkeit heraus. Aus 
Bildern von Litauen, Bra- 
ſilien, Mähren, Pomme- 
rellen, von der deutſchen 
Benediktinerabtei in Tok⸗ 
won auf Korea, Rumä⸗ 
nien, Griechenland, Lett⸗ 
land, Paläſtina, Chile, Süd⸗ 
afrika, Bolivien, Kanada, 
Italien, Sowjetrußland er⸗ 
fahren wir, in welcher 
Fülle das Deutſchtum über 
die ganze Welt verbreitet 
iſt. Dafür nur ein Beiſpiel: 
Anläßlich eines Deutſchen 


kundlichen Beiträgen. 

Im dritten Jahrgang er⸗ 
ſcheint der „Deutſche 
Reihspoft-Kalender”, 
herausgegeben mit Unter« 
ſtützung des Reichspoſtminiſte⸗ 
riums im Konkordia-Verlag, 
Leipzig O 1, Soetheſtr. 6 
(Preis 4 Ri.). Der Kalender 
bringt auch in dieſem Jahr 
ſehr viel intereſſanten Bild⸗ 
und Leſeſtoff. Neben Wohl- 
fahrtsbriefmarken lernen wir 
im Bild eine Reihe poſtfiskali⸗ 
ſcher Neuerungen kennen, jo 
das photometriſche Laborato- 
rium des Reichspoſtzentral⸗ 
amts in Berlin, mechaniſierte 
Paketannahmebetriebe, Sei⸗ 
tungsfalzmaſchinen, die Richt⸗ 
antennenanlage bei der Groß- 
funkſtelle Nauen und anderes Phot. Oemichen, Osnabrück 
mehr. Selbſtverſtändlich ent⸗ Aus: „Mutter und Kind“ 
hält der Kalender auch Angaben über die wichtigſten Poſtgebühren, 


Tages in Edmonton (Kanada) find 5000 Deutſche verſammelt, die ſich 
von einer deutſchen MRuſikkapelle deutſche Lieder und deutſche Muſik⸗ 
ſtücke vorſpielen laſſen. Dieſes Bild wiederholt ſich in der ganzen 
welt. Es bewahrheitet ſich, was Botſchafter i. R. Dr. Solf in 
feinem Vorwort ſagt: „Mögen die Deutſchen innerhalb der Reichs ⸗ 


Grenze wohnen, mögen fie über alle Erdteile 
zerſtreut ſein, das deutſche Volkstum iſt etwas 
Einheitliches, etwas Großes und Unteilbares. 
Der Derbindende iſt die deutſche Sprache, iſt 
der deutſche Geiſt und das deutſche Bewußt⸗ 
fein. Dieſer Kalender für das Auslanddeutſch⸗ 
tum iſt in Wort und Bild ein Ausdruck 
ſolcher Verbundenheit. Möge er in vielen 
Tauſenden von Stücken in jede Stadt, in jedes 
Dorf, in jede Siedlung dringen, allüberall wo 
Deutſche auf der ganzen Welt wohnen, und 
möge er dazu beitragen, den Geiſt der Ver⸗ 
bundenheit zu ſtützen und zu ſtärken.“ 


Dom Deutſchtumskalender führt kein wei⸗ 
ter weg zum „Naturſchutzkalender“ 
(Verlag J. Neumann-Neudamm, Preis 5RM.). 
Er übernimmt es auch in dieſem Jahr, für 
ein richtiges Derftändnis der Natur zu 
werben. Dazu verhelfen ihm ſehr fchöne 
Landſchaftsaufnahmen und Tierbilder, an 
denen ſich Groß und Klein erfreuen werden. 
Nicht überall gelang es, die Natur vor der 
einbrechenden Technik zu ſchützen. Um ſo not⸗ 
wendiger iſt es, das Erhaltene mit erhöhter 
Sorgfalt zu pflegen. Neben den Naturſchutz⸗ 
kalender tritt als gleichwertige Leiſtung der 
deutſche Wanderkalender Deutſches 
Wandern 1951“ (Herausgeber und Ver⸗ 


wi 


Aus: „Deutfches Wandern“ Phot. P. John, Berlin 
Kämmereigebäude in Neiße (Schleſ.) 


und gerade hierin liegt vielleicht ſeine große Unentbehrlichkeit. Die 
gleiche Anſchaulichkeit vermittelt der im ſelben Verlag und zum ſelben 
Preis erſchienene „Deutſche Reichsbahn -Kalender“. Der 
im fünften Jahrgang vorliegende Kalender hat ſich das beſondere Ziel 
geſteckt, die Reichsbahn als Brücke zum Ausland zu zeigen. Das gelingt 


ihm beſonders durch eine Reihe von Bildern 
aus den Grenzgebieten, die die Aus- 
landsverfrachtung deutſcher Güter und Er⸗ 
zeugniſſe in imponierender Größe darſtellen. 
Wie der Reichspoſtkalender iſt auch dieſer in 
feiner Geſamtheit eine glänzende Reportage 
über Gütertransport und Beiſeverkehr in 
Deutſchland. Landſchaftliche Schönheiten 
wechſeln mit techniſchen Meiſterleiſtungen. 
Wir ſehen Streckenarbeiter bei der Arbeit. 
Statiſtiſches iſt nicht vergeſſen. Schiffahrt und 
Luftfahrt nehmen ihren verdienten Platz ein. 
Ausgiebige Texterläuterungen ſorgen dafür, 
daß der Eindruck der Bilder nicht durch das 
Umblättern verwiſcht wird. 

Unter den deutſchen Auslandskalendern 
darf der „Kalender für die Deut ⸗ 
ſchen in Braſilien“ im Jahr 1951 fein 
50. Jubiläum feiern. Dieſes ſchöne Ereignis 
gibt uns Deranlaffung, auch auf dieſen Ka⸗ 
lender hinzuweiſen (Perlag Rotermund & Co., 
Sao Leopoldo, Braſilien; Preis 1,50 AM.). 
Ein echter Familienkalender, bringt er eine 
Reihe von Gedichten und Erzählungen, 
Kalendernotizen u. a. m. Das Ereignis des 
Heppelinbeſuches wird entſprechend gewürdigt. 
Beiträge aus der Geſchichte der deutſchen Ein⸗ 
wanderung in Braſilien runden den Geſamt⸗ 
eindruck. Dr. Paul Herzog. 
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üchere ngang Wil "Boftsiwarte-Berlag, Soeben neu erschienen: 2 
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1201. 176 C. mit 30 Nr. mikrrt., Arkilger Pet pr. FRITZ WERTHEIMER 


5 8c 80 Halb- über das Buch von H. Ba⸗ 

leinen 3,50 Steg 155 ginſti: Zagadnienie 1 2 

Von deutschen Parteien und 
erbeverlag für Südtiro arſchau Han 

(Eckart⸗ Verlag, Wien V. 12 3. gt 1930. 
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Bon Lenka Koerber. Kalender des Ausland⸗ 
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chen 3 Preis 3 RM. Kreis Prenzlau 1831. 
erlag Rud. Schneider, 
Markersdorf, Bez. Dresden. 1 Sareti 


Weltkrieg droht auf deut» Kreiſes Prenzlau. 


i e |ZENTRALVERLAG C. M. B. H / BERLIN W 35 
Auaduchuuaduannaduadaagnadduadnagnagnadgunddnund gaga 
i Dieser Abreißkalender 


ist ein entzückendes 


Weihnachtsgeschenk, 


erfreut Mütter und Kinderfreunde das ganze Jahr hindurch! 


Die Königsberger Hartungsche Zeitung schreibt am 13. November 1930: 


.Das gegen früher vergrößerte Format gestattet die Wiedergabe sehr eindrucksvoller 
Bilder, unter denen 6 wunderschöne farbige Drucke auffallen. Die Texte sind unter liebe- 
vollster Einfühlung in das Leben des Kindes, wie es sich vom Säuglings- bis zum Jugend- 
alter abspielt, zusammengestellt. Wertvolle Hinweise auf die mit dem Thema in Verbindung 
stehende neuere Literatur „. +... für Eltern und Kinderfreunde eine wertvolle Gabe. 


＋ 1 r f i EN Zwei Preisausschreiben für die Bezieher des Kalenders! 
MIN 1 ED. i | \ n Preis nur 3,—RM ä ——— 


Ein Tagebuch der 0 1 In jeder Buchhandlung erhältlich oder (zuzügl. Porto) direkt vom 


Jahreskalender, im IV. Jahrgang, herausgegeben von Adele Schreiber ZENTRALVERLAG G. m. b. H. BERLIN W35 
eee. 


Sonder prospekte gratis 


Ein Rekorderfolzg?!!! Begeisierie 


L. Horwitz, Regierungsrat der Reichszentrale für Heimatdienst Aufmunhme 


Um Deuischlands in der Presse aller Parteirichtungen 
wirischaftliche Zukunft „ 3.6. esse ru der Autor I Ber 


. 4 5 wußtsein; es kommt in unserem um seine Selbstbehauptung) 
Tributlast / Arbeitsnot / Ringen um Wirtschaftsfreiheit ringendem Lande, ebenso wie auf politische auch auf ge- 
meinsame wirtschaftliche Willensbildung an. So nur, wie 
80 Seiten mit 18 Schaubildern und graphischen Darstellungen hier theoretisch der Weg gezeigt ist, wird, es möglich sein, 
alle Kräfte zur Überwindung der Wirtschaftsnot zu weisen 
Als Schulbuch empfohlen u. a. vom Preußischen Ministe- und fruchtbar werden zu lassen. 
rium f. Handel und Gewerbe; Preußischen Ministerium f. Wissenschaft, Neue Augsburger Zeitung: ... Gerade weil 
Kunst und Volksbildung; Preußischen Ministerium f. Landwirtschaft; EU a a 
Württembergischen Ministerlalabteilung für Fachschulen lieder des deutschen r WERT 
schen, daß jedem Deutschen der Inhalt dieser Schrift 
Preis nur 2.— RM. vertraut würde. 


Durch jede Buchhandlung oder direkt: 


ZENTRALVERLAG ©: N B. H. BERLIN W 35 


Der Heimatdienft 


Preisabbau 


Die Königin 


unter den Musikinstrumenten ist das Harmonium. Es 
ist das für gute Hausmusik geeignete Instrument und 


liefern wir seit 1884 dir. ab unserer Fabrik 


in Herren-, Speise- u. Schlafzimmern, 


jedem erschwinglich. 


Sonderangebot verschiedener 


EHNTAUSENDE 


zufriedener Kun- 
den kauften un- 
sere geschmack- 
voll gerahmten 


BILDER 


hachkünstierische 
Reproduktionen und 


ÖLGEMÄLDE 


ohne Anzahlung ge- 
gen bequemste Ra- 
Rücksendungs- 


waverbindlich. 


Neue u. gebr. Markenpianos spottbillig, 


Juwelen © Bestecke 


Taschen- und Armband- 


sämtliche Gold- und 
Silberwaren 


Perlenketten 


preisgünstig direkt anPrivate 
Verlangen Sie 
Katalog gratis unter 
Berufsangabe 
Robert Klingel 
Pforzheim 23 
Postfach 208 


ken, d geb: nt, doch tadellos. 
Küchen. Ciel und Bolftermöber. || ana e e Oberbetten, 
5 Oktaven . ” Unterbetten, Plumeaus 
2 5 Okt., 9 Registe: „ 300 
Ein Aue ti 9 8 Gele 9 2 5 eit 2 Spiele, 12 Reg. neu „„ 400 und Kissen, Bettfedern 
1 vollſtändiges Schlafzimmer 5 „ 14 „ neu „ 800 und Daunen 
i 0.— 41½ 5 . streng vertraulich ohne Anzahlu 
ſchwer Eiche nur M. 65 8 7 » N ; „5 2550 9 Monate Ziel und ee Se 
Möbelhaus Lindemann 8 Auf Wunsch zahlb. in 12 Monatsraten von M. 20 an- Erste Rate 1 Monat nach Lieferung. 
ran. | | Frachtireie Lieferung. Prosp. H gratis. Jedes Bett wird für jeden Kunden nach ge- 
Seit 40 Jahren Berlin Nd 43, Gollnomſtr. 28/29. Piano- u. Harmonliumhaus Berlin, Lützowstraße 68 troffener Wahl besonders angefertigt. 

Achtung! 4 Schaufenſter! Achtung! = Minderwertige Ware 


tühren wir nicht. 
Lt. amtl. notarieller Bestätigung: 
1. Über 4 Kunden in mehr als 
0000 Orten. 

2. Über 100000 Kunden haben zum 
2. Mal und öfter nachbestellt. 

3. Viele Kunden schreiben, daß 
solch gute Betten am eigenen 
Platze zu gleichen Preisen nieht 
zu kaufen sind, 


Gebr. Passmann A.-G. 


Köln 149, Trierer Straße 13. 
Größtes Spexlalgesehäft Deutschlands. 


Verlangen Sie kostenlos Muster und Preisliste, 
auch Sie werden bestimmt unser Kunde. 


Den Anzeigenteilum 
dieser Zeitschrift verwaltet 
Dr. WALTER SETZEFAND 


Wandschmuck, Kunst- 
verlag u.Bllderversand G i Annoncen-Expedition GmbH 
HEINRICH & Co. re se Berlin SW48, Friedrichstr. 239 
Ben cr lernen elefon F 5, Bergmann 6848 
= Klaviorspiolen- | s ne Te Tai 
tom hoch e, [ENTFETTUNG! 
4 „ tief Noten Tele bel. leichte | Jeder probiert garantiert unschädliches Mittel 
eben aus % Erlernung-Alles überragende | selbst aus. Gratisprobe für 10 Tage, die Ihnen 
5 mit 9 Auszügen Bez — — bis u 10 Pfd. Abnahme 8 1 
. b jede Verpflichtung oder Berechnung dure 
Nicolaus Jacobi, Bremen E19 ‚nun DI ee Een e Be, Pr. Janssen, Aıt.978 Charlottenburg, Wallstr. i. 
gegründet 1834 Posttach 573 * 8 * hoch 
* Li 


Möpel-Kamerling 
N, Kastanienallee 56 
Riesenauswahl, Zahlungs- 
erleichterung 6% 
8 gar. echte 
tadellose 

BRIEFMARKEN 

vob. Samoa, Togo, 

I Karolinen u. viel. 

and. selt. Länd., f. n. M. 2.95 
u. Port. per Nachn. Preisl. 
gratis. RUD. ROHR, 
Berlin Ni „ Friedrichstr. 131 d 


Sefchäftliche 
Mitteilungen 


Das Möbelhaus Linde 
mann, Berlin NO 43, Goll⸗ 
nowſtr. 28/29 (4 S. 
fenfter), bringt auch im 
diefem Jahre wieder ein 
beſonderes Angebot zum 
ahresabſchluß. Wie aus 
ent Inſerat der Firma her⸗ 
vorgeht, liefert die Firma 
ein ſchwer eichenes Schlaf⸗ 
zimmer zum Preiſe von 
nur 650 M. Dieſer Preis 
iſt einſchließlich aller Zu⸗ 
taten geſtellt. Außerdem 
Firma aber 
ch alle anderen Möbel, 
erren-, Speiſe⸗ Zimmer, 
üchen, Einzel⸗ und 
Polſtermöbel zu anerkannt 
niedrigen reiſen. Das 
Möbelhaus Lindemann gibt 
au nach Übereinkunft 
lange Kredite und gewährt 
einen Kaſſarabatt von 
10 v. H. 


in jeder Farbe gebeizt 
Stets lieferbar frei jeder deutschen Station. 


Fordern Sie Spezialkatalog über Schreibtische, 
Sessel, Bücherschränke sowie alle Büromöbel 


U. f. m N RTE N 


Berlin W8, charlottenstr. 59 
Merkur A 6, 5231 


Kostbarkeiten | 


|| DAS »CHRONOS--RATENSYSTEM 
ERMÜGLICHTJEDEM DIE ANSCHAFFUNG! 


SCHWEIZER UHREN! 
TASCHEN- UND ARMBANDUHREN 
DAMEN-UHREN ++ STIL-UHREN 
STAND-UHREN+SCHMUCH+RINGE 
JUWELEN+ KEITEN 
BRILLANTEN +BESTECKE 


Die Apfelfine nimmt bei 
Ernährung und Stoffwechſel 
eine Sonderſtellung ein. Sie 
verbindet köſtlichen Ge⸗ 
mad und wundervolles 
roma mit herrlichem Ge⸗ N 
8. Die Firma ico⸗ 
Iaus SEE Bremen 
€. 19, bietet friſche Süd⸗ 
früchte direkt aus dem Im⸗ 
porthafen an. 


— 


CHMRONOS Sv. BRAIN WS-KRONENSTR.66 


Lankwitz 


Günstigste Verkehrslage, 
wenige Minuten bis Potsdamer Platz. 


Sonnige Neubau- Wohnungen 
mit neuzeitlichem komfort 
1 


Y=, 2- u. 2½- Zimmer- 


Wohnungen 


zu günstigsten Bedingungen 
per sofort und 1. Februar 1931 zu vermieten 


Größere Wohnungen später 


Besichtigung: Werktäglich 11—5 Uhr 
Sonntags 10—4 Uhr 


Vermietungsbüro : 


Kaiser-Wilhelm-Straße 51 


Der Heimatdienſt 


S TAGE ZUR ANSICHT! 


ÖLGEMAÄLDE 


Wir liefern Ihnen von LB. MI. an gute Ölgemälde 


namhaiter Künstler. Verlangen Sie photog. Abb. Nr. 110 
oder besichtigen Sie unverbindlich unsere Ausstellung. 
Für Beamte Zahlungserleichterung ohne Preisaufschlag 


DER KUNSTKREIS G. m. b. H. 
Verkaufsstelle d. DEUTSCHEN MALER- GIL DE E. v. 
BERLIN C235 
Kurze Straße 17 (hinter dem Lehrervereinshaus). 
Tel.: Kupfergr. 4048, Geschz. 9—6, Sonnab. 9—5. Zur Einführung Werbepreise 
Versand nach allen Plätzen Lach allen Plätzen Deutschlands Verlang. Sie unverb. Katalog. 
Rheingold Silberwaren - Ge- 
$trasufateppidie sellschaft, W.A. Keune & Co, 
Läufer und Stückware, billig. p pıime Mettmann (Rhld.). Schließf. 45° 


franko Lieferung ohne Anzahlung, monatlich RM 10.— 
Musterpäckchen, auf Wunsch auch Linoleum, franko auf 


5 Tage Linoleumgroßhand- 
zur Wahl. Otto Sachau, lung, Elmshorn 289. 


Silberbestecke 


und Tafelbestecke mit 100 g Feln« 

i silberauilage, — 8 Tage zur An- 

sicht, 6—18 Monate Kredit. Die 

neuen rassigen Modelle, Gruga““ 

| Rokoko stilrein“, „Fächer“ 
sind jetzt lieferbar. 


1 RHEINGOLD 


Eine praftifche Volkswirtſchaftslehre für jeden 
Deutſchen in Wiſſenſchaft und Prazis in allge- 
meinverſtändlicher und auſchaulicher Darſtellung 


Soeben erſchienen! 


Unſere Volkswirkſchaft heute und morgen 


Die Spitzenleistung 


der deutschen Sprechmaschinen - lndustrie. 
Preis ab Fabrik nur 78 Mark. — 1 Jahr Garantie, 


Ohne Anzahlung-2 Mark wochenrans 


Rücksendungsrecht Innerhalb 8 Tagen 
Leo Heinrich, — 


Von Dr. Rob. Wilbrandt Jatz ist der Moselweinbiligl | Senn n 8s, Lynareer. 5-5 Fabrik „Edelton“ 
Versuchen 8 te 8 l, 
o. Profeſſor der Volkswirtſchaftslehre 5 „ Serie Schallplatten ee ———— 
Bei dem Bedürfnis, das heute in welteſten Kreiſen vorliegt, ſich CNN 
über voltswirtſchaftiiche Fragen zu unterrichten, . dieſe prak- »29er Clüssenrather Königs- Warte Thüringer Ritter 


berg 0.95 Pilaumenmus 
tiſche Volkswirtſchaftslehre hoch willkommen fein. Sie behandelt, „28er Schwarze Katz 1.20 B 1 7 T 
1 nur Pflaume 1 
eden Heere ee denne Geiockde, ore und ee und Best | 10.PiG. Eimer 36 3.50. aB 
8 it 5 5 0 90 „27er Dhroner Roterd 1.70 en un ae | ice Mackmahme, Vielerbaua 
jertehrspolitit ſamt Sozial- und Kartellpolitit und führt nicht nur 21 er Piesporter Pichter lungen Bezug auf den de Nachbeste 
unfere deutſche Volkswirtſchaftslehre vor, wie jle ausfieht und was (natur) 1.95 »„Heimatdienst“ sende Nachbestellungen. 
fie bewirkt, ſondern fagt auch, wie fie fein muß gemäß unſerer Lage. 5 Otto Ritter, Pllaumenmus- 


auch sort. Ferner Rotwein fabrik,Schköleni. Thür, 136. 
300 Seiten Großoktab geheftet N 8,.— — 


1.—, Tischwein 0.75. Glas 
Ganzleinen band MH 10,— leihweise oder 0.20 p. Fl. 


Kr Ben ea 
verlangen. aufende An- 
erkennungen. Teilzahlung! Technikum Ilmenaun Thür. 
Weinkellerel Schmitgen, ee aschinenbau u. Elektrotechn, 
Ä ftl. B 8 1 
Berncastel 60 (Mosel). Wissenscbaftl etriebsführg. Werkmeisterabtig. 


Verlag von Reimar Hobbing in Berlin SW 61 


Von der Überseeplantage direkt nach dem Bremer Freihafen 
von dort direkt in die Berliner Großrösterei unseres Hauses ... 
und aus der Großrösterei direkt zu Ihnen ! 


Nur so können Sie die Kaffeezollerhöhung sparen! 
Decken Sie bei uns Ihren Bedarf an 


Nuffee 


Sorte 0 Hausmischung, wirklich gut und ergiebig ..Pfd. 2, 00 RM 
Sorte 1 Campinas-Mischung, sehr wohlschmeckende 
Zusammenstellung. e 
Sorte 2 Guatemala -Misch fein, ergieb! 
Sorte 3 Java-Spezial- «Mischung, hochfeiner Plan- 
tagen-Kaffee, wunderbare Schwere, W 
ragender Geschmack 
Sorte 4 Imperator-Mischun 
nur Hochgewächse 
ab 5 Pfund: Liefer 


Sie werden als unser Versicherter vollkommen als 


Privatpatient 
behandelt. 


Ein Krankenschein ist nicht erforderlich. 


Vereinigte Krankenuersicherungs- 
Akt-tes.. Berlin 


Aktienkapital 5 Millionen RM. 
Reserven über 5 Millionen RM. 


An das 
Spezial-Büro für die Beamtenverbände 
Otto Mack, Berlin O 17, Am Ostbahnhof 12, 


Ich bitte um unverbindliche Zusendung Ihres 
Prospektes bezw. unverbindlich bei mir vorzusprechen. 


„von Daak“, Kakao Sorte JJ. . Pfd. 1, 40 RM 
„von Daak“, Kakao Sorte I. „ 1,60 „ 


Wir llefern in Packungen von % und 1 Pfund. 


See 


direkt aus dem Import genommen! 
Nr. 1 Ostfriesische Mischung. 
Nr. 2 Java-Orange-Pecco .. 
Nr. 3 Ceylon-Orange-Pecco.... 
Nr. 4 Darjeeling-Orange-Pecco . 2 7.15 „ 
Nr. 5 Darjeeling Hochgewächse. .. BET ER 


in Packungen von ½, ½, I Pfund. 


4,30 RM 


” 


9,20 „ 


.. . 


HANSEATISCHES IMPORTHAUS 
VON DAAK & CO. G. M. B. H. 


KAFFEEIMPORT / GROSSRDOSTEREI 


BERLIN-WILMERSDORF 
Brandenburgische Str.21 e „J2,Oliva 6100/01 
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